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Ab dem 1. Januar 2018 werden auf den Verpackungen von Sü-
ßigkeiten und auf Wein- und Branntweinflaschen Warnhinweise 
stehen, beispielsweise: „Fettes Essen verursacht Fettleibigkeit“, 
„Alkohol schädigt Ihre Leber“, „Alkohol bedroht Ihre Potenz“. 
Das sieht eine EU-Richtlinie so vor. Sie fordert auch, dass 65 % 
sowohl der äußeren Vorder- als auch der äußeren Rückseite der 
Packung und jeder Außenverpackung und der Flaschen (farbige) 
Bilder tragen, die zu den jeweiligen Warnhinweisen passen. Man 
sieht schwer übergewichtige, kaum noch bewegungsfähige Men-
schen, abgemagerte Trinker mit fahlen Gesichtern und geschädig-
te Organe („Fettleber“, „Gallensteine“). Geplant ist weiterhin, die 
Werbung für Unterhaltungsgeräte einzuschränken. Die zuständi-
ge EU-Kommission hat herausgefunden, dass zu viel TV-Konsum 
und häufige Computerspiele schädlich sind und süchtig machen 
können. Die Richtlinie schreibt daher unter anderem folgende 
Warnhinweise und Empfehlungen vor:
„Fernsehen kann Ihren Verstand schädigen“, „Wenn Sie fernse-
hen, vernachlässigen Sie Ihre Kinder, Ihre Familie und Ihre Freun-
de“, „Das Sitzen vor dem Fernsehgerät führt zum Genuss von 
Süßigkeiten und Alkohol – die Folgen kennen Sie!“, „Das Fern-
sehen aufgeben – für Ihre Lieben da sein“. Die Werbeprospekte 
für TV-Geräte müssen Fotos von Menschen mit leerem Gesichts-
ausdruck zeigen, die es sich mit Bier, Popcorn und Kartoffelchips 
in ihrem Sessel (wahlweise: auf einer Couch) gemütlich gemacht 
haben.

Diese Szenarien sind noch Fiktion, ausgeschlossen sind sie aber 
nicht. Ich habe lediglich die Vorgaben der europäischen Taba-
krichtlinie – genauer: der „Richtlinie 2014/40/EU zur Anglei-
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied-
staaten über die Herstellung, die Aufmachung und den Verkauf 
von Tabakerzeugnissen und verwandten Erzeugnissen und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2001/37/EG“ – fortgeschrieben. Die 
Richtlinie (und das im Mai verabschiedete Gesetz zu ihrer Um-
setzung) ist ein Musterbeispiel für das sog. Nudging [= ansto-
ßend, leichter Rippenstoß], also die „sanfte“ Verhaltenssteuerung 
in Form von Aufklärung, Hinweisen und Ermahnungen. Heiko 

Maas (Bundesminister für Justiz und Verbraucherschutz) findet 
das gut: „Nudging ist ein Stups in die richtige Richtung“

Nun ist gegen staatliche Fürsorge an und für sich nichts einzu-
wenden. Der Schutz von Passivrauchern mag deshalb strenge 
Rauchverbote rechtfertigen, und auch staatlich verordnete Warn-
hinweise halte ich für legitim. Ob Ekel auslösende Schockbilder 
zusätzlichen Nutzen stiften, ist schwer zu sagen. Zur Abschre-
ckung gedachte Fotos von Drogensüchtigen haben die Leute, 
sogar einige Politiker, nicht davon abgehalten, es mal mit Crystal 
Meth zu versuchen. 
Problematischer ist das hinter dem „Stupsen“ und den Verboten 
stehende Menschenbild. In der Vergangenheit sprach man fast 
liebevoll vom „Vater Staat“, ältere Leserinnen und Leser werden 
sich daran erinnern. Das Bild hat aber auch eine weniger angeneh-
me Seite. Ein Vater hat unmündige Kinder, die er erziehen und 
notfalls bestrafen muss. Die Politik betrachtet den Bürger zuneh-
mend als Kind, das ständig der Belehrung und der Ermahnung 
bedarf, anderenfalls es durch Unvernunft zu Schaden kommt oder 
jedenfalls Dinge tut, die der „Vater“ moralisch missbilligt.
Die hoheitliche Wohlfahrtsfürsorge droht in eine Wohlfahrts-
diktatur umzukippen. Es ist deshalb Zeit, an die Freiheiten zu 
erinnern, die das Grundgesetz (GG) gewährt. Die Grundrech-
te garantieren das Recht, an groben Unsinn zu glauben und ihn 
auch zu äußern, exzessiv fernzusehen sowie fetthaltige Speisen 
und Alkohol zu konsumieren. All das steht natürlich unter dem 
Vorbehalt, dass nicht Rechte anderer verletzt werden (siehe Ar-
tikel 2 Abs. 1 GG), und bei Kindern und unzurechnungsfähigen 
Personen müssen die Freiheiten beschränkt werden. 
Ansonsten sollte die Politik sich von der Devise „Im Zweifel für 
die Freiheit“ leiten lassen. Bevormundung kann eine sehr uner-
wünschte Nebenwirkung haben: Ein leidenschaftlicher Raucher, 
der immer von der Gefahr des Rauchens für die Gesundheit liest, 
hört in den meisten Fällen auf – zu lesen (Winston Churchill).

 Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld
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Denkanstöße für die Zukunft der Verwaltungshochschulen im Span-
nungsfeld von Akademisierung und Handlungssicherheit am Beispiel des 
gehobenen Dienstes in Polizei und Verwaltung.**

I. Vorbemerkungen: Prinzip Verantwortung

Das (Fach-)Hochschulstudium als regelmäßige Bildungsvorausset-
zung für den Zugang zum gehobenen Dienst in Polizei und Verwaltung 
gehört seit den reformbewegten 1970ger Jahren zum Standard. Der 
Bund und die Länder hatten – teils angeregt, teils getrieben durch die 
hochschulpolitische Großwetterlage – den Wechsel von Ausbildung 
zu wissenschaftlich fundiertem Studium organisatorisch1, institutio-
nell2 und curricular vollzogen. Dennoch: Der durch den sonntäglichen 
Tatortkonsum geschulte Bürger stellt sich unter einem Kommissar 
vielleicht einen Haudegen vor, einen ganzen Kerl wie Nick Tschiller, 
einsam wie Max Ballauf – und immer auch ein bisschen Kino. Aber die 
harten Bänke einer Hochschule werden nicht unmittelbar assoziiert. 

Ein Studium soll wissenschaftliche Methoden und Kenntnisse ver-
mitteln. Wissenschaft ist systematische, aus beobachtender Distanz 
vorgenommene Reflexion und Erkenntnisgewinn in Ansehung der 
Vorläufigkeit eigenen Wissens.3 Wissenschaftlich ist, was den Keim 
der Widerlegung in sich trägt. Wissenschaftliches Studium vermittelt 
Relativität von Wissen, ist Postulat von Falsifikation und Kritik statt 
Dogma.4 Der Alltag in Polizei und Verwaltung stellt andere Anfor-
derungen und der frische Absolvent wird gut daran tun, nicht gleich 
am ersten Tag seine neue Dienststelle auf links drehen zu wollen – frei 
nach dem Motto: „Ich kenne das Leben, ich habe studiert!“ Er ist fort-
an eingebunden in eine Hierarchie und hat sich den Gegebenheiten 
der jeweiligen Einsatzsituation unterzuordnen. Statt kritischer Fra-
gestellungen sind verwertbare Antworten, statt kritischer Reflexion 
und Diskurs ist Handlungssicherheit gefragt. Mancher Praktiker wird 
seinen jungen Kollegen zurufen, er möge vergessen, was er „auf der 
Schule“ gelernt habe. Die Praxis werde schon einen echten Polizisten, 
einen echten Verwaltungsbeamten aus ihm machen.5 
Die Spannung von wissenschaftlicher Ausbildung und praktischem 
Erfordernis ist zwar ausdrücklich Gegenstand sämtlicher einschlä-

*	 Prof. Dr. iur. Lars Esterhaus, M. Th. lehrt Öffentliches Recht an der HS Bund, 
ist Prodekan am Standort Brühl und Hochschuldidaktischer Moderator; die 
Äußerungen in diesem Beitrag entsprechen der persönlichen Auffassung des 
Verfassers.

**	 Der Beitrag beruht auf einem Grußwort des Verfassers anlässlich der Absolven-
tenfeier des Fachbereichs Kriminalpolizei der HS Bund am 30. September 2015.

1	 BGBl. I 1976, 2209, § 14 II.
2	 GMBl. A, 28. Oktober 1978.
3	 Spohrer, Studium ohne Wissenschaft? Das Primat der Praxis am Beispiel des 

Hochschulstudiums der Polizei aus sozialwissenschaftlicher Sicht, in: Möllers/v. 
Ooyen, Bundespolizei – Hochschule – Innere Sicherheit, 25–34.

4	 Zum Ganzen: Popper, Karl, Logik der Forschung, 1935.
5	 Hammermann, Die Akademisierung der Polizei und die Missachtung von vorhan-

denen Wissensressourcen im Veränderungsprozess der Polizeiorganisationen, in: 
Feltes, Neue Wege, neue Ziele, Polizieren und Polizeiwissenschaft im Diskurs, 
Bd. 1, S. 11–S. 24 (13f.); Möller, Müssen Kommissarinnen und Kommissare ein 
akademisches Hochschulstudium absolvieren? in: Möllers/v. Ooyen, wie Fn. 3, 
35–60. 

giger laufbahn- und prüfungsrechtlicher6 Vorschriften. Doch wird 
versucht, die divergenten Profile von Studium und Praxis als Gegen-
satz zu konstruieren.7 Und wenn schon nicht das Studium für den 
künftigen Praktiker an sich in Frage gestellt wird, so möge es sich 
doch zumindest dem Primat der Praxis unterwerfen.

Es ist unbestritten, dass die Anforderungen an eine wissenschaftliche 
Arbeit sich von den Notwendigkeiten des behördlichen Alltags un-
terscheiden. Doch es sind zwei Seiten der gleichen Medaille. Nach § 2 
GKrimDVDV sind die Studierenden zu „verantwortlichem polizei-
lichen Handeln zu befähigen.“ Das Prinzip Verantwortung erscheint 
als Schlüssel zur Auflösung des vermeintlichen Gegensatzes zwischen 
Studium und Praxis zu sein. Wer verantwortlich handeln will, soll 
nicht nur Handlungsalternativen erkennen und wählen können. Er 
muss vor allem fähig und bereit sein, Verantwortung zu überneh-
men, und für die Folgen der getroffenen Entscheidung einzustehen: 
Verantwortung vor sich selbst und seinem Gewissen, Verantwortung 
vor den von seiner Entscheidung betroffen Menschen und vor allem 
Verantwortung vor der Verfassung, die ihn mit weit reichenden Kom-
petenzen ausstattet. Sicher ist in einer Situation der Gefahr im Ver-
zug eine schnelle operative Entscheidung gefragt und der handelnde 
Beamte wird nicht seine gesammelte wissenschaftliche Kompetenz 
ausdrücklich mitliefern. Aber wenn seine Entscheidung nicht auf ei-
nem soliden verantwortungsethischen Fundament basiert, dann ist 
er in Gefahr Fehler zu machen, er ist in Gefahr unverantwortlich zu 
handeln, ja er ist sogar in Gefahr ein Scharlatan zu sein. 

II. Rahmenbedingungen: Prinzip Hochschule? 

1. Die Verwaltungshochschulen kämpfen seit Jahren um Anerken-
nung im Konzert der bundesdeutschen Hochschulen. Der Trend zur 
Umbenennung in Hochschule8 und die Einführung von akkreditier-
ten Bachelor- und Masterstudiengängen sind dafür beredtes Zeugnis. 
Auch die Implementierung von anwendungsbezogener Forschung9 
und der nicht risikoarme Griff nach dem Promotionsrecht10 deuten 
in eben diese Richtung. 

Und dennoch: Die Hochschulrektorenkonferenz11 hat pointiert und 
scharf die FHenÖD kritisiert. Zwar ist die Kritik aber weitestgehend 
auf formal-strukturelle Defizite konzentriert und die materielle Qua-
lität in anwendungsbezogener Forschung und Lehre wird dem Grun-

6	 U.a. § 3 Abs. 1 GBPolVDVDV; klarer: § 2 S. 1 GKrimDVDV.
7	 Hauff, Scheingegensätze ziehen sich an – Polizeiliche Studiengänge und das Rin-

gen um Praxisorientierung und Akademisierung, in: Zeyse, Die Polizei zwischen 
Stabilität und Veränderung, 2006, 313–329. 

8	 So zuletzt HS Bund im Oktober 2014; vgl. z.B. auch HfPV.
9	 vgl. Schneider/Kirstein, Verwaltungsethik – Selbstverständnis und Themenfelder 

in Lehre, Forschung und Praxis an den FHÖD, Berlin 2013; Feltes, Frischer 
Wind und Aufbruch zu neuen Ufern? Was gibt es Neues zum Thema Polizeifor-
schung und Polizeiwissenschaft? in: Die Kriminalpolizei 2003, 96–98. 

10	 U.a. § 33 II DHPolG i. V. m. PromO-DHPol.; vgl. dazu aber die außerordentlich 
kritische Stellungnahme des Wissenschaftsrates v. 25.01.2013 Drs. 2843-14, 12f.

11	 Entschließung des 203. Plenums der HRK vom 9.11.2004, http://bit.ly/1oz9V0b 
(31. Mai 2016).

Lars Esterhaus*
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de nach nicht in Frage gestellt.12 Die formalen Aufnahmekriterien der 
HRK sind dennoch eine wuchtige Anfrage an Verwaltungshochschu-
len. Es bedarf etwa eines rechtlichen Status mit gesicherter Entschei-
dungsautonomie und einer Beschränkung der Aufsichtsbehörden auf 
Rechtsaufsicht, einer Sicherung des Selbstverwaltungsrechts mit dem 
verbrieften Recht zur Wahl der Hochschulleitung, des Professoren-
status als Regel, der Offenheit von Studiengängen für Nicht-An-
wärter und Entscheidungsbefugnissen im Hinblick auf Curricula 
und Prüfungsordnungen.13 Die diesbezüglichen Entwicklungen der 
internen Hochschulen sind höchst unterschiedlich. Die Hochschule 
des Bundes hat mit der Einführung eines akkreditierten Masterstu-
diengangs und dessen Öffnung auch für externe Bewerber und der 
Unterwerfung einzelner Studiengänge unter die Akkreditierung eine 
hochschulaffine Entwicklung vollzogen. Auch die Praxis, hauptamt-
lich Lehrende nur dann zu berufen, wenn sie die Voraussetzungen der 
Berufung in ein Professorenamt i. S. allgemeiner landesrechtlicher 
Vorgaben erfüllen, deuten in eine entsprechende Richtung.14 

2. Man könnte einwenden, dass hier nur Prestigefragen gestellt seien, 
die für die Aufgabenerfüllung der internen Hochschulen lediglich von 
untergeordneter Relevanz sind. Vorrangiges Ziel der internen Hoch-
schulen sei die Ausbildung von künftigen Beamten und die Gewährleis-
tung des Nachwuchses der Verwaltung. Dieser Gedanke greift zu kurz: 

Die bundesdeutsche Bildungslandschaft hat in den letzten 60 Jah-
ren erhebliche Veränderungen erfahren. Während noch im Jahr 1965 
weniger als 10 % aller jungen Menschen ein Studium aufnahmen, 
entscheiden sich inzwischen gut 50 % für die akademische Ausbil-
dung.15 Das statistische Bundesamt verzeichnet zum Wintersemes-
ter 2015/2016 insgesamt 2,8 Millionen Studierende, davon 503.639 
Studienanfänger.16 Und aktuelle Studien prophezeien, dass der Trend 
zur Akademisierung auch in den kommenden Jahrzehnten anhalten 
wird.17 Entgegen anderslautender Prognosen der vergangenen Jahr-
zehnte wird es aus politischen und schlicht demographischen Ent-
wicklungen18 heraus in den kommenden Jahren zu einem erheblichen 
Bedarf an zusätzlichen Bewerbern vor allem im Bereich der Sicher-
heitsbehörden aber auch in den übrigen Bereichen der Verwaltung 
kommen. Schon für die kommenden drei Jahre hat der Haushalts-
gesetzgeber die Voraussetzungen geschaffen, insgesamt 3.000 Stel-
len allein für die Bundespolizei besetzen zu können.19 Vergleichbare 
Aufwüchse werden auch in den übrigen Behörden des Bundes und 
der Länder zu erwarten sein. 

3. Die Folgerungen für den öffentlichen Dienst und vor allem für seine 
Hochschulen sind bisher noch kaum bedacht worden: Der Trend zur 
Akademisierung von Bildung im Gegenüber zur klassischen Berufs-

12	 Ebd.
13	 Ebd. 
14	 Vgl. nur VG Karlsruhe 7 K 390/09; OVG NRW 25 A 1189/93.
15	 Schneider, Die Akademiker-Gesellschaft – Gefahr für das System der berufs-

bildenden Schule?, Wirtschaft und Erziehung 2015, 93–96; vgl. auch die Un-
tersuchungen der KMK, Statistische Veröffentlichung Dokumentation Nr. 209 
– Dezember 2015, XXXIV.

16	 DeStatis, Bildung und Kultur, Wiesbaden 2015, 2 ff. (http://bit.ly/1WkTOhm, 
Stand: 31. Mai 2016).

17	 Thies/Wieland/Härle (Bertelsmann Stiftung), Nachschulische Bildung – Trends 
und Entwicklungsszenarien 2030, Gütersloh 2015, 8 ff. (http://bit.ly/1KOLw0p, 
31. Mai 2016). 

18	 BMI (Hrsg.), Jedes Alter zählt – „Für mehr Wohlstand und Lebensqualität“, 
Demografiestrategie der Bundesregierung, Berlin 2015.

19	 HG 2016, BGBl. I 2015, Nr. 54, 2378ff.

ausbildung ist nicht nur ungebrochen. Er deutet ja zugleich darauf hin, 
dass sich immer mehr junge Menschen ausdrücklich für ein Studium 
entscheiden werden. Wollen die öffentlichen-rechtlichen Dienstherren 
– die ja nicht nur mit freien Hochschulen und Arbeitgebern der freien 
Wirtschaft, sondern auch untereinander im Wettbewerb stehen – auf 
Dauer im Wettbewerb um die besten Köpfe auch nur mitspielen wol-
len, ist eine Stärkung der Verwaltungshochschulen in ihrer Identität als 
Hochschule unerlässlich. 

Dabei sind die Ausgangsbedingungen dieses Wettbewerbs für die 
öffentlichen Arbeitgeber denkbar gut. Einschlägige Analyse weisen 
darauf hin, dass angehende Studierende sich neben einem höheren 
Bildungsabschluss zugleich auch einen starken Praxisbezug wünschen 
und prognostizieren dualen Studiengängen Wachstumspotentiale ge-
gen den demografischen Trend.20 Im Rahmen des Studiengangs „Kri-
minalvollzugsdienst des Bundes – Bachelor of Arts“21 etwa werden 
von insgesamt 36 Monaten des Studiums 15 Monate in begleiteten 
Praxisphasen bei der Landespolizei und innerhalb des Bundeskri-
minalamtes absolviert.22 Und die stetig hohen Bewerberzahlen ins-
besondere für den Studiengang Kriminalvollzugsdienst des Bundes 
zeigen die ungebrochen hohe Attraktivität des praxisorientierten Stu-
diengangs. Das spezielle Angebot der Verwaltungshochschulen mit 
konkreter Berufsperspektive und starkem Praxisbezug sollte stärker 
als Wettbewerbsvorteil begriffen werden.

III. Impulse: Prinzip Zukunft!

Die aktuelle hochschulpolitische Lage und die Perspektiven der de-
mografischen Entwicklung generieren besondere Chancen für Ver-
waltungshochschulen. Die Frage ihrer Zukunftsfähigkeit berührt 
im Kern die Frage der Zukunftsfähigkeit des öffentlichen Dienstes. 
Dazu drei Impulse: 

1. Der Kommissar brauch gute Lehre: Die Qualität von Lehre einer-
seits und von Aufbau, Organisation und Gestaltung von Studiengängen 
andererseits sind zugleich Indikatoren und zugleich Instrumente guten 
Qualitätsmanagements; sie bedürfen stetiger Entwicklung und Evalua-
tion und sind die Basis des künftigen Erfolgs der Verwaltungshochschulen 
und der Personalgewinnung des öffentlichen Dienstes.

Für (Fach-)hochschulen ergibt sich aus zugrundliegenden Curri-
cularnormwerten und korrespondierenden Lehrverpflichtungsre-
geln23 ein klarer Schwerpunkt der Lehre.24 Durch die Anbindung 
an konkrete berufliche Perspektiven in der Verwaltung gilt das umso 
mehr für die Verwaltungshochschulen.25 Es ist allgemein beschrie-
ben worden, dass aufgrund der hohen Lehrbelastung systematische, 
an den konkreten Bedürfnissen der (Fach-)hochschulen orientierte 
Professionalisierung der Lehre so gut wie nicht betrieben wird.26 Das 
bedeutet nicht, dass Professoren und Lehrende der Verwaltungshoch-
schulen qualitativ schlechte Lehre machen. Doch sind sie aufgrund 

20	 Thies/Wieland/Härle, wie Fn. 17., 11.
21	 GKrimDVDV.
22	 Zum Ganzen: http://bit.ly/1mCV2bt, (31. Mai 2016).
23	 KMK, Beschluss vom 12. Juni 2003, online verfügbar: http://bit.ly/1mFsfTQ , 

(31. Mai 2016); ausführlich: Wissenschaftsrat, Empfehlungen zur Rolle der 
Fachhochschulen um Hochschulsystem, Berlin 2010, 23.

24	 Vgl. Szczryba, Von Fröschen, Wanderern und Leuchttürmen – Perspektiven auf 
Lehrexzellenz an Fachhochschulen, in: Neues Handbuch Hochschullehre, A.15, 1.

25	 § 3 S. 1 FHGöD NRW; vgl. auch § 2 Abs. 2 S.1 GO-HS Bund.
26	 Szczrba, wie Fn. 24, 3 f.
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hoher Lehrbelastung und fehlender speziell auf ihre Bedürfnisse zu-
geschnittener, systematischer Fortbildungsangebote oft allein auf sich 
selbst und ihre eigenen Erfahrungen gestellt.27 

Verwaltungshochschulen werden nur dann im Wettbewerb um gute 
Lehrende und gute Studierende mit anderen Hochschulen bestehen 
können, wenn der Prozess des Lehrens und Lernen einer beständigen 
Professionalisierung unterzogen wird. Es gilt: Nicht „mehr Lehre“28, 
sondern besser geplante, evaluierte und systematisch verbesserte Leh-
re gewährleistet eine gute Ausbildung für künftige Beamten. Es ist den 
Hochschulen zu raten, dies künftig im Rahmen ihrer strategischen 
Entwicklung stärker zu berücksichtigen. Zu denken ist dabei auch an 
eine Vernetzung der Fortbildungen in einem „Verbund Qualität der 
Lehre an Verwaltungshochschulen.“ Gemeinsamer Erfahrungsaus-
tausch, systematische geplante Workshops oder die Auslobung von 
Exzellenzpreisen für gute Lehre an Verwaltungshochschulen sind nur 
einige von vielen Möglichkeiten.

2. Der Kommissar brauch gute Lehrende: Der Wettbewerb um die besten 
Köpfe kann nur mit den besten Köpfen gewonnen werden. Das akademi-
sche Personal ist Herzmuskel jeder Hochschule; die Professionalisierung 
seiner Auswahl, Förderung und Entwicklung ist oberstes Prinzip.

Es ist eine Binsenweisheit, dass die Personalstruktur für den Erfolg 
einer Hochschule von entscheidender Bedeutung ist. Die Anfor-
derungen an eine wissenschafts- und hochschuladäquate Auswahl 
von Professoren sind für Universitäten umfassend beschrieben.29 
Aufgrund der besonderen Lage der Verwaltungshochschulen sind 
die sehr am Profil des universitären Wissenschaftlers ausgerichteten 
Arbeiten nur eingeschränkt verwendbar. Hier kann nur angedeutet 
werden, welche Fragestellungen besonders für die Personalauswahl an 
Verwaltungshochschulen bisher in laufenden Prozessen relevant sind 
und noch einer systematischen Beschreibung harren.

a) Ausgangspunkt jeder beamtenrechtlichen Auswahlentscheidung ist 
ein recht- und zweckmäßiges Anforderungsprofil. Dabei sind Hoch-
schulen in dessen Gestaltung grundsätzlich frei. Welchen konkreten 
fachlichen Zuschnitt eine zu besetzende Professur hat, welche zusätz-
lichen Qualifikationen von den Bewerbern verlangt werden sollen oder 
welche Einsatzgebiete gefordert werden liegt als Ausfluss ihrer Orga-
nisationsgewalt im Ermessen der Hochschule und ist gerichtlich nur 
eingeschränkt überprüfbar. Sie unterliegen aber allgemeinen30 und spe-
ziellen gesetzlichen Vorgaben und öffentlich-rechtlichen Bindungen.31 

aa) Ein rechtswidrig konstruiertes Anforderungsprofil macht die 
Auswahlentscheidung rechtswidrig und damit im Wege des beamten-

27	 Eindrucksvoll pointiert Szczrba, ebd.: 3: „So wie der Frosch nach der Fliege 
schnappt, die zufällig vorbei kommt, und sich auch ohne Weiteres nicht nach 
alternativen Futterquellen umsieht, werden von Lehrenden in vielen Fällen punk-
tuell, auf den subjektiven Eindruck gegründet, einzelne Fortbildungsangebote 
besucht. Ein systematischer Zusammenhang zwischen der erforderlichen Diag-
nose der eigenen Lehraktivität und dem Lernerfolg der Studierenden wird dabei 
in der Regel nicht hergestellt.“

28	 Vgl. aber BRH, BT-Drs. 18/1220, 5 (13).
29	 Vgl. nur Peus/Braun/Hentschel/Frey (Hrsg.), Personalauswahl in der Wissenschaft 

– Evidenzbasierte Methoden für die Praxis, 2015.
30	 Art. 33 GG; vgl. auch die spezifischen gesetzlichen Einstellungsvoraussetzungen 

in den Hochschulgesetzen der Länder.
31	 BVerwG NVwZ 2008, 69; vgl. im Besonderen für Professorenstellen: BayVGH 

DVBl. 2010, 1256.

rechtlichen Konkurrentenstreitverfahrens angreifbar.32 Für Verwal-
tungshochschulen ist die rechtliche Lage naturgemäß vielschichtig: 
Einige Bundesländer haben für ihre Verwaltungshochschulen eigene, 
in Teilen von den allgemeinen Hochschulen abweichende Gesetze 
erlassen.33 34 Für die Hochschule des Bundes existiert bis zum heu-
tigen Tag kein eigenständiges Gesetz.35 Trotz der hohen Divergenz 
der unterschiedlichen Regelungen lässt sich zumindest in Grund-
zügen ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Anforderungsprofil 
von Professoren36 an Verwaltungshochschulen feststellen: Für eine 
Berufung als Professor an die Hochschule des Bundes für öffent-
liche Verwaltung gilt zunächst § 131 Abs. 1 BBG als allgemeine 
Norm. Danach bedarf es neben den allgemeinen dienstrechtlichen 
Voraussetzungen eines abgeschlossenen Hochschulstudiums (Nr. 1), 
der pädagogischen Eignung (Nr. 2), einer besonderen Befähigung zu 
wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die Qualität einer 
Promotion nachgewiesen wird (Nr. 3) und je nach den Anforderun-
gen der Stelle zusätzliche wissenschaftliche Leistungen (Nr. 4 a) 
oder besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden in einer mehrjähri-
gen beruflichen Praxis (Nr. 4 b). Darüber hinaus werden jedenfalls 
für Standorte mit Sitzland NRW in bisheriger ständiger Praxis über 
§ 34 FHGÖD NRW die gesetzlichen Berufungsvoraussetzungen 
angewendet, die für Berufungen an die FHÖV NRW gesetzlich vor-
gesehen sind.37 Nach § 46 Abs. Nr. 1 HG NRW (2004) kann die 
erforderliche pädagogische Eignung ausnahmsweise im Berufungs-
verfahren festgestellt werden und nach § 46 Abs. 1 Nr. 5 bedarf es 
einer fünfjährigen berufspraktischen Tätigkeit, von denen mindestens 
drei Jahre außerhalb des Hochschulbereichs ausgeübt worden sein 
müssen, auf einem Gebiet, das ihren Fächern entspricht (Nr. 5).38 39

bb) Im Rahmen der beschriebenen gesetzlichen Bindungen können 
Verwaltungshochschulen von ihrem Organisationsermessen Gebrauch 
machen und klare Anforderungsprofile für das eigene künftige akade-
mische Personal setzen. Anforderungsprofile sind Grundlage präziser 
und guter Personalauswahl. Ausgehend davon, dass die Berufenen ggfls. 
für Jahrzehnte an ihren Hochschulen wirken, sind sie wirkungsvolles 
Instrumentarium der strategischen Hochschulentwicklung.40 An vie-

32	 BVerwGE 147, 20.
33	 Eigenständige gesetzliche Grundlagen: Bayern (BayFHVRG), Bremen (HfÖ-

VG), NRW (FHGöD), Hessen (VerwFHG), Mecklenburg-Vorpommern (FHö-
VPRLVO), Rheinland-Pfalz (VFHG), Saarland (VwFHSchulG), Sachsen 
(FHSVG, SächsPolFHG), Schleswig-Holstein (AZG), Thüringen (VFHS).

34	 Allgemeines Hochschulrecht mit Modifikationen (i. d. Regel Trennung von Ver-
waltung und Polizei): Baden-Württemberg (LHG i. d. F. Kehl/Ludwigsburg, 
vgl. u.a. § 1GO-HS Kehl: Rechtsfähigkeit! Abweichend aber: HfPolBW – ErV 
HfPolBW), Brandenburg (BbgHG, vgl. u.a. § 1 HO-HS Wildau: Rechtsfä-
higkeit! Abweichend aber: BbgPolFHG). Anders Berlin: Eingliederung in den 
allgemeinen Hochschulbereich: BerlHG und Abweichung der Satzung HWR, 
Mitteilungsblatt Nr. 01/2009, 8; Hamburg: Eingliederung des Fachbereichs Ver-
waltung in die HAW Hamburg HmbGVBl. 2004, S. 517, vgl. aber HmbGVBl. 
2004, S. 517; Niedersachsen NHG (Eingliederung des Fachbereichs Verwaltung 
in die Hochschule Osnabrück, Rechtsfähigkeit!, vgl. aber Gesetz über die Polizei-
akademie Niedersachsen; Sachsen-Anhalt HSG und FH PolG Rechtsfähigkeit!).

35	 § 34 FHGÖD NRW sowie §§ 130 -132 BBG.
36	 Vgl. aber etwa BayFHVRG, nach dem die Berufung zum Professor nicht vorge-

sehen ist.
37	 § 19 Abs. 2 Nr. 4 b) GO-HS Bund.
38	 Substitution: § 46 I Nr. 5, Nr. 4 HG NRW (2004): zusätzliche wissenschaftliche 

Leistungen.
39 	Die einstellungsvoraussetzungen waren erstmals im HRG v. 26. Januar 1976 

(BGBl. I S. 269) kodifiziert worden; mit Aufhrebung bundesrechtlicher Gesetz-
gebungskompetenz obliegt die bundesrechtliche Regelung den Bundesländern.

40	 Lozo/Bipp/Steinmayr/Blümke, in: Peus et. al., wie Fn. 29, 51 – 64 (60).
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len Verwaltungshochschulen herrscht aufgrund steigenden Bedarfs an 
Lehrpersonal oft eine punktuell orientierte Ausschreibungspraxis vor. 
Eine professionelle Personalauswahl setzt hingegen eine auch über den 
Tag hinaus orientierte Anforderungsanalyse hinaus. So können nicht nur 
teure Fehlbesetzungen vermieden werden, sondern zugleich auch Impul-
se für die künftige strategische Ausrichtung einer Hochschule gesetzt 
werden,41 die wirksamer sind als Agenden und Konzeptpapiere. Hier 
sollten Hochschulleitungen und Hochschulgremien systematisch klare 
strategische Ziele entwickeln, die zu Voraussetzungen eines allgemeinen, 
hochschulweit greifenden Anforderungsprofils operationalisiert werden 
können. Die Fachvertreter legen fest, welche fachlich-inhaltlichen Zu-
satzqualifikationen im Besonderen gefordert sind. Aus fachlichen und 
strategischen Komponenten entstehen nach Kenntnissen, Erfahrung und 
Kompetenzen42 sortierte Profile, die rechtssichere Gestaltung und strate-
gisch orientierte und somit letztlich „gute“ Personalauswahl ermöglichen. 

b) Die Berufung auf Professuren erfolgt nach einem im Rahmen 
der hochschulrechtlich gewährten Selbstverwaltung von den Hoch-
schulen selbst festzulegenden Verfahren. Aufgrund des Primats der 
Lehre sind andere Schwerpunkte zu setzen als in einem universitä-
ren Berufungsverfahren. Die Berufungskommission muss vor allem 
den Eindruck gewinnen, dass ein Bewerber den Anforderungen der 
Lehre in qualitativer und quantitativer Hinsicht gerecht werden kann 
und will. Es würde zu kurz greifen, pädagogische Eignung allein aus 
der Summe gehaltener Lehrveranstaltungen (etwa in Form von blo-
ßen Auflistungen in der Bewerbungsmappe) erkennen zu wollen.43 
Gerade für Verwaltungshochschulen bietet sich ein in der Literatur 
vorgeschlagenes aber an Universitäten bisher kaum angewandtes 
Instrument der Personalgewinnung44 an: Mit sog. Lehrportfolios45 
kann die Berufungskommission schon im Vorfeld Informationen 
darüber gewinnen, ob Bewerber auf Dauer komplexe und dynami-
sche Lehr-Lernsituationen kompetent und angemessen bewältigen 
können.46 Ein akademisches Lehrportfolio kann als strukturiertes 
Nachweisinstrument bisheriger Erfahrungen dienen47 und zugleich 
Elemente der Reflexion48 über die eigene Rolle als Lehrender einbe-
ziehen. Die Berufungskommission kann etwa zur Aufgabe machen, 
die Bedeutung einer praxisorientierten Lehre und die je eigene Rolle 
des Lehrenden zum Gegenstand einer entsprechenden Reflexion zu 
machen. Auch die Motivation der Bewerbung kann umfassender und 
nachhaltiger evaluiert werden, als in einer naturgemäß unwiederhol-
baren Gesprächssituation. Das Lehrportfolio kann selbstverständlich 
nur eine Grundlage für die Auswahlentscheidung bilden. Sie muss 
mit einer sinnvollen Gestaltung der eigentlichen Auswahlsituation 
erfolgen. hier ist – selbstverständlich – eine Lehrprobe den Beru-
fungsvorträgen vorzuziehen.

41	 Ebd., 61.; siehe auch: Wissenschaftsrat, Empfehlungen zur Ausgestaltung von Be-
rufungsverfahren (2005), 58 f., http://bit.ly/216xWx2, (31. Mai 2016). 

42	 vgl. Bott, Systematische Personlauswahl über differenzierte Anforderungsprofile 
und strukturierte Interviews, in: Peus. et al., wie Fn. 29, 241 – 249 (243).

43	 Wie hier: Fendler/Schmitz, Wie gelingt die Beurteilung von Lehrportfolios, in: 
Neues Handbuch Hochschullehre, J 1.14, 1.

44	 Vgl. aber Universität Freiburg, online abrufbar: http://bit.ly/1SKZKC8, (31. Mai 
2016). 

45	 Trautwein/Merkt, Lehrportfolios in Berufungsverfahren, in: Neues Handbuch 
Hochschullehre, J. 1.13.

46	 Ebd. 
47	 So etwa Fendler, Das Lehrportfolio als Beurteilungsinstrument in Berufungsver-

fahren an Hochschulen – Akzeptanz, Verwendung und Beurteilungskriterien, in: 
B. Szczyrba /Gotzen (Hrsg.), Das Lehrportfolio – Entwicklung, Dokumentation 
und Nachweis von Lehrkompetenz an Hochschulen, 2012, 51–74.

48	 Trautwein/Merk, wie Fn. 44, 3.

3. Der Kommissar profitiert von anwendungsbezogenener Forschung: 
Anwendungsbezogene Forschung stellt Lehre auf reflektierte Grundlagen, 
reichert die Qualität des Studiums mit relevanten Praxisbezügen an und 
kann fachliche Kompetenzen des akademischen Personals erhalten und ent-
wickeln. Forschungsstarke Verwaltungshochschulen stärken zugleich die In-
novationskraft der öffentlichen Verwaltungen und führen zu systematischer 
und praxisorientierender Reflexions- und Problemlösungskompetenz.

a) Fachhochschulen waren ursprünglich als reine Lehreinrichtungen 
konzipiert.49 Die Studierenden sollten auf wissenschaftlicher Grund-
lage praxisorientiert ausgebildet und auf selbständige berufliche Tätig-
keiten vorbereitet werden.50 Forschungsaufgaben waren ausdrücklich 
nicht vorgesehen. Seit den 1980ger Jahren hat eine Ausdifferenzierung 
begonnen. Zunehmend sind Fachhochschulen im Recht anwendungs-
bezogene Forschung und Entwicklung zu betreiben. Einige (Fach-)
Hochschulen stärken ihre Forschungsprofile und treten erfolgreich in 
den Wettbewerb und Drittmittel und Forschungsgelder ein.51 

Auch für Verwaltungshochschulen stellt sich die Frage nach Art und 
Umfang von Forschung: In der Regel sind Verwaltungshochschulen 
intern organisiert und stehen in Rechts- und Fachaufsicht von Ministe-
rien, die auf Bedarfsdeckung zu achten haben. Es regen sich Stimmen, 
die Freiheit und Unabhängigkeit von Forschung gefährdet sehen und 
damit im Kern auch die Wissenschaftlichkeit von Forschung der Ver-
waltungshochschulen bestreiten. Die Verwaltungshochschulen sind in 
der Beweislast für Notwendigkeit und Qualität ihrer Forschung. 

b) Gelegentlich wird – im Ergebnis zu Recht – darauf hingewiesen, 
dass das Merkmal der Anwendungsbezogenheit nicht zwingend ein 
Unterscheidungskriterium von Hochschultypen, sondern vor al-
lem ein fachwissenschaftliches Kriterium ist. Nimmt man etwa die 
rechtswissenschaftlichen Fächer an den Universitäten, so ist die un-
mittelbare Verwendbarkeit von juristischer Forschung für Justiz und 
Anwaltschaft oft das eigentliche Qualitätskriterium. Ein aktueller 
Blick in gängige juristische Journale mag das bestätigen. Die ma-
terielle Frage bleibt: Was bedeutet im Kern „anwendungsbezogene 
Forschung“ (1) und was bedeutet anwendungsbezogene Forschung 
der Verwaltungshochschulen (2)? 

(1) Die meisten hochschulrechtlichen Normen verwenden den 
Begriff der „Anwendungsbezogenheit“, unterlassen aber eine aus-
drückliche Definition. Die OECD52 unterscheidet seit einigen 
Jahren zwischen drei Typen des sog. research and experimental de-
velopment („Forschung und Entwicklung“): basic research, applied 
research, experimental development.53 Es etabliert fünf Kriterien, die 
an alle Formen der Forschung anzulegen sind, um dem Anspruch an 
Wissenschaftlichkeit gerecht zu werden: In diesem Sinne müssen 
wissenschaftliche Arbeiten den Anspruch haben, neues Wissen zu 
generieren („novel“), basieren auf eigener, schöpferischer Leistung 

49	 Vgl. Abkommen d. Länder zur Vereinheitlichung a. d. Gebiet des Fachhoch-
schulwesens 31. Oktober 1968.

50	 Wissenschaftsrat, Empfehlungen zur Rolle der Fachhochschulen im Hochschul-
system, 2010, 17; vgl. umfassend zur Geschichte der Fachhochschulen, ders., 
Empfehlungen zur Entwicklung der Fachhochschulen in den 90er Jahren, 1991, 
S. 9-20.

51	 Wissenschaftsrat, 2010, 21 f.
52	 Frascati Manual 2015: Guidelines for Collecting and Reporting Data on Research 

and Experimental Development, OECD, online abrufbar: http://bit.ly/1XTdF-
Wj, (31. Mai 2016).

53	 Ebd., 45.
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und einer neuen Idee („creative“), sind ergebnisoffen („uncertain“), 
systematisch organisiert und durchgeführt („systematic“) und führen 
zu reproduzierbaren und übertragbaren Ergebnissen (transferable/
reproducible).54 Anwendungsbezogene Forschung ist „original inves-
tigation undertaken in order to acquire new knowledge. It is, however, 
directed primarily towards a specifc, practical aim or objective.“55 

Nach der Bestimmung des Wissenschaftsrates ist „gute Forschung“56 
von Anspruch an Originalität und Relevanz geprägt, folgt der Logik 
der Wahrheitssuche, sieht sich transparenten Gütekriterien verpflich-
tet und will verantwortungsvoll und kritisch unbearbeitete Probleme 
lösen.57 Die Unterscheidung zwischen Grundlagenforschung und 
anwendungsbezogener Forschung sei in diesem Sinne keine Etablie-
rung verschiedener „Wissenswelten unterschiedlicher Wertigkeit“58, 
sondern beschreibe „die nicht trennscharf unterscheidbaren Dimen-
sionen der wissenschaftlichen Praxis insgesamt.“59

Das konstitutive Merkmal des Anwendungsbezug wird indifferent und 
im Ergebnis bisher nicht zufriedenstellend definiert. Die Bestimmung 
etwa, wonach es für Anwendungsbezug jedenfalls darauf ankomme, 
vorrangig auf ein konkretes praktisches Ziel oder Objekt ausgerichtet 
zu sein, ist im Ergebnis nur wenig brauchbar. Ist überhaupt – selbst für 
die sog. Grundlagenforschung – eine wissenschaftliche Arbeit um ihrer 
selbst willen und ohne jedenfalls abstrakt-generelles Ziel denkbar? Auch 
die Orientierungen des Wissenschaftsrates betonen zwar – im Ergebnis 
zu Recht – die Wissenschaftlichkeit, leisten aber keinen weiterführenden 
Beitrag zur konstitutiven Bestimmung der Anwendungsbezogenheit von 
Forschung. Gelegentlich offenbart sich auch ein problematisches Ver-
ständnis. Wenn formuliert wird, anwendungsbezogene Forschung sei 
„wissenschaftsgeleitete Praxis“60, dann zeigt sich hierin eine inadäqua-
te Engführung von „Wissenschaft als Praxis“, die den Anforderungen 
an Wissenschaftlichkeit nicht genügen kann: Wissenschaft ist niemals 
selbst Praxis, sondern Reflexion von Praxis. Anwendungsbezogene For-
schung ist die Theorie der Praxis und nicht die Praxis selbst. Auch die 
gelegentliche Behauptung, es gehe im Rahmen der Anwendungsbe-
zogenheit um die konkrete Lösung von Problemen aus der Praxis ist 
jedenfalls eine einseitige Betrachtung. Zwar ist zuzugeben, dass eine sys-
tematische und wissenschaftlich fundierte Durchdringung eines prakti-
schen Problems – etwa im Rahmen von gutachtlichen Tätigkeiten – an-
wendungsbezogene Forschung sein kann. Doch der Wirkungsrahmen 
anwendungsbezogener Forschung ist weiter. Über die an der Praxis ori-
entierte Lösung hinaus sollte der Anspruch nicht Preis gegeben werden, 
der Praxis zugleich Orientierung zu geben und den Reflexionsrahmen 
für Problemstellungen zu öffnen, die sich bisher als praktisches Problem 
noch gar nicht gezeigt haben. Anwendungsbezogene Forschung in die-
sem Sinne ist also vor allem auch praxisorientierende Reflexionspraxis.

(2) Anwendungsbezogene Forschung soll also nicht nur an der Pra-
xis orientiert sein, sondern als praxisorientierende Reflexionspraxis 
zugleich entscheidende Innovationsimpulse in die Praxis hineinge-

54	 Ebd., 46 ff.
55	 Ebd., 51 ff.
56	 Wissenschaftsrat, 2011, Empfehlungen zur Bewertung und Steuerung von For-

schungsleistungen, 11.
57	 Ebd., 12.
58	 Ebd.
59	 Ebd.
60	 Forschungsverständnis im Kontext anwendungsorientierter Wissenschaften 

(F&E), 2010, 3 (http://bit.ly/1RIauhB, 2. März 2016).

geben. Dies bedenkend erschließt sich unmittelbar die Bedeutung 
von Forschung an Verwaltungshochschulen. Sie ist der Motor er-
folgreicher Entwicklungsprozesse in den Verwaltungen. Schon der 
Gründungspräsident der Hochschule des Bundes für öffentliche 
Verwaltung hat dies im Jahre 1979 treffend und vorausschauend 
pointiert „Wer in der Verwaltung lebt, wer sie kritisch erlebt, wer einen 
Blick in die Zukunft wirft und damit ein Gefühl für die Dimensionen 
der Anforderung bekommt, denen sich die Verwaltungen in den nächsten 
Jahrzehnten gegenübergestellt sehen, erkennt, dass eine Hochschule für die 
öffentliche Verwaltung keine Fehl-, sondern eine Zukunftsinvestition ist. 
(…) Unsere Aufgabe ist es daher, nicht nur mit dem Status quo vertraut 
zu machen, sondern den jungen Beamten in die Lage zu versetzen, die 
Probleme von morgen zu lösen.“61

Verwaltungshochschulen sind keine reinen Lehranstalten. Sie sollen 
Bildungseinrichtungen sein, die Studierende mit den Problemstellun-
gen der Gegenwart vertraut machen und sie zugleich für die Heraus-
forderungen der Zukunft wappnen. Für die Ausbildung von Studie-
renden, die nach ihrem Abschluss gut vierzig Jahre in der öffentlichen 
Verwaltung tätig sind, bedarf es nicht nur rein reproduktiver, sondern 
einer innovativen, über den Tag hinausdenkenden, qualifizierten und 
qualifizierenden Hochschullehre. Nur der Hochschullehrende, der 
sich permanent auf dem Stand aktueller Forschung- und Entwick-
lungsergebnisse hält und sich auch selbst als Teil eines Forschungs- 
und Entwicklungskontextes begreift, kann diesem Anspruch gerecht 
werden. Verwaltungshochschulen, die auf der Basis eigener anwen-
dungsbezogener Forschung stehen, stärken so die Innovationskraft der 
öffentlichen Verwaltung. Solche Hochschulen braucht der Kommissar.

VI. Ausblicke

Es ist zu beobachten, dass Verwaltungshochschulen sich gelegent-
lich auch innerhalb der öffentlichen Verwaltung als Hochschule 
behaupten müssen. Dennoch gilt: Wer heute zur Deckung kurzfris-
tiger Bedarfe die Standards des Studiums weiter senkt, der verdrängt 
die bisherigen Hochschulen und vernichtet Chancen eines stetig 
positiven Entwicklungsprozesses. Und er wird Verantwortung da-
für tragen, dass der öffentliche Dienst in langfristiger Perspektive 
gegenüber attraktiveren Hochschulen und Arbeitgebern verlieren 
wird. Auf Dauer werden Verwaltungshochschulen nur dann quali-
tativen Bestand haben, wenn Sie der selbstauferlegten Nivellierung 
widerstehen und den Anspruch behalten, ‚richtige‘ Hochschulen zu 
werden. Dabei gilt über das Studium hinaus: Die enge Verzahnung 
von Studium und künftiger Verwendung in der die Hochschule tra-
genden Verwaltung lässt eine Hochschulentwicklung unabhängig von 
berufsbiografischen Entwicklungsperspektiven obsolet erscheinen; 
die öffentlich-rechtlichen Dienstherren müssen die gegenwärtigen 
personalrechtlichen und tatsächlichen Gegebenheiten evaluieren und 
überarbeiten. Ohne laufbahnrechtliche Perspektiventwicklung wird 
eine Gewinnung qualifizierten Nachwuchses nicht gelingen. Und so 
bedraf es einer Schärfung des Bewusstseins für die qualitativen An-
forderungen an Beamte des gehobenen Dienstes. Wer kreative Köpfe 
will, die selbstständig arbeiten und denken können, der muss auch 
Verantwortungsbereiche und Aufgaben konzipieren, dass Talente 
entfaltet und nicht zunichtegemacht werden. 

61	 Jubiläumsschrift 25 Jahre Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwal-
tung, 12.
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1.	 Einleitung

Eine Gesellschaft ist eine privatrechtliche Personenvereinigung, 
die zur Erreichung eines bestimmten gemeinsamen Zwecks durch 
Rechtsgeschäft begründet wird.1
Die beiden Grundformen der Gesellschaft sind im Bürgerlichen Ge-
setzbuch geregelt. Zum einen handelt es sich um den Verein, §§ 21 ff. 
BGB und zum anderen um die BGB-Gesellschaft, §§ 705 ff. BGB.2
Sämtliche weiteren Gesellschaftsformen bauen entweder auf dem 
Verein oder auf der BGB-Gesellschaft auf. Die auf dem Verein ba-
sierenden Gesellschaftsformen werden unter dem Oberbegriff der 
„Körperschaften“ zusammengefasst, diejenigen, die auf der BGB-Ge-
sellschaft aufbauen werden als „Personengesellschaften“ bezeichnet, 
wobei die Grenze durch die rechtliche Entwicklung inzwischen als 
fließend angesehen wird.3

Gesellschaftsformen

Grundform:

Im Vordergrund stehen:

Zu den Personengesellschaften zählen u.a. die Gesellschaft bürger-
lichen Rechts (GbR), die offene Handelsgesellschaft (OHG), die 
Kommanditgesellschaft (KG). Körperschaften sind u.a. der rechts-
fähige und nichtrechtsfähige Verein des bürgerlichen Rechts, die 
Aktiengesellschaft (AG), die Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
(GmbH) und deren Sonderform, die Unternehmergesellschaft (UG) 
haftungsbeschränkt. Hinzu kommt als Mischform die GmbH & Co 
KG. In der Praxis findet sich zudem die Limited Company (Ltd), 
bei der es sich nicht um eine deutsche Gesellschaftsform, sondern 
um eine englische (England, Wales, Schottland und seit 01.10.2009 
Nordirland) Gesellschaftsform handelt.4
Will eine Behörde gegenüber einer Gesellschaft einen Verwaltungs-
akt erlassen, stellt sich zunächst das Problem der Handlungs- und 

*	 Dr. Christine Susanne Rabe ist Rechtsanwältin, Mediatorin und u.a. Nebenamtliche 
Lehrbeauftragte der Kommunalen Hochschule für Verwaltung in Niedersachsen. 
Martin Wode ist Rechtsanwalt, Mediator, Wirtschaftsmediator und Fachanwalt für 
Miet- und WEG-Recht in Hannover. Beide sind seit Jahren in der Aus- und Fort-
bildung der Mitarbeiter von Kommunen und in der freien Wirtschaft tätig. Sie sind 
zudem Geschäftsführer der Legaxa® GmbH, www.legaxa.com.

1 	 Saenger, Gesellschaftsrecht, 3. Aufl. 2015, § 1 Rn. 2.
2 	 Saenger, Gesellschaftsrecht, 3. Aufl. 2015, § 2 Rn. 11.
3 	 Saenger, Gesellschaftsrecht, 3. Aufl. 2015, § 2 Rn. 11. Beuthien, Zur Grundla-

genungewissheit des deutschen
4	 Leible/Reichert (Hrsg.), Münchener Handbuch des Gesellschaftsrechts, 4. Aufl. 

2013, Bd. 6, Teil 3, 2. Kapitel, § 47 Rn. 185. 

Beteiligungsfähigkeit der Gesellschaft und damit die Frage nach 
der korrekten Bezeichnung des Adressaten. Die Beteiligungs- und 
Handlungsfähigkeit ist nicht nur Voraussetzung für die aktive Vor-
nahme von Verfahrenshandlungen, sondern auch für den Fall, dass 
die Behörde gegenüber einer Gesellschaft ein Verwaltungsverfahren 
einleiten oder durchführen will.5 
Das Verwaltungsverfahrensrecht knüpft bei der Frage der Handlungs- 
und Beteiligungsfähigkeit an den Begriff der juristischen Person an. 
Gemäß § 11 Nr. 1 VwVfG können juristische Personen Beteiligte 
eines Verwaltungsverfahrens sein. Der Begriff der juristischen Per-
son umfasst alle juristischen Personen des öffentlichen oder privaten 
Rechts.6 Handelt es sich bei der betroffenen Gesellschaft also um eine 
juristische Person des privaten Rechts, ist sie daher beteiligungsfähig. 
Unter den Begriff der juristischen Person des Privatrechts fallen u.a. 
der rechtsfähige, eingetragene Verein, die GmbH, die UG (haftungs-
beschränkt) und die AG.7
Den juristischen Personen des Privatrechts werden zudem nach über-
wiegender Ansicht die Vereinigungen, die zwar keine juristischen 
Personen sind, denen aber durch das Gesetz oder gewohnheitsrecht-
lich die Fähigkeit zuerkannt wird, im eigenen Namen zu klagen oder 
verklagt zu werden, gleichgestellt. Dies soll etwa für die OHG und 
die KG gelten.8 Daraus folgt, dass auch die GmbH & Co KG als 
Mischform beteiligungsfähig ist.
Gesellschaften, die keine juristischen Personen oder diesen gleich-
gestellt sind, können im Einzelfall nach § 11 Nr. 2 VwVfG betei-
ligungsfähig sein, soweit ihnen ein Recht zustehen kann. Hierunter 
fällt z.B. nach der verwaltungsrechtlichen Rechtsprechung der nicht 
rechtsfähige Verein.9
Die Frage, wo in dieser Systematik die Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts einzuordnen ist, wird von Literatur und Rechtsprechung un-
terschiedlich beantwortet. Bei der GbR handelt es sich, wie eingangs 
dargestellt, um eine Personengesellschaft. Sie ist keine juristische 
Person sondern eine Gesamthandsgemeinschaft (§  719 BGB).10 
In der ordentlichen Gerichtsbarkeit wurde die BGB-Gesellschaft 
in der Vergangenheit jedoch immer mehr einer juristischen Person 
angenähert und auch ihre grundsätzliche Parteifähigkeit im Zivil-
prozess anerkannt.11 Daraus folge, dass auch die uneingeschränkte 
Beteiligungsfähigkeit nach § 11 Nr. 1 VwVfG anerkannt werden 
müsse.12 Das Bundesverwaltungsgericht folgt diesem Ansatz jedoch 
nicht und behandelt die GbR weiterhin nach § 11 Nr. 2 VwVfG, 
da – so das Gericht – eine weitergehende Gleichstellung der GbR 

5	 Kopp/Ramsauer, VwVfG, 16. Aufl. 2015, § 11 Rn. 1.
6	 Obermayer/Funke-Kaiser, VwVfG, 4. Aufl. 2014, § 11 Rn. 8.
7	 Obermayer/Funke-Kaiser, VwVfG, 4. Aufl. 2014, § 11 Rn. 9.
8	 Kopp/Ramsauer, VwVfG, 16. Aufl. 2015, § 11 Rn. 6., Obermayer/Funke-Kaiser, 

VwVfG, 4. Aufl. 2014, § 11 Rn. 11. 
9	 BVerwG DÖV 1984, 940, Knack/Henneke, VwVfG, 10. Aufl. 2015, § 11 Rn. 23, 

wobei sich die Kommentierung für eine Gleichstellung des nicht rechtsfähigen 
Vereins mit einer juristischen Person ausspricht.

10	 Kopp/Ramsauer, VwVfG, 16. Aufl. 2015, § 11 Rn. 7.
11	 BGH NJW 2002, 1207.
12	 Kopp/Ramsauer, VwVfG, 16. Aufl. 2015, § 11 Rn. 7, Obermayer/Funke-Kaiser, 

VwVfG, 4. Aufl. 2014, § 11 Rn. 12, Knack/Henneke, VwVfG, 10. Aufl. 2015, 
§ 11 Rn. 23.
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mit einer juristischen Person nicht gerechtfertigt sei.13 Daraus folgt, 
dass die Behörde in jedem Einzelfall zu prüfen hat, ob die GbR gem. 
§ 11 Nr. 2 VwVfG beteiligungsfähig ist und damit Adressat eines 
Verwaltungsakts sein kann.14

Gesellschaften, die entweder gem. § 11 Nr. 1 VwVfG oder im Ein-
zelfall gem. § 11 Nr. 2 VwVfG beteiligungsfähig sind, werden durch 
ihre gesetzlichen Vertreter oder durch besonders Beauftragte gem. 
§ 12 Abs. 1 Nr. 3 VwVfG handlungsfähig. Will die Behörde einen 
Verwaltungsakt gegenüber einer Gesellschaft erlassen, hat sie diesen 
mithin an den gesetzlichen Vertreter oder die besonders beauftragte 
Person zu richten. Damit der Verwaltungsakt wirksam wird, muss er 
gegenüber der Gesellschaft, für die er bestimmt ist, bekannt gegeben 
werden, § 43 Abs. 1 VwVfG. Eine wirksame Bekanntgabe setzt gem. 
§ 41 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 VwVfG i.V.m. § 37 Abs. 1 VwVfG voraus, 
dass der Verwaltungsakt formell an den adressiert wird, für den er 
bestimmt ist.15 Dies führt in der Praxis mit Blick auf die Vertretungs-
verhältnisse der Gesellschaften immer wieder zu Schwierigkeiten. 
Daher werden im Folgenden die häufigsten Gesellschaftsformen hin-
sichtlich ihrer Struktur und der bestehenden Vertretungsverhältnisse 
beleuchtet. Dies schließt die Frage ein, wie die in der Praxis erforder-
lichen Informationen beschafft werden können.

2.	 Körperschaften

Verein
Wie bereits eingangs dargestellt, bildet der Verein die Grundform der 
Körperschaften, auf der alle weiteren körperschaftlich organisierten 
Gesellschaften aufbauen. Begriff und Wesen des Vereins regelt das 
Bürgerliche Gesetzbuch nicht. Rechtsprechung und Schrifttum de-
finieren den Verein als 
•	� „eine auf Dauer angelegte – freiwillige – Verbindung einer größe-

ren Anzahl von Personen,
•	� zur Erreichung eines gemeinsamen Zwecks, 
•	� die nach Ihrer Satzung körperschaftlich organisiert ist, d.h. einen 

Vorstand als Organ hat, ihre Angelegenheiten durch Beschlussfas-
sung der Mitglieder nach dem Mehrheitsprinzip ordnet und nach 
außen Ihren Mitgliedern gegenüber als Einheit auftritt, 

•	� einen Gesamtnamen führt und auf einen wechselnden Mitglieder-
bestand angelegt ist, somit unabhängig vom Wechsel der Mitglie-
der besteht.“16

Für das öffentliche Recht definiert § 2 des Vereinsgesetzes den Begriff 
des Vereins ohne Rücksicht auf die bürgerlich-rechtliche Rechtsform 
als Vereinigung, zu der sich eine Mehrheit natürlicher oder juristischer 
Personen für längere Zeit zu einem gemeinsamen Zweck freiwillig 
zusammengeschlossen und einer organisatorischen Willensbildung 
unterworfen hat.17 Der Vereinsbegriff des Vereinsgesetzes geht aus 
Gründen der Gefahrenabwehr deutlich über die bürgerlich-rechtliche 
Einordnung hinaus.18

Vereine nehmen in unterschiedlicher Form am Rechtsleben teil. 
Hinsichtlich des Vereinszwecks ist zu differenzieren zwischen dem 

13	 BVerwG Urteil v. 17.08.2004 – 9 A 1/03.
14	 Obermayer/Funke-Kaiser, VwVfG, 4. Aufl. 2014, § 11 Rn. 12.
15	 Obermayer/Funke-Kaiser, VwVfG, 4. Aufl. 2014, § 41 Rn. 16.
16	 Stöber/Otto, Handbuch zum Vereinsrecht, 11. Aufl. 2016, S. 5 Rn. 7.
17	 Stöber/Otto, Handbuch zum Vereinsrecht, 11. Aufl. 2016, S. 5 Rn. 8.
18	 Stöber/Otto, Handbuch zum Vereinsrecht, 11. Aufl. 2016, S. 5 Rn. 8 unter Be-

zugnahme auf BVerwG, NVwZ 2014, 1573. Siehe auch BVerwG, NVwZ 2011, 
372 zur losen Interessengemeinschaft.

Idealverein und dem wirtschaftlichen Verein.19 Gem. § 22 S. 1 BGB 
ist ein wirtschaftlicher Verein ein Verein, dessen Zweck auf einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist und erlangt Rechts-
fähigkeit durch staatliche Verleihung. Wirtschaftliche Vereine wer-
den nicht im Vereinsregister eingetragen20 und sind in der Praxis 
aufgrund der strengen Voraussetzungen sehr selten21, weshalb auf 
die wirtschaftlichen Vereine an dieser Stelle nicht näher eingegan-
gen wird.
Der Idealverein, also ein Verein, dessen Zweck nicht auf einen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist, findet sich sowohl in der 
Form des rechtsfähigen Vereins (§ 21 BGB) als auch in der Form 
des nicht rechtsfähigen Vereins (§ 54 BGB). Der nicht rechtsfähige 
Verein unterscheidet sich vom rechtsfähigen Verein allein durch das 
Fehlen der Eintragung im Vereinsregister.22 Während der BGH dem 
nicht rechtsfähigen Verein inzwischen die aktive und passive Parteifä-
higkeit und damit Rechtsfähigkeit zuerkannt hat,23 ist, wie Eingangs 
bereits dargestellt, die verwaltungsrechtliche Rechtsprechung diesem 
Ansatz bisher nicht gefolgt, was in der Literatur durchaus zu erhebli-
cher Kritik führt.24	Im Ergebnis ist hinsichtlich der Adressierung von 
Verwaltungsakten an nicht rechtsfähige Vereine daher auf die Aus-
führungen zur GbR zu verweisen. 
Der rechtsfähige Verein erlangt gem. § 21 BGB seine Rechtsfähig-
keit durch Eintragung in das Vereinsregister. Er ist als juristische 
Person gem. § 11 Nr. 1 VwVfG beteiligungsfähig.25 Der Verein wird 
gerichtlich und außergerichtlich durch den Vorstand vertreten, § 26 
Abs. 1 S. 2 BGB. Für die Passivvertretung des Vereins postuliert § 26 
Abs. 2 S. 1 BGB die Einzelvertretung. Ist eine Willenserklärung ge-
genüber einem Verein abzugeben, so genügt die Abgabe gegenüber 
einem Mitglied des Vorstandes. Bei der Regelung des § 26 Abs. 2 
S. 1 BGB handelt es sich um sog. zwingendes Recht, dass bedeutet, 
dass durch Satzung keine abweichende Regelung möglich ist, wie sich 
aus § 40 BGB ergibt. Es ist daher ausreichend, einen Verwaltungs-
akt einem Mitglied des Vereinsvorstandes bekannt zu geben. Da es 
sich bei dem rechtsfähigen Verein um eine juristische Person handelt, 
kann hinsichtlich der Frage, ob die organschaftliche Vertretung bei 
der Adressierung aufzuführen ist oder nicht, auf die bisherigen Aus-
führungen verwiesen werden. Der Bescheid könnte daher wie folgt 
adressiert werden:

	 Müller Verein von 1890 e.V.
	 (vertreten durch das Vorstandsmitglied Max Muster)
	 Bergstr. 1
	 12345 Musterstadt

Gem. § 64 BGB sind die Mitglieder des Vorstandes in das Ver-
einsregister einzutragen. Ferner ist nach § 67 S. 1 BGB auch jede 
Änderung des Vorstandes zur Eintragung in das Vereinsregister 
anzumelden.

19	 Stöber/Otto, Handbuch zum Vereinsrecht, 11. Aufl. 2016, S. 5 Rn. 9.
20	 Märkle/Alber, Der Verein im Zivil- und Steuerrecht, 12. Aufl. 2008, S. 29 unter 

Bezug auf OLG Hamm, RPfleger 2000, 227 = NJW-RR 2000, 698 und LG 
Braunschweig RPfleger 2000, 116 = NJW-RR 2000, 333.

21	 Palandt-Ellenberger, 75. Aufl. 2016, § 22 Rn. 1; Märkle/Alber, Der Verein im 
Zivil- und Steuerrecht, 12. Aufl. 2008, S. 30.

22	 Palandt-Ellenberger, 75. Aufl. 2016, § 54 Rn. 2.
23	 BGH NJW 2008, 69ff., 74.
24	 Knack/Henneke, VwVfG, 10. Aufl. 2015, § 11 Rn. 23.
25	 Obermayer/Funke-Kaiser, VwVfG, 4. Aufl. 2014, § 11 Rn. 9.
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Ähnlich wie bei der GmbH und der AG gibt es auch bei dem Verein 
eine Vorgesellschaft und einen Vorverein. Die Vorgesellschaft kann 
bei entsprechendem Rechtsbindungswillen als GbR entstehen.26 
Fehlt es an einem vertretungsberechtigten Vorstand, so kann unter 
den Voraussetzungen des § 29 BGB eine Notbestellung eines Vor-
standes durch das Amtsgericht erfolgen.

Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH)
Die wesentlichen rechtlichen Grundlagen für die GmbH finden sich 
im Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(GmbHG).27 Eine GmbH kann gem. § 1 GmbHG zu jedem gesetz-
lich zulässigen Zweck durch eine oder mehrere Personen gegründet 
werden. Dies können natürliche Personen sein. Aber auch eine ju-
ristische Person kann Gründungsmitglied einer GmbH werden. Bei 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts, Vereinen oder privat-
rechtlichen Stiftungen können sich aus Gesetz oder Satzung aller-
dings Beschränkungen ergeben.28 Gem. § 13 Abs. 1 GmbHG ist die 
GmbH eine juristische Person des privaten Rechts und entsteht gem. 
§ 11 Abs. 1 GmbHG mit ihrer Eintragung in das Handelsregister. 
Die Vertretung der Gesellschaft wird in § 35 GmbHG geregelt. Die 
GmbH wird durch die Geschäftsführer gerichtlich und außergericht-
lich vertreten, § 35 Abs.1 S. 1 GmbHG.
Sind für eine GmbH mehrere Geschäftsführer bestellt, ist im Wei-
teren zwischen der sog. Aktivvertretung und Passivvertretung zu 
unterscheiden. Die Aktivvertretung ergibt sich aus § 35 Abs. 2 S. 1 
GmbHG, die Passivvertretung aus § 35 Abs. 2 S. 2-4 GmbHG. Die 
Aktivvertretung regelt die Abgabe einer Willenserklärung für die Ge-
sellschaft, die Passivvertretung die Entgegennahme einer Willenser-
klärung für die Gesellschaft.29

Während für die Aktivvertretung der Grundsatz der Gesamtvertre-
tung gilt, begründet § 35 Abs. 2 S. 2 GmbHG für die Passivver-
tretung eine Einzelvertretungsbefugnis. Das bedeutet, dass auch für 
den Fall, dass zwei oder mehr Geschäftsführer bestellt sind, einer der 
Geschäftsführer als Empfänger einer Willenserklärung ausreichend 
ist. Dies sei mit Rücksicht auf das Interesse des Rechtsverkehrs an 
einer eindeutigen Vertretung der GmbH zwingend und könne auch 
nicht durch Satzung in eine Gesamtvertretungsbefugnis umgewan-
delt werden.30 Es ist mithin ausreichend, wenn ein Verwaltungsakt an 
einen der vertretungsberechtigten Geschäftsführer bekanntgegeben 
wird. Der Verwaltungsakt könnte daher wie folgt adressiert werden:

	 Müller & Schmidt GmbH
	 vertreten durch den Geschäftsführer Max Muster
	 Bergstr. 1
	 12345 Musterstadt

Zu beachten ist, dass nicht in jedem Fall der organschaftliche Ver-
treter, hier der Geschäftsführer, namentlich genannt werden muss. 
Wird der Verwaltungsakt an den Sitz, d. h. die Geschäftsadresse der 

26	 Palandt-Ellenberger, 75. Aufl. 2016, § 21 Rn. 12. Vgl. zur Vorgründungsgesell-
schaft und zum Vorverein auch Stöber/Otto, Handbuch zum Vereinsrecht, 11. 
Aufl. 2016, S. 14 Rn. 28 ff.

27	 Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4123-1 veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Art. 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (BGBl. 
I S. 2565) geändert worden ist.

28	 Schwerdtfeger, Gesellschaftsrecht – Kommentar, 3. Aufl. 2015, S. 515 Rn. 19.
29	 Vgl. Schwerdtfeger, Gesellschaftsrecht – Kommentar, 3. Aufl. 2015, S. 871 Rn. 13 

ff.
30	 Schwerdtfeger, Gesellschaftsrecht – Kommentar, 3. Aufl. 2015, S. 872 Rn. 19. 

GmbH übermittelt, sei die Benennung des organschaftlichen Ver-
treters nicht erforderlich. Die juristische Person müsse so organisiert 
sein, dass ein Verwaltungsakt sowie auch sonstige Willenserklärungen 
zur Kenntnis der dafür zuständigen Personen gelangen, sofern an der 
Geschäftsadresse des Inhaltsadressaten bekannt gegeben wird.31 Wird 
der organschaftliche Vertreter nicht genannt, so sei es aber zweckmä-
ßig, einen aussagefähigen Betreff zu wählen, um deutlich zu machen, 
das es sich um eine „Chefsache“ handele.32 Im Ergebnis ist daher dazu 
zu raten, einen organschaftlichen Vertreter in der Adresse zu benen-
nen, um quasi „auf der sicheren Seite“ zu sein. Für den Bereich der 
Steuerverwaltung hat das Bundesministerium der Finanzen im An-
wendungserlass zur Abgabenordnung (AEAO)33, dort zu § 122 AO 
Ziff. 2.8. Bekanntgabe an juristische Personen unter Verweis auf die 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes34 bestimmt, dass die Angabe 
des gesetzlichen Vertreters als Bekanntgabeadressat bei juristischen 
Personen nicht erforderlich ist, vgl. 2.8.1.1 AEAO. Danach wäre der 
Verwaltungsakt wie folgt zu adressieren:

	 Müller & Schmidt GmbH
	 Bergstr. 1
	 12345 Musterstadt

Wird ein organschaftlicher Vertreter genannt, ist darauf zu achten, 
dass deutlich auf das Vertretungsverhältnis abgestellt wird und der 
Vertreter gerade nicht persönlich als Adressat des Verwaltungsaktes 
angesprochen wird. Bei hinreichender Differenzierung kann dann 
die Bekanntgabe auch an der Privatanschrift des organschaftlichen 
Vertreters erfolgen.35

Ist eine GmbH führungslos, weil sie keinen Geschäftsführer hat, da 
beispielsweise der wirksam berufene Geschäftsführer verstorben ist, 
wird die Gesellschaft für den Fall, dass ihr gegenüber Willenserklä-
rungen abgegeben oder Schriftstücke zugestellt werden, durch die 
Gesellschafter vertreten, § 35 Abs. 1 S. 2 GmbHG. Damit ist jeder 
einzelne Gesellschafter zum Empfang von Willenserklärungen und 
zur Entgegennahme von Schriftstücken zuständig.36 Diese Regelung 
betrifft jedoch nur die reine Zustellung eines Verwaltungsaktes oder 
etwa einer Klage. Fällt der Geschäftsführer etwa durch Tod oder 
Niederlegung seines Amtes weg, bleibt es dabei, dass die GmbH 
keinen gesetzlichen Vertreter mehr hat. Es wird durch § 35 Abs. 1 
S. 2 GmbHG nur ein etwaiger Zustellmangel verhindert. An den 
Grundsätzen einer etwaigen Prozessfähigkeit und mithin einer mög-
lichen Handlungsunfähigkeit wird dadurch nichts geändert.37 Ohne 
Geschäftsführer ist die GmbH nicht prozessfähig und mithin auch 
nicht handlungsfähig. Eine gegen die Gesellschaft gerichtete Klage 
wäre mangels ordnungsgemäßer Vertretung derselben unzulässig.38 
Gleiches muss dann sinngemäß für den Erlass eines Verwaltungsaktes 
gelten. Es müsste sodann ein Notgeschäftsführer eingesetzt werden. 
Die Bestellung eines Notgeschäftsführers erfolgt durch das zuständi-
ge Amtsgericht in entsprechender Anwendung von § 29 BGB insbe-
sondere dann, wenn die Gesellschafterversammlung nicht innerhalb 

31	 Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 8. Aufl., § 41 Rn. 49.
32	 Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 8. Aufl., § 41 Rn. 49.
33	 BStBl. I 2014, S. 290 ff.
34	 BFH-Beschluss vom 7.8.1970 – VI R 24/67, BStBl. II 1970, S. 814.
35	 Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 8. Aufl., § 41 Rn. 49, OVG Münster, NVwZ-RR 

2009, 364, 365.
36	 Henssler/Strohn, Gesellschaftsrecht, 2. Aufl. 2014, GmbHG § 35 Rn. 32.
37	 BGH ZIP 2010, 2444.
38	 Ulmer/Habersack/Löbbe, GmbH Großkommentar, 2. Aufl. 2014, Band II, §35 

Rn. 136.
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einer angemessenen Frist einen neuen Geschäftsführer bestellt.39 
Für Steuerbescheide gilt nach Ziff. 2.8.1.2 AEAO zu § 122, dass 
solange die führungslose Gesellschaft über eine Geschäftsadresse 
verfügt, Verwaltungsakte unter der Geschäftsadresse bekanntgege-
ben werden. Ein Hinweis auf die besondere gesetzliche Vertretung 
der Gesellschaft durch die Gesellschafter ist nur erforderlich, wenn 
keine Geschäftsanschrift mehr besteht und die Bekanntgabe an die 
Gesellschafter unter ihrer persönlichen Anschrift erfolgen soll.40

Gem. § 10 Abs. 1 GmbHG sind die Personen der Geschäftsfüh-
rer und deren Vertretungsbefugnis neben anderen Angaben in das 
Handelsregister einzutragen. Die Eintragung erfolgt mit Vornamen, 
Familiennamen, Geburtsnamen und Wohnort.41 Die Eintragung der 
Vertretungsbefugnis muss so erfolgen, dass sich diese zweifelsfrei er-
gibt und zwar ohne Rückgriff auf außerhalb des Registers liegende 
Umstände.42 Vor Erlass eines Verwaltungsaktes empfiehlt es sich da-
her, grundsätzlich einen aktuellen Auszug aus dem Handelsregister zu 
beschaffen und die aktuellen Vertretungsverhältnisse zu überprüfen. 
Die Eintragungen zu Gesellschaften mit beschränkter Haftung fin-
den sich in der Abteilung HR B des Handelsregisters.
Sollte im Einzelfall ein Handeln der Behörde erforderlich werden, 
bevor die GmbH durch Eintragung in das Handelsregister entstan-
den ist, ist zu differenzieren: Zwischen dem Entschluss der Gesell-
schafter, eine GmbH zu gründen und dem formwirksamen Abschluss 
eines Gesellschaftsvertrages handelt es sich um eine Vorgründungs-
gesellschaft, für die meist die Regeln einer GbR oder ggf. einer OHG 
anzuwenden sind. Mit Abschluss des Gesellschaftsvertrages endet 
im Regelfall die Vorgründungsgesellschaft und es entsteht die Vor-
gesellschaft (Vor-GmbH oder GmbH i.G. – GmbH in Gründung) 
bis zur abschließenden Eintragung im Handelsregister.43 Es handelt 
sich bei der Vorgesellschaft um einen körperschaftlich organisierten 
Zusammenschluss eigener Art, der auf die Entstehung einer juristi-
schen Person angelegt ist und nach außen geschlossen auftritt.44 Die 
Vorgesellschaft wird, wie die GmbH, durch ihre Geschäftsführer ver-
treten, wobei die Vertretungsmacht durch deren Zweck begrenzt ist, 
als notwendige Vorstufe zur juristischen Person deren Entstehung zu 
fördern und bis dahin das schon eingebrachte Vermögen zu verwalten 
und zu erhalten.45 Dies kann insbesondere bei Sachgründungen dazu 
führen, dass die Vertretungsbefugnis des Geschäftsführers der Vorge-
sellschaft nahezu deckungsgleich mit der umfassenden Vertretungs-
befugnis des GmbH-Geschäftsführers der eingetragenen GmbH 
ist.46 Wird etwa ein Handelsgeschäft als Sacheinlage eingebracht und 
besteht das Erfordernis, dass die Behörde gegen das Handelsgeschäft 
einen Verwaltungsakt erlässt, so wird von der Vertretungsmacht des 
Geschäftsführers der Vor-GmbH auszugehen sein. Der Verwaltungs-
akt könnte daher wie folgt adressiert werden:

	 Müller & Schmidt GmbH i.G.47

	 (vertreten durch den Geschäftsführer Max Muster)
	 Bergstr. 1
	 12345 Musterstadt

39	 Schwerdtfeger, Gesellschaftsrecht – Kommentar, 3. Aufl. 2015, S. 584 Rn. 4.
40	 AEAO, BStBl. I 2014, 290 ff.
41	 Henssler/Strohn, Gesellschaftsrecht, 2. Aufl. 2014, GmbHG § 10 Rn. 3.
42	 Henssler/Strohn, Gesellschaftsrecht, 2. Aufl. 2014, GmbHG § 10 Rn. 5.
43	 Saenger, Gesellschaftsrecht, 3. Aufl. 2015, § 17 Rn. 739 ff.
44	 Saenger, Gesellschaftsrecht, 3. Aufl. 2015, § 17 Rn. 741 unter Verweis auf BGHZ 

21, 242.
45	 BGHZ 80, 129-145, 139.
46	 BGHZ 80, 129-145, 139.
47	 Die Abkürzung i.G. bedeutet „in Gründung“.

Unternehmergesellschaft (UG) haftungsbeschränkt
Die Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) ist keine eige-
ne Gesellschaftsform, sondern lediglich eine Rechtsformvariante 
der GmbH.48 Die Unternehmergesellschaft wurde mit dem am 
1.11.2008 in Kraft getretenen „Gesetz zur Modernisierung des  
GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen, MoMiG“ 
in das GmbH-Gesetz aufgenommen. Die Regelungen finden sich 
in § 5a GmbHG. Grundsätzlich gelten für die UG die Vorschrif-
ten des GmbHG sowie alle sonstigen Vorschriften, die die GmbH 
betreffen.49 Hinsichtlich der Vertretung wird daher auf die Ausfüh-
rungen zur GmbH verwiesen. Der Verwaltungsakt könnte wie folgt 
adressiert werden:

Müller & Schmidt UG (haftungsbeschränkt) 
	 (vertreten durch den Geschäftsführer Max Muster)
	 Bergstr. 1
	 12345 Musterstadt

Aktiengesellschaft (AG)
Die Rechtsgrundlagen der Aktiengesellschaft finden sich im Akti-
engesetz (AktG).50 Fehlen besondere Regelungen, kann subsidiär auf 
das Vereinsrecht, insbesondere dort auf § 31 BGB zurückgegriffen 
werden.51 Die Rechtsform einer AG wird meist dann gewählt, wenn 
große Kapitalsummen von einer Vielzahl von Kapitalgebern aufge-
bracht werden sollen.52 § 1 Abs. 1 S.1 AktG bestimmt, dass die AG 
eine Gesellschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit ist. Daraus folgt, 
dass sie mit der Eintragung im Handelsregister zur juristischen Per-
son wird, vgl. § 41 Abs. 1 S. 1 AktG. Eine Aktiengesellschaft kann, 
wie die GmbH, von natürlichen und juristischen Personen gegründet 
werden.53 Dies können sowohl inländische als auch ausländische ju-
ristische Personen des privaten oder öffentlichen Rechts sein. Auch 
die GbR kann als rechtsfähige Außengesellschaft mit Gesamthands-
vermögen Gründungsmitglied einer AG sein.54 Die Vertretung der 
AG ist in § 78 AktG geregelt. Gem. § 78 Abs. 1 S. 1 AktG wird die 
AG durch den Vorstand gerichtlich und außergerichtlich vertreten.
Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so ist wie auch bei der 
GmbH zwischen Aktivvertretung (Abgabe einer Willenserklärung 
für die Gesellschaft) und Passivvertretung (Entgegennahme einer 
Willenserklärung für die Gesellschaft) zu differenzieren. 
Für die Aktivvertretung gilt bei der AG wie bei der GmbH der 
Grundsatz der Gesamtvertretung, § 78 Abs. 2 S. 1 AktG. Für die 
Passivvertretung begründet das Gesetz in § 78 Abs. 2 S. 2 eine Ein-
zelvertretungsbefugnis eines jeden Vorstandsmitglieds. Daraus folgt, 
dass auch bei einem mehrköpfigen Vorstand ein Vorstandsmitglied 
als Empfänger einer Willenserklärung ausreichend ist.55 Hierzu kon-
kretisiert § 78 Abs. 2 S. 3 und 4 AktG weiter: An die Vertreter der 
Gesellschaft nach § 78 Abs. 1 können unter der im Handelsregister 
eingetragenen Geschäftsanschrift Willenserklärungen gegenüber 
der Gesellschaft abgegeben und Schriftstücke für die Gesellschaft 
zugestellt werden. Unabhängig davon können die Abgabe der Wil-

48	 Miras, Die neue Unternehmergesellschaft, 2. Aufl. 2001, S. 3 Rn. 6.
49	 Saenger, Gesellschaftsrecht, 3. Aufl. 2015, § 17 Rn. 821.
50	 Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. I S. 1089), das zuletzt durch Art. 1 

des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2565) geändert worden ist.
51	 Saenger, Gesellschaftsrecht, 3. Aufl. 2015, § 15 Rn. 523.
52	 Saenger, Gesellschaftsrecht, 3. Aufl. 2015, § 15 Rn. 521.
53	 Henssler/Strohn, Gesellschaftsrecht, 2. Aufl. 2014, AktG § 2 Rn. 2 ff.
54	 Henssler/Strohn, Gesellschaftsrecht, 2. Aufl. 2014, AktG § 2 Rn. 4.
55	 Vgl. hierzu auch die Ausführungen bei Henssler/Strohn, Gesellschaftsrecht, 2. 

Aufl. 2014, AktG § 78 Rn. 11.
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lenserklärung und die Zustellung auch unter der eingetragenen An-
schrift der empfangsberechtigten Person nach § 39 Abs. 1 S. 2 AktG 
erfolgen.
Es ist mithin ausreichend, wenn ein Verwaltungsakt an ein vertre-
tungsberechtigtes Vorstandsmitglied bekanntgegeben wird. Der Ver-
waltungsakt könnte daher wie folgt adressiert werden:

	 Müller AG
	 (vertreten durch das Vorstandsmitglied Max Muster)
	 Bergstr. 1
	 12345 Musterstadt

Zu der Frage, ob die Nennung des organschaftlichen Vertreters erfor-
derlich bzw. nur sinnvoll ist, wird auf die Ausführungen zur GmbH 
verwiesen, die sinngemäß auch für die AG gelten, insbesondere in 
Bezug auf Bescheide der Steuerverwaltung. 
Bis zur Eintragung der AG im Handelsregister gibt es, wie bei der 
GmbH, eine Vorgründungsgesellschaft und eine Vor-AG. Mit dem 
Abschluss der Gründung der AG durch Abschluss des notariellen 
Vertrages entsteht die Vorgründungsgesellschaft. Hierbei handelt 
es sich um eine GbR oder auch eine OHG. Ab dem Zeitpunkt der 
Gründung bis zur Eintragung im Handelsregister besteht die Vor-
AG als Gesellschaft eigener Art mit 
Gesamthandsstruktur.56 Die für die 
AG geltenden Regelungen sollen 
auch auf die Vor-AG anwendbar 
sein, soweit diese nicht im Einzelfall 
die Eintragung voraussetzen.57 Der 
BGH stellt insoweit die Vor-Gm-
bH und die Vor-AG gleich.58 Die 
Vor-AG wird durch den Vorstand 
vertreten, wobei die Vertretungs-
macht nicht auf die zur Gründung 
erforderlichen Geschäfte beschränkt 
ist, wenn alle Gründer mit der Auf-
nahme weiterer Geschäftstätigkeit 
durch die Vor-AG einverstanden 
sind.59 Sollte in diesem Stadium ein 
Verwaltungsakt an die Vor-AG er-
forderlich werden, könnte dieser wie 
folgt adressiert werden:

	 Müller AG i.G.60

	� (vertreten durch das Vorstandsmit-
glied Max Muster)

	 Bergstr. 1
	 12345 Musterstadt

Hat die AG keinen Vorstand und 
ist mithin führungslos, so wird sie, 
wenn ihr gegenüber Willenserklä-
rungen abzugeben sind oder ihr 

56	 Henssler/Strohn, Gesellschaftsrecht, 2. Aufl. 2014, AktG § 1 Rn. 3.
57	 Saenger, Gesellschaftsrecht, 3. Aufl. 2015, § 15 Rn. 541.
58	 BGHZ 117, 324-337, 326.
59	 Saenger, Gesellschaftsrecht, 3. Aufl. 2015, § 15 Rn. 541, BGHZ 80, 129-145, 139.
60	 Auch die Vor-AG muss mit dem Rechtsformzusatz „in Gründung“ oder „i.G.“ 

gekennzeichnet werden, vgl. Markgraf/Kießling, Gesellschaften als Parteien im 
Zivilprozess, JuS 2010, S. 312-317, 314.

Schriftstücke zugestellt werden müssen, durch den Aufsichtsrat ver-
treten, vgl. § 78 Abs. 1 S. 2 AktG. Für diesen Fall stellt § 78 Abs. 2 
S. 2 AktG klar, dass die Abgabe der Willenserklärung gegenüber 
einem Mitglied des Aufsichtsrates ausreichend ist. Hinsichtlich etwa-
iger Steuerbescheide unterscheidet der AEAO nicht zwischen einer 
GmbH und einer AG, so dass die Ausführungen zur GmbH mit der 
Maßgabe gelten, dass an Stelle der Gesellschafter die Aufsichtsrats-
mitglieder zu nennen sind.61 
Gem. § 81 Abs. 1 AktG ist jede Änderung des Vorstandes oder der 
Vertretungsbefugnis eines Vorstandsmitglieds im Handelsregister 
einzutragen. Die Eintragungen zu Aktiengesellschaften werden 
ebenfalls in der Abteilung HR B des Handelsregisters vorgenommen.

Limited Company
Bei dem umgangssprachlich als Limited oder Limited Company be-
zeichneten Unternehmen handelt es sich regelmäßig um eine Private 
Company Limited by Shares.62 Bis zur Einführung der haftungs-
beschränkten Unternehmergesellschaft wurden zunehmend Unter-
nehmen in der Rechtsform der Limited Company gegründet, da für 
diese im Gegensatz zur GmbH kein wesentliches Gründungskapital 
erforderlich ist, aber ein der GmbH vergleichbares Haftungsprivi-
leg bietet. Da das deutsche Recht bis zur Einführung der UG keine 

vergleichbare Unternehmensform kannte, wurde zunehmend auf das 
Unternehmensmodell der Limited zurückgegriffen.

61	 AEAO, BStBl. I 2014, 290 ff.
62	 Schuster, Die Limited Company und ihre Zweigniederlassung in Deutschland 

2009, S. 12.

Übersicht: Körperschaften

Name Abkürzung Vertretung Register Adressat
Eingetragener 
Verein

e.V. Vorstand Vereinsregister Müller Verein von 1890 e.V.
(vertreten durch das Vorstandsmitglied Max Muster)
Bergstr. 1
12345 Musterstadt

Gesellschaft mit 
beschränkter 
Haftung 

GmbH Geschäftsführer HR B Müller & Schmidt GmbH
vertreten durch den Geschäftsführer Max Muster
Bergstr. 1
12345 Musterstadt

Gesellschaft mit 
beschränkter Haf­
tung in Gründung

GmbH i.G. Gesellschafter 
als spätere 
Geschäftsführer 

Müller & Schmidt GmbH i.G.
(vertreten durch den Geschäftsführer Max Muster)
Bergstr. 1
12345 Musterstadt

Unternehmer­
gesellschaft 

UG (haftungs­
beschränkt)

Geschäftsführer HR B Müller & Schmidt UG (haftungsbeschränkt) 
(vertreten durch den Geschäftsführer Max Muster)
Bergstr. 1
12345 Musterstadt

Aktiengesellschaft AG Vorstand HR B Müller AG
(vertreten durch das Vorstandsmitglied Max Muster)
Bergstr. 1
12345 Musterstadt

Limited Company 
by shares

Ltd. Board of direc­
tors/director

Companies 
House, bei Zweig­
niederlassung in 
Dt: HR B

Mueller Ltd.
(vertreten durch Director Max Muster)
Bergstr. 1
12345 Musterstadt

Pe
rs

ön
lic

he
s 

Ex
em

pl
ar

! 

K
op

ie
re

n 
od

er
 W

ei
te

rr
ei

ch
en

 n
ic

ht
 e

rl
au

bt
.



Christine Susanne Rabe/Martin Wode� Die Gesellschaft als Adressat eines Verwaltungsaktes

277DVP 7/16 · 67. Jahrgang

Rechtsfähigkeit im Gründungsland erlangt die Limited mit der 
Ausstellung des Certificate of Incorporation durch den Registrar of 
Companies im Companies House, dem zentralen Register für alle 
englischen Gesellschaftsformen.63 

Umstritten war lange Zeit die Rechtsfähigkeit der Gesellschaft in 
Deutschland, wenn diese beispielsweise ihren Verwaltungssitz in 
Deutschland, ihren satzungsmäßigen Sitz aber weiter im Heimat-
land, etwa England hat. Im Jahr 2003 hat der Bundesgerichtshof sich 
jedoch den Vorgaben des Europäischen Gerichtshofes gebeugt. Mit 
Urteil vom 13.03.2003 stellte der BGH fest, dass eine Gesellschaft, 
die unter dem Schutz der im EG-Vertrag garantierten Niederlas-
sungsfreiheit steht, berechtigt ist, ihre vertraglichen Rechte in jedem 
Mitgliedsstaat geltend zu machen, wenn sie nach der Rechtsordnung 
des Staates, in dem sie gegründet worden ist und in dem sie nach 
einer eventuellen Verlegung ihres Verwaltungssitzes in einen anderen 
Mitgliedsstaat weiterhin ihren satzungsmäßigen Sitz hat, hinsichtlich 
des geltend gemachten Rechts rechtsfähig ist.64 Zu prüfen ist daher, 
ob die Limited im konkreten Einzelfall nach britischem Recht betei-
ligungsfähig wäre. Ist das der Fall, so ist sie auch als im Verwaltungs-
verfahren als beteiligungsfähig anzusehen.
Vertreten wird die Limited durch das Board of Directors, wobei häu-
fig nur eine Person als Director bestellt ist.65 
Grundsätzlich sind Verwaltungsakte an den organschaftlichen Ver-
treter, mithin an den Director bekanntzugeben. Für das Steuerrecht 
kann unter bestimmten Voraussetzungen verlangt werden, dass ein 
inländischer Empfangsbevollmächtigter bestellt wird, vgl. §  123 
AO.66 
Unterhält die Limited in Deutschland eine Zweigniederlassung, so 
ist diese gem. § 13 e Abs. 2 HGB in das deutsche Handelsregister 
einzutragen. Für die Eintragung ist u.a. die Legitimation der Direkto-
ren (Geschäftsführer) erforderlich. Es empfiehlt sich daher vor Erlass 
eines Verwaltungsaktes die Eintragung einer etwaigen Zweignieder-
lassung in Deutschland zu prüfen, da sich aus der Eintragung die 
konkreten Vertretungsverhältnisse ergeben. Sodann kann der Erlass 
des Verwaltungsaktes erfolgen.

3.	 Publizität der Registereintragungen

Bei Erlass eines Verwaltungsaktes haben die Eintragungen im Ver-
einsregister bzw. Handelsregister besondere Bedeutung aufgrund 
ihrer Publizitätswirkung. 
Vereinfacht gesagt gilt: „Was im Register steht, ist richtig!“
Für das Vereinsregister regelt § 68 BGB den Vertrauensschutz. Ist 
etwa die Änderung des Vorstandes des Vereins, an den ein Verwal-
tungsakt zu richten ist, nicht im Vereinsregister eingetragen, und war 
dies der Behörde nicht bekannt, so kann sich der Verein nicht darauf 
berufen, dass der alte Vorstand nicht mehr vertretungsberechtigt ist. 
Die nichteingetragene Änderung eines Vorstandes hat mithin gegen-
über Dritten, der die Änderung nicht kennt, keine Wirkung.67 Die 
Behörde darf sich also darauf verlassen, dass der im Vereinsregister 

63	 Schuster, Die Limited Company und ihre Zweigniederlassung in Deutschland 
2009, S. 13.

64	 Urteil des BGH vom 13.03.2003, AZ: VII ZR 370/98.
65	 Leible/Reichert (Hrsg.), Münchener Handbuch des Gesellschaftsrechts, 4. Aufl. 

2013, Bd. 6, Teil 3, 2. Kapitel, § 47 Rn. 222 ff.
66	 Vgl. zur steuerrechtlichen Behandlung ausländischer Kapitalgesellschaften u.a. 

OFD Hannover KSt-Kartei, 28. Februar 2007, S 2700-2-StO 242.
67	 Stöber/Otto, Handbuch zum Vereinsrecht, 11. Aufl. 2016, S. 577 Rn. 1286 ff.

eingetragene Vorstand noch im Amt ist und die Vertretungsmacht als 
Vorstand weiterhin besteht. 
Ist die Änderung eines Vorstandes im Vereinsregister eingetragen, 
die Behörde hat hiervon jedoch keine Kenntnis, so muss die Behörde 
gem. § 68 S. 2 BGB die Änderung dann nicht gegen sich gelten lassen, 
wenn die Unkenntnis nicht auf Fahrlässigkeit beruht. Fahrlässigkeit 
fällt der Behörde in diesem Zusammenhang zur Last, wenn sie die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht lässt (§ 276 Abs. 1 
S. 2 BGB). Diese wird regelmäßig dann angenommen, wenn eine 
Überprüfung des Vereinsregisters unterblieben ist.68 Insbesondere bei 
Verwaltungsakten mit sehr hoher Bedeutung sollte daher tagesaktuell 
das Vereinsregister eingesehen werden.
Für das Handelsregister findet sich eine vergleichbare, gleichwohl 
weitergehende Regelung in § 15 HGB.69 
§ 15 Abs. 1 HGB entspricht, soweit es um das Unterbleiben von 
Eintragungen geht, inhaltlich § 68 BGB für das Vereinsregister, so 
dass insoweit auf die obigen Ausführungen verwiesen wird.70 
§ 15 Abs. 2 HGB bestimmt, dass Dritte, also die Behörde, solche Tat-
sachen gegen sich gelten lassen muss, die eingetragen und bekanntge-
macht wurden. Eine Ausnahme gilt nach Abs. 2 S. 2 für Rechtshand-
lungen innerhalb einer 15-Tagesfrist, wenn die Behörde beweisen 
kann, dass sie die Tatsache weder kannte, noch kennen musste. Ob 
insoweit eine Einsichtnahme in das Handelsregister verlangt werden 
kann ist umstritten.71 
Schließlich regelt § 15 Abs. 3 HGB den Fall, dass eine einzutragende 
Tatsache unrichtig bekannt gemacht wurde. Dann soll sich die Be-
hörde demjenigen gegenüber, in dessen Angelegenheiten die Tatsache 
einzutragen war, auf die bekanntgemachte Tatsache berufen können, 
es sein denn, dass die Behörde die Unrichtigkeit kannte.
Im Ergebnis schützt die Kenntnis der Eintragungen im jeweiligen 
Register den Behördenmitarbeiter vor einer falschen Adressierung 
des Verwaltungsaktes. Daher sollte insbesondere bei Verwaltungsak-
ten von hoher inhaltlicher und/oder wirtschaftlicher Bedeutung ein 
tagesaktueller Registerauszug vor Erlass des Verwaltungsaktes eine 
Selbstverständlichkeit sein.

4.	 Personengesellschaften

Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR, BGB-Gesellschaft)
Die Grundform der Personengesellschaften ist die Gesellschaft bür-
gerlichen Rechts, geregelt in den §§ 705 ff. BGB. Sie entsteht durch 
den Abschluss eines Gesellschaftsvertrages, wie sich unmittelbar aus 
§ 705 BGB ableiten lässt. Der Gesellschaftsvertrag ist formfrei und 
kann daher auch mündlich, stillschweigend oder durch konkludentes 
Handeln geschlossen werden.72

Aus § 709 Abs. 1 BGB ergibt sich, dass die Geschäftsführung der 
GbR den Gesellschaftern gemeinschaftlich zusteht. Für jedes Ge-
schäft ist daher zunächst die Zustimmung aller Gesellschafter erfor-
derlich. Durch den Gesellschaftsvertrag kann die Geschäftsführung 
auf einen Gesellschafter übertragen werden, § 714 BGB. Dieser 
ist dann im Zweifel auch ermächtigt, die anderen Gesellschafter 
Dritten gegenüber zu vertreten. Die übrigen Gesellschafter sind 

68	 Stöber/Otto, Handbuch zum Vereinsrecht, 11. Aufl. 2016, S. 577 Rn. 1287 ff.
69	 Vgl. umfassend zu § 15 HGB: Schmidt, Handelsrecht Unternehmensrecht I, 6. 

Aufl. 2014, S. 478 ff.
70	 Münchener Kommentar zum Handelsrecht, 3. Aufl. 2010, § 15 Rn. 1.
71	 Vgl. ausführlich zum Streitstand: Münchener Kommentar zum Handelsrecht, 3. 

Aufl. 2010, § 15 Rn. 72, 73.
72	 Kübler/Assmann, Gesellschaftsrecht, 6. Aufl. 2006, S. 43.
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in diesem Fall gem. § 710 S. 1 BGB von der Geschäftsführung 
ausgeschlossen.
Ob die GbR selbst oder nur die Gesellschafter als natürliche Per-
son Beteiligte eines Verwaltungsverfahrens sein können, hängt, wie 
bereits eingangs dargestellt, davon ab, ob im Einzelfall die GbR als 
(teil-)rechtsfähig anzusehen ist. Hat sie im Einzelfall eigene Rechte 
und Pflichten, so kommt sie als Adressatin eines Verwaltungsaktes in 
Betracht. Dabei genügt nicht irgendein Recht. Der GbR muss das im 
konkreten Verwaltungsverfahren geltend gemachte Recht zustehen 
können. Nur, wenn das der Fall ist, ist sie beteiligungsfähig, sonst 
nicht.73

Ist die GbR im Einzelfall rechtsfähig, stellt sich die Frage, wem ge-
genüber der Bescheid bekanntzugeben ist. Hat die GbR einen ge-
schäftsführenden Gesellschafter, der die Gesellschaft nach außen 
gem. § 714 BGB vertritt, so kann die Zustellung des Bescheides an 
diesen rechtsfehlerfrei als Zustellungsadressaten erfolgen. Dies setzt 
voraus, dass neben der GbR als materieller Adressatin des Bescheides 
zusätzlich der gesetzliche Vertreter benannt wurde.74 Es muss sich 
auch im Falle einer Alleinvertretungsberechtigung, die u.a. zur Ent-
gegenahme eines Verwaltungsaktes berechtigt, aus den Umständen 
des Einzelfalles und insbesondere aus der Form und dem Inhalt des 
Verwaltungsaktes unmittelbar oder durch Auslegung ergeben, dass 
der Verwaltungsakt an eine Personenmehrheit gerichtet ist.75 Der 
Bescheid könnte wie folgt adressiert werden:

	 Müller & Schmidt GbR
	 z.H. des geschäftsführenden Gesellschafters Herrn Max Müller
	 Bergstr. 1
	 12345 Musterstadt

Fehlt eine Bevollmächtigung, so sind bei einer Personenmehrheit 
gleichlautende Bescheide an jeden Gesellschafter zu adressieren und 
jedem einzelnen Gesellschafter bekanntzugeben.76

Für Steuerbescheide legt der Anwendungserlass zur Abgabenord-
nung (AEAO) fest, dass ein Steuerbescheid, soweit er an eine GbR 
gerichtet ist, den Inhaltsadressaten dann ausreichend kennzeichnet, 
wenn der geschäftsübliche Name, unter dem die GbR am Rechts-
verkehr teilnimmt, gewählt wurde und der Bescheid unter der Ge-
schäftsadresse der GbR bekanntgegeben wurde.77 Der Bescheid wäre 
wie folgt zu adressieren:

	 Müller & Schmidt GbR
	 Bergstr. 1
	 12345 Musterstadt

Ist eine Geschäftsadresse oder ein geschäftsüblicher Name nicht 
vorhanden, so sind Bescheide an alle Gesellschafter zu richten. Ist 
die Bezeichnung der Mitglieder der GbR nicht durch die Aufzäh-
lung aller Namen im Kopf des Bescheides möglich, soll neben einer 
Kurzbezeichnung im Bescheidkopf eine Nennung der Gesellschaf-

73	 Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 8. Aufl, § 11 Rn. 20.
74	 Urteil des VG Ansbach vom 03.05.2005, AZ: AN 1 K 04.00791, BeckRS 2005, 

36260. 
75	 Urteil des VG Gießen vom 18.05.1989, AZ: V/2 E 1553/87 = NVwZ-RR 1990, 

412.
76	 Urteil des VG Gießen vom 18.05.1989, AZ: V/2 E 1553/87 = NVwZ-RR 1990, 

412.
77	 Ziff. 2.4.1.2 AEAO, BStBl. I 2014, 290 ff. Vgl. zum Bereich der Kommunalab-

gabenbescheide auch: Kreuter, Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) als 
Schuldnerin von Kommunalabgaben, NVwZ 2008, 360 ff.

ter in den Bescheiderläuterungen oder in einer Anlage zum Be-
scheid erfolgen.78

Aus § 34 Abs. 2 Abgabenordnung (AO) ergibt sich zudem für Steu-
erbescheide die Besonderheit, dass der Steuerbescheid dann, wenn die 
GbR keinen Geschäftsführer hat, einem Gesellschafter nach Wahl 
des Finanzamtes bekannt gegeben werden kann. Dann soll in den 
Bescheid jedoch folgende Ergänzung aufgenommen werden: 

„Der Bescheid ergeht an Sie als Mitglied der Müller & Schmidt Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts mit Wirkung für und gegen die Gesellschaft.“79 

Es muss also zwingend zum Ausdruck gebracht werden, dass die 
Person, der der Bescheid bekanntgegeben wird, nicht als Einzelper-
son, sondern als Vertreter der Gesellschaft angeschrieben wird. Zu 
beachten ist, dass sich der Bekanntgabeadressat aus dem Bescheid 
selbst ergeben muss. Eine Angabe auf dem Umschlag ist nicht aus-
reichend.80

Einfacher ist die Frage zu beantworten, wem gegenüber die Auf-
hebung eines Bescheides bekanntgegeben werden muss: Wird ein 
Beitragsbescheid, durch den die Betragsschuld einer GbR festge-
setzt wurde, einem Gesellschafter gegenüber aufgehoben, so wird 
die Beitragsfestsetzung insgesamt rückgängig gemacht. Einer ge-
sonderten Information der anderen Gesellschafter bedarf es nicht 
mehr, auch wenn sie den ursprünglichen Beitragsbescheid erhalten 
haben.81

In der Praxis wird der Behörde regelmäßig nicht bekannt sein, ob 
die GbR einen alleinvertretungsberechtigten Gesellschafter hat oder 
nicht. Da die GbR in keinem Register eingetragen ist, kann die Be-
hörde diese Information nur von der Gesellschaft direkt erhalten. 
Der sicherste Weg, einen Bescheid wirksam einer GbR bekanntzu-
geben ist daher bei fehlender Geschäftsadresse die Bekanntgabe an 
alle Gesellschafter.82

Offene Handelsgesellschaft (OHG)
Die offene Handelsgesellschaft (OHG) ist gem. § 105 Abs. 1 HGB 
eine Gesellschaft, deren Zweck auf den Betrieb eines Handelsgewer-
bes unter gemeinschaftlicher Firma gerichtet ist, wenn bei keinem der 
Gesellschafter die Haftung gegenüber den Gesellschaftsgläubigern 
beschränkt ist. Die „Firma“ ist dabei der Name der Gesellschaft, der in 
das Handelsregister einzutragen ist. Eine GbR kann jederzeit durch 
Eintragung in das Handelsregister die Rechtsform einer OHG an-
nehmen. Hinsichtlich der Entstehung einer OHG ist zwischen dem 
Innen- und dem Außenverhältnis zu differenzieren: Im Innenverhält-
nis, d.h. das im Verhältnis der einzelnen Gesellschafter untereinander, 
ist wie bei der GbR der Abschluss des Gesellschaftervertrages aus-
reichend.83 Im Außenverhältnis, also gegenüber Dritten, entsteht die 
Gesellschaft erst, wenn sie entweder im Handelsregister eingetragen 
ist (§ 123 Abs. 1 HGB) oder durch die Aufnahme des Geschäftsbe-
triebes (§ 123 Abs. 2 OHG). Werden die Geschäfte der OHG vor 
deren Eintragung aufgenommen, so hat die Eintragung in das Han-
delsregister nur noch deklaratorische Bedeutung.84 Solange die Vor-

78	 Ziff. 2.4.1.3 AEAO, BStBl. I 2014, 290 ff.
79	 Ziff. 2.4.1.3 AEAO, BStBl. I 2014, 290 ff.
80	 Ziff. 2.4.1.3 AEAO, BStBl. I 2014, 290 ff.
81	 Urteil des OVG Münster vom 07.05.2002, AZ: 15 A 5299/00.
82	 Kreuter, Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) als Schuldnerin von Kom-

munalabgaben, NVwZ 2008, 360, 362.
83	 Habersack/Schäfer, Das Recht der OHG, 2010, § 105 Rn. 48.
84	 Habersack/Schäfer, Das Recht der OHG, 2010, § 123 Rn. 14.
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aussetzungen von §  123 Abs.  1 
oder Abs. 2 HGB nicht erfüllt sind, 
kann eine Außengesellschaft in der 
Rechtsform einer GbR in Betracht 
kommen.85

Die OHG wird durch ihre Gesell-
schafter vertreten, vgl. § 125 HGB. 
Ähnlich wie bei der GmbH oder der 
AG ist zwischen der Aktiv- und der 
Passivvertretung zu unterscheiden. 
Zur Aktivvertretung der Gesellschaft 
ist gem. § 125 Abs. 1 HGB jeder 
Gesellschafter ermächtigt, wenn er 
nicht durch den Gesellschaftsvertrag 
von der Vertretung ausgeschlossen 
ist. Hiervon abweichend kann gem. 
§ 125 Abs. 2 HGB abweichend eine 
Gesamtvertretung beschlossen wer-
den. Die Passivvertretung der OHG 
ist in § 125 Abs. 2 S. 3 HGB gere-
gelt: Ist der Gesellschaft gegenüber 
eine Willenserklärung abzugeben, so 
genügt die Abgabe gegenüber einem 
der zur Mitwirkung bei der Vertre-
tung befugten Gesellschafter. Das 
Gesetz ordnet mithin bezüglich der 
Passivvertretung eine Einzelvertretungsmacht an. Es handelt sich bei 
der Vorschrift um nichtdispositives Recht, mit der Folge, dass hier-
von im Gesellschaftervertrag nicht abgewichen werden kann. Eine 
anderslautende Vereinbarung der Gesellschafter im Gesellschafts-
vertrag darf nicht gem. § 106 Abs. 2 S. 4 HGB im Handelsregister 
eingetragen werden.86 Ein Verwaltungsakt kann daher an jeden der 
vertretungsberechtigten Gesellschafter bekanntgegeben werden. Der 
Verwaltungsakt könnte daher wie folgt adressiert werden:

	 Müller & Schmidt OHG
	� vertreten durch den geschäftsführenden Gesellschafter Max Muster
	 Bergstr. 1
	 12345 Musterstadt

Für Steuerbescheide die an Handelsgesellschaften zu richten sind, 
wozu nach den Ausführungen des Anwendungserlasses zur Abga-
benordnung (AEAO) u.a. die OHG und die Kommanditgesellschaft 
(KG) gehören, gilt folgendes: Steuerbescheide sind der Gesellschaft 
unter ihrer Firma bekannt zu geben, wenn sie Steuerschuldner und 
damit Inhaltsadressat ist. Begründet wird diese Auffassung damit, 
dass die Handelsgesellschaft im Wirtschaftsleben mit ihrer Firma 
eindeutig bezeichnet werden könne. Bei Zweifeln sei die Bezeich-
nung im Handelsregister maßgeblich. Ist eine Handelsgesellschaft 
Steuerschuldner und damit Inhaltsadressat, genüge deshalb zur Be-
zeichnung des Inhaltsadressaten die Angabe der Firma im Steuer-
bescheid. Ein zusätzlicher Hinweis auf Vertretungsbefugnisse oder 
einzelne Gesellschafter sei zur Kennzeichnung des Inhaltsadressaten 
nicht erforderlich.87 Die Adressierung würde lauten:

85	 Roth/Weller, Handels- und Gesellschaftsrecht, 8. Aufl. 2013, S. 120 Rn. 229.
86	 Habersack/Schäfer, Das Recht der OHG, 2010, § 125 Rn. 54.
87	 Ziff. 2.4.1.1 AEAO, BStBl. I 2014, 290 ff.

	 Steuerschuldner und Inhaltsadressat
	 Firma
	 Müller & Schmidt OHG
	 Bergstr. 1
	 12345 Musterstadt

Bei Feststellungsbescheiden wäre es grundsätzlich ausreichend, wenn 
im Bescheidkopf die Personengesellschaft als solche bezeichnet werde 
und sich alle Gesellschafter eindeutig als betroffene Inhaltsadressaten 
aus dem für die Verteilung der Besteuerungsgrundlagen vorgesehenen 
Teil des Bescheides ergeben. Der einheitliche Feststellungsbescheid 
erlange volle Wirksamkeit, wenn er allen Feststellungsbeteiligten 
bekanntgegeben wird. Mit seiner Bekanntgabe an einzelne Feststel-
lungsbeteiligte entfalte er nur diesen gegenüber Wirksamkeit.88

Kommanditgesellschaft (KG)
Die Kommanditgesellschaft (KG) ist eine besondere Form der OHG, 
bei der das Haftungsrisiko der Gesellschafter unterschiedlich ist. Eine 
KG ist eine Gesellschaft, deren Zweck auf den Betrieb eines Han-
delsgewerbes unter gemeinschaftlicher Firma gerichtet ist, und bei 
der bei einem oder mehreren der Gesellschafter die Haftung gegen-
über Gläubigern auf den Betrag einer bestimmten Vermögenseinla-
ge beschränkt ist (Kommanditisten), während bei dem anderen Teil 
der Gesellschafter eine Beschränkung der Haftung nicht stattfindet 
(persönlich haftende Gesellschafter/Komplementär).89 Soweit in den 
§ 161 ff. HGB keine besonderen Vorschriften für die KG getroffen 
werden, gilt gem. § 161 Abs. 2 HGB das Recht der OHG entspre-
chend auch für die KG.

88	 Ziff. 2.5.1. AEAO, BStBl. I 2014, 290 ff.
89	 Gummert/Reichert (Hrsg.), Münchener Handbuch des Gesellschaftsrechts, 4. 

Aufl. 2014, Bd. 2, Teil 1, 1. Kapitel, § 1 Rn. 15.

Übersicht: Personengesellschaften

Name Abkürzung Vertretung Register Adressat
Gesellschaft bür­
gerlichen Rechts

GbR Geschäfts-
führer oder 
Gesellschafter

Müller & Schmidt GbR
z.H. des geschäftsführenden Gesellschafters Herrn 
Max Müller
Bergstr. 1
12345 Musterstadt

Offene Handels­
gesellschaft 

OHG Gesellschafter HR A Müller & Schmidt OHG
vertreten durch den geschäftsführenden Gesell­
schafter Herrn Max Müller
Bergstr. 1
12345 Musterstadt

Kommandit­
gesellschaft

KG Komplementär 
= persönlich 
haftender 
Gesellschafter

HR A Müller & Schmidt KG
vertreten durch den geschäftsführenden Gesell­
schafter Max Muster
Bergstr. 1
12345 Musterstadt

GmbH & Co. KG GmbH & Co. 
KG 

Komplementär-
GmbH, diese 
vertreten durch 
Geschäftsführer

HR A
(GmbH im HR B)

Müller & Schmidt GmbH & Co. KG
vertreten durch die Müller & Schmidt GmbH,
diese vertreten durch den Geschäftsführer Max 
Muster
Bergstr. 1
12345 Musterstadt

Pe
rs

ön
lic

he
s 

Ex
em

pl
ar

! 

K
op

ie
re

n 
od

er
 W

ei
te

rr
ei

ch
en

 n
ic

ht
 e

rl
au

bt
.



280 DVP 7/16 · 67. Jahrgang

Die Gesellschaft als Adressat eines Verwaltungsaktes� Christine Susanne Rabe/Martin Wode

Für das Entstehen der Kommanditgesellschaft im Außenverhält-
nis ist die Eintragung im Handelsregister notwendig, vgl. §§ 123, 
162 I HGB.90 Für die Vertretung der Kommanditgesellschaft gilt 
§ 126 HGB entsprechend, so dass vollumfänglich auf die Ausfüh-
rungen zur OHG verwiesen wird, soweit es um die Vertretung der 
Gesellschaft durch die persönlich haftenden Gesellschafter geht. 
Sonderregeln enthalten §§ 164, 170 HGB: Der Kommanditist ist 
von der Vertretung der Gesellschaft ausgeschlossen; er hat keine 
organschaftliche Vertretung der Gesellschaft. Der Kommanditist 
kommt daher für die Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes nicht 
in Betracht. Der Verwaltungsakt ist an die KG zu adressieren und 
dieser über einen der persönlich haftenden Gesellschafter (Kom-
plementär) bekannt zu geben:

	 Müller & Schmidt KG
	 vertreten durch den geschäftsführenden Gesellschafter Max Muster
	 Bergstr. 1
	 12345 Musterstadt

Soweit Steuerbescheide an eine Kommanditgesellschaft zu richten 
sind, gilt das zu Steuerbescheiden an eine OHG gesagte sinngemäß. 

90	 Glanegger/Kirnberger/Kusterer/Ruß/Selder/Stuhlfeder, Heidelberger Kommentar 
zum Handelsgesetzbuch, 7. Aufl. 2007, § 162 Rn. 1.

Der Anwendungserlass differenziert ausdrücklich nicht zwischen 
einem Bescheid an eine OHG und einem Bescheid an eine KG. Es 
wird daher auf die Ausführungen zu Steuerbescheiden an eine OHG 
verwiesen.91 

GmbH & Co KG
Die GmbH & Co. KG ist eine KG, deren Komplementär, also der 
persönlich haftende Gesellschafter eine GmbH ist. Unternehmens-
träger ist eine KG, vertreten durch die GmbH 92 Das bedeutet, dass 
die GmbH der organschaftliche Vertreter der GmbH & Co. KG ist. 
Die Kommanditisten sind wie bei der KG gem. § 170 HGB von der 
Vertretung ausgeschlossen. 
Die GmbH ihrerseits wird entsprechend § 35 GmbHG durch ihre 
Geschäftsführer als organschaftliche Vertreter nach außen vertreten. 
Als Adressat eines Verwaltungsaktes käme demnach in Betracht:

	 Müller & Schmidt GmbH & Co. KG
	 vertreten durch die Müller & Schmidt GmbH,
	 diese vertreten durch den Geschäftsführer Max Muster
	 Bergstr. 1
	 12345 Musterstadt

91	 Ziff. 2.4.1.1 AEAO, BStBl. I 2014, 290 ff.
92	 Roth/Weller, Handels- und Gesellschaftsrecht, 8. Aufl. 2013, S. 261 Rn. 573.

Holger Weidemann*

Entstehung und Untergang einer Straße
– Basistext**: Straßenrecht Teil 1 –

Fall 1 

Entlang der vielbefahrenen Kreisstraße 24 zwischen den Mitgliedsge-
meinden Martfeld und Vilsen der Samtgemeinde Bruchhausen-Vilsen 
soll ein Radweg gebaut werden. Die erforderlichen Grundstücke stehen 
bereits im Eigentum des Landkreises Diepholz (Niedersachsen). Wie kann 
erreicht werden, dass ein öffentlicher Radweg entsteht?

Fall 2

In der Stadt Syke (25.000 Einwohner) wird seit vielen Jahren darum 
gerungen, die Attraktivität der Hauptgeschäftsstraße zu erhöhen. Es 
handelt sich um eine Gemeindestraße. Da Moonlightshopping, Reduzie-
rung der Geschwindigkeit, besondere Aktivitäten der Werbegemeinschaft 
nicht den gewünschten Erfolg brachten, wird über die Einrichtung einer 
Fußgängerzone nachgedacht. Frei von störendem KFZ-Verkehr soll den 
Kunden ein unbelastetes Einkaufsvergnügen ermöglicht werden. Fraglich 
ist nun, ob eine nachträgliche Beschränkung der Widmung möglich ist.

Straßen durchziehen in unterschiedlicher Dichte Deutschland. Bun-
desautobahnen, Bundes-, Landes-, Kreis- und Gemeindestraßen bil-
den durchweg ein geschlossenes System. Sie haben unterschiedliche 
Funktionen. Zunächst ist die Verkehrsfunktion zu nennen. Dabei ist 
zwischen dem überörtlichen Verkehr und dem eher ortsgebundenen 
Straßenverkehr zu unterscheiden. Im innerstädtischen Bereich, aber 
nicht nur dort, nehmen die Straßen auch eine Erschließungsaufgabe 
wahr.1 Im innerstädtischen Bereich kommt noch die Kommunika-
tionsfunktion hinzu. Von besonderer Bedeutung ist nun die Frage, 
wie entsteht eine öffentliche Straße und kann sie unter bestimm-
ten Voraussetzungen ihre Funktion wieder einbüßen. Maßgebliche 
Rechtsvorschrift für die Beantwortung dieser Fragen ist entweder 
das Bundesfernstraßengesetz (FStG), sofern Bundesautobahnen oder 
Bundesstraßen betroffen sind (vgl. zum Anwendungsbereich § 1) 
oder aber den jeweiligen Straßengesetzen der Länder2 zu entnehmen. 

Es bedarf vielfältiger politischer, rechtlicher und tatsächlicher Maß-
nahmen, damit eine öffentliche Straße im Rechtssinne entstehen 
kann. Die Entstehung einer Straße vollzieht sich dabei in verschie-
denen Stufen. Auf der ersten Stufe bedarf es einer Entscheidung 
darüber, ob eine Straße geschaffen werden soll. So dürfen nach den 
§§ 17f. FStrG Bundesfernstraßen regelmäßig nur gebaut oder geän-
dert werden, wenn der Plan zuvor festgestellt worden ist. Vergleichba-

1	 Siehe auch Weidemann, DVP 2016, S. 296
2	 Siehe beispielsweise § 6 NStrG; § 6 Straßen- und Wegegesetz NRW; § 36 LStrG 

Rheinland-Pfalz

*	 Prof. Holger Weidemann ist Vizepräsident der Kommunalen Hochschule für Ver-
waltung in Niedersachsen (HSVN).

** 	 Basistexte dienen dazu, ausgewählte Rechtsgebiete systematisch vorzustellen. 
Die erste Darstellung widmet sich dem Straßenrecht, einem Rechtsgebiet, das 
eine hohe praktische Relevanz aufweist und im Bereich von Ausbildung und 
Studium häufig Gegenstand von Klausuren ist. Die weiteren Beiträge, die in 
loser Folge in den nächsten Ausgaben der DVP veröffentlicht werden, greifen 
folgende Themen auf: Teil 2: Gemeingebrauch, Anliegergebrauch, Sondernut-
zung; Teil 3: Verhältnis von Straßenrecht und Straßenverkehrsrecht; Teil 4: 
Straßenrechtliche Eingriffsbefugnisse.
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re Regelungen sehen (durchweg) die Landesgesetze für Landes- und 
Kreisstraßen vor (z.B. § 38 Nds. Straßengesetz – NStrG). Auf der 
örtlichen Ebene können im Bebauungsplan auch Verkehrsflächen 
festgesetzt werden (§ 9 Abs. 1 Ziff. 11 BauGB).

Abb.: Entstehung einer Straße
1. Stufe 2. Stufe 3. Stufe

Herstellung (Planung und Bau) Widmung Indienststellung

Nach der (ggfs. kommunal-) politischen Grundentscheidung erfolgt 
der Bau der Straße.

In statusrechtlicher Hinsicht entsteht die Straße nicht allein durch 
die bauliche Fertigstellung. Als weiterer Schritt ist der Rechtsakt der 
Widmung erforderlich. Mit der Widmung erklärt die zuständige 
Stelle, dass ein bestimmter Teil der Erdoberfläche – hier der ausge-
baute Straßenkörper – einem öffentlichen Zweck zu dienen bestimmt 
ist. Die Widmung stellt eine dingliche Allgemeinverfügung im Sinne 
des § 35 S. 2 2. Alt. VwVfG3 dar. Damit muss die Widmungsent-
scheidung neben den Vorgaben des Straßenrechts auch denen des 
allgemeinen Verwaltungsrechts genügen, um rechtmäßig zu sein. 

In materieller Hinsicht wird die Verfügungsgewalt über das der Stra-
ße dienende Grundstück gefordert(vgl. § 2 Abs.2 FStrG; § 6 Abs. 2 
NStrG). So soll verhindert werden, dass es zu einer Aufspaltung zwi-
schen der öffentlich-rechtlichen Sachherrschaft und dem Privatei-
gentum des Straßeneigentümers kommt. Nach § 2 Abs. 2 FStrG4 ist 
Voraussetzung für die Widmung, dass der Träger der Straßenbaulast 
Eigentümer des der Straße dienenden Grundstücks ist oder aber der 
Eigentümer und der sonst zur Nutzung dinglich Berechtigter der 
Widmung zugestimmt hat oder aber der Träger der Straßenbaulast 
den Besitz durch Vertrag, durch Einweisung nach § 18 f Abs. 1 FStrG 
oder in einem sonstigen gesetzlichen Verfahren erlangt hat.5 Soweit 
die Verfügungsbefugnis des Trägers der Straßenbaulast vorliegt und 
die Straße tatsächlich hergestellt wurde, steht es grundsätzlich im 
Ermessen der zuständigen Stelle6, ob sie dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet wird.7 Die Ermessensausübung hat sich an § 40 VwVfG 
zu orientieren. Damit muss die Widmung dem Zweck der Ermäch-
tigung und den gesetzlichen Grenzen entsprechen. Es ist eine In-
teressenabwägung der u.U. widerstreitenden öffentlichen Interessen 
geboten. Zudem haben auch mögliche Belange anliegender Grund-
stückseigentümer in die Interessenabwägung mit einzufließen. In den 
Landesstraßengesetzen8 wird bestimmt, dass in der Widmungsverfü-
gung regelmäßig auch die Straßengruppe (z.B. Kreisstraße) anzuge-

3	 Siehe nur OVG Koblenz NJW 1987, S. 1284; ferner U. Stelkens in Stelkens/Bonk/
Sachs, VwVfG – Kommentar, 8. Aufl., § 35 Rdnr. 320 ff.; Wendrich, Nds. Stra-
ßengesetz, 4. Aufl., § 6 Rdnr. 1

4	 Siehe auch die entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen; z.B. § 6 Abs. 2 
NStrG

5	 Vergleichbare Regelungen weisen beispielsweise die folgenden Landesgesetze 
auf: § 6 Abs. 2 NStrG; § 6 Abs. 2 LStrG Rheinland-Pfalz; § 6 Abs. 5 StrWG 
NRW

6	 Regelmäßig ist dies der Träger der Straßenbaulast; in den Landesgesetzes folgt 
diese Trägerschaft grundsätzlich der Straßengruppe. So ist beispielsweise für 
Gemeindestraße grundsätzlich die Gemeinde Träger der Straßenbaulast; so für 
Nds. ausdrücklich im § 48 NStrG geregelt

7	 Vgl. BayVGH DÖV 2003, S.  92; Vertiefung Sauthoff in Müller/Schulz, 
FStrG-Kommentar, 2. Aufl., § 2 Rdnr. 15 ff.

8	 Vgl. nur § 6 Abs. 1 S. 4 NStrG; § 36 Abs. 1 S. 4 LStrG Rheinland-Pfalz; § 6 
Abs. 3 StrWG NRW

ben ist. Zudem kann die Beschränkung auf bestimmte Benutzerarten 
und Benutzerkreise vorgenommen werden.9

Beim ersten Fall ist eine Widmungsentscheidung nach § 6 NStrG erfor-
derlich. In materieller Hinsicht muss der Träger der Staßenbaulast die 
dingliche Verfügungsgewalt über das Grundstück besitzen (§ 6 Abs. 2 
NStG). Die Widmungsentscheidung steht im Ermessen der zuständigen 
Stelle. Die Ermessensausübung hat sich an § 40 VwVfG zu orientieren. 
Nach § 6 Abs. 1 S. 4 NStrG muss in der Widmung die Straßengruppe 
festgelegt werden. Hier handelt es sich um eine Kreisstraße (§ 3 Abs. 1 
Nr. 2 NStrG). Zudem kann in der Widmung eine Beschränkung auf be-
stimmte Benutzungsarten vorgesehen werden. Zulässig ist die Begrenzung 
auf die Benutzungsart Radweg. Zur Wirksamkeit muss die Widmung 
bekanntgegeben werden (§ 43 Abs. 1 VwVfG). Das NStrG fordert, dass 
die Widmung öffentlich bekanntzugeben ist (§ 6 Abs. 3 NStrG10).

Durch die Widmung werden verschiedene Rechtswirkungen her-
vorgerufen. Zunächst wird mit der Widmung die Straße einem 
öffentlich-rechtlichen Herrschaftsregime unterworfen. Die Straße 
verbleibt zwar nach der h.M. weiterhin der Privatrechtsordnung un-
terstellt. Dies stellt faktisch dort keine Probleme dar, wo der Trä-
ger der Straßenbaulast zugleich Eigentümer des Straßengrunds ist. 
Schwieriger kann die Lage aber dort sein, wo die Straßenbaulast und 
das Eigentum auseinanderfallen. Soweit die Zweckbindung der Wid-
mung aber reicht, wird die rein privatrechtliche Verfügungsgewalt des 
Eigentümers zurückgedrängt. Dem Straßeneigentümer verbleibt so 
nur eine privatrechtliche Restherrschaft. Seine Nutzungsansprüche 
dürfen den Widmungszweck nicht beeinträchtigen. Zudem kommt 
mit der Widmung das öffentliche Nutzungskonzept zum Tragen. 
So wird der Gemeingebrauch eröffnet (§ 7 FStrG; § 14 NStrG), 
Sondernutzungen sind möglich (§ 8 FStrG; § 18 NStrG), zudem 
wird der Anliegergebrauch11 begründet. Ferner löst die Widmung 
die Straßenbaulast der Straßenbauverwaltungen aus (§ 5 FStrG; § 9 
NStrG). Auch können für bestimmte Straßen Anbaubeschränkungen 
gelten (§ 9 FStrG; § 24 NStrG).

Der Widmungsakt markiert praktisch die Geburtsstunde der öffent-
lichen Straße.12

Wirksam wird die Widmung aber erst dann, wenn die erstellte Straße 
für den Verkehr freigegeben wird. Die Indienststellung erfolgt durch 
Realakt.13

Wird eine Straße verbreitert, begradigt, unerheblich verlegt oder er-
gänzt, so gilt der neue Straßenteil durch die Verkehrsübergabe als 
gewidmet (sog. Widmungsfiktion; siehe § 2 Abs. 6 a FStrG; § 6 Abs.6 
NStrG). 

Verändert sich die Verkehrsbedeutung einer Straße, so hat eine Um-
stufung zu erfolgen. In Betracht kommen eine Aufstufung (z.B. von 
der Kreisstraße zur Landesstraße) oder aber eine Abstufung (z.B. 

9	 ebenda
10	 Eingehend zur öffentlichen Bekanntmachung siehe Weidemann/Rheindorf, DVP 

2012, S. 310 ff.
11	 Vertiefung siehe nur Papier in Ehlers/Fehling/Pünder (Hrsg.), Besonderes Ver-

waltungsrecht, 3. Aufl., , § 43 Rdnr. 70 ff.
12	 Steiner in: Steiner (Hrsg.), Besonderes Verwaltungsrecht, 8. Aufl., S. 756
13	 Str.; zum Streitstand siehe Sauthoff, NVwZ 2004, S. 674 [675]
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Entstehung und Untergang einer Straße� Holger Weidemann

von einer Bundesstraße zur Landesstraße).14 Zwar spürt im Regelfall 
der Verkehrsteilnehmer diese Umstufung nicht; gleichwohl entfaltet 
die Umstufung für die beteiligten Träger der Straßenbaulast erheb-
liche Rechtswirkungen. So wird der eine Straßenbaulastträger von 
den Verpflichtungen aus der Straßenbaulast befreit, während der 
künftig verantwortliche Träger der Straßenbaulast diese aufgebürdet 
bekommt. Die Straßengesetze sehen bestimmte Verfahrensschritte 
vor, in denen das Umstufungsverfahren abzuwickeln ist.15 Die Umstu-
fungsentscheidung ist ebenfalls als Verwaltungsakt zu qualifizieren.16

Hat eine Straße ihre Verkehrsbedeutung eingebüßt oder liegen über-
wiegende Gründe des öffentlichen Wohls für ihre Beseitigung vor, so 
soll sie eingezogen werden (§ 2 Abs. 4 FStrG; § 8 Abs. 1 NStrG). Mit 
der Einziehung verliert die Straße ihre rechtliche Existenz. Die Stra-
ßengesetze legen die jeweils durchzuführenden Verfahren fest. Als 
Gegenakt zur Widmung ist die Einziehungsentscheidung ebenfalls 
als Verwaltungsakt zu qualifizieren. Das Landesrecht sieht zudem 
die Möglichkeit der Teileinziehung einer Straße vor. So soll nach § 8 
Abs. 1 S. 2 NStrG eine Teileinziehung einer Straße erfolgen, wenn 
nachträgliche Beschränkungen der Widmung auf bestimmte Benut-
zungsarten oder Benutzungskreise aus überwiegenden Gründen des 
öffentlichen Wohls geboten sind.

Beim Fall 2 geht es um die Teileinziehung einer Straße. Nach § 8 Abs. 1 
S. 2 NStrG soll die Teileinziehung einer Straße angeordnet werden, wenn 
nachträglich überwiegende Gründe des öffentlichen Wohls dies rechtferti-
gen.17 Vorliegend werden mit den wirtschaftlichen Zielsetzungen über-

14	 Siehe § 2 Abs. 3a bis 6; § 7 NStrG
15	 Siehe nur § 2 Abs. 6 FStrG; 
16	 Vgl. nur U. Stelkens, Fn. 4, § 35 Rdnr. 321 m.N.
17	 Einzelheiten siehe Wendrich, Fn. 4, § 8 Rdnr. 7 f.

wiegende Gründe des öffentlichen Wohls benannt, die Teileinziehung der 
Straße rechtfertigen. Bisher zulässige Benutzungsarten (Kraftfahrverkehr 
und Radfahrverkehr) werden aus dem vorhandenen Widmungsumfang 
eliminiert. Mit der Teileinziehung wird dann künftig nur noch die Be-
nutzungsart „Fußgänger“ möglich sein 

Die Widmung kann mit dem Widerspruch (§§ 79 VwVfG, 68 f 
VwGO), sofern das Vorverfahren landesrechtlich nicht ausgeschlos-
sen ist, und der Anfechtungsklage (§ 42 Abs. 1 VwGO) angefochten 
werden.18 Die Rechtsbehelfsfrist beginnt mit dem Wirksamwerden 
der Widmung. Nach § 43 Abs. 1 S. VwVfG entfaltet der Verwal-
tungsakt mit der Bekanntgabe seine Wirksamkeit. Nach § 41 Abs. 4 
S. 3 VwVfG gilt ein Verwaltungsakt, der öffentlich bekannt gegeben 
wurden regelmäßig zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntma-
chung als bekannt gegeben.19

Vertiefungshinweise:

OVG Lüneburg NdsVBl. 2012, S. 155 f. (Nichtigkeit einer Wid-
mungsentscheidung)

Papier in: Ehlers/Fehling/Pünder (Hrsg.), Besonderes Verwaltungs-
recht, Bd. 2, 3. Aufl., § 43 Rdnr. 36 ff. 

Peine, Die Einrichtung von Fußgängerzonen als Problem der Ab-
grenzung von Straßenrecht und Straßenverkehrsrecht, DÖV 
1978, S. 835 ff.

Weidemann, H., Der praktische Fall: Die Abkürzung, DVP 2016, 
S. 296 ff

18	 Vertiefung siehe Papier, Fn. X, § 43 Rdnr. 48 ff.; ferner Sauthoff, Fn. X, § 2 Rdnr. 
69 ff.

19	 Es kann aber ein abweichender Tag bestimmt werden; vgl. § 41 Abs. 4 S. 4 VwVfG

Der Verwaltungssprache ergeht es wie anderen Fachsprachen: sie unterliegt 
einem ständigen Wandel. Neue Fragestellungen, Gegenstände, Sachverhal-
te, Methoden, Erfahrungen und Erkenntnisse bringen neue Begriffe her-
vor oder nutzen vorhandene Begriffe. Alte Fachausdrücke verschwinden. 
Die neuen oder mit verändertem Inhalt verwendeten Begriffe entstehen 
in Deutschland oder entstammen europarechtlichen Vorgaben. Sie gehen in 
die Gesetzgebung und in das Verwaltungshandeln ein und machen auch 
nicht vor angelsächsischen Termini halt. Das hier und in den folgenden 
Heften abgedruckte Glossar will dem Leser aktuelle und bedeutsame neue 
Wortprägungen erklären.

Kapazitätsauslastung 

Unter der Kapazität einer Verwaltung versteht man deren Leistungs-
potenzial. Es resultiert aus der Ausstattung mit Ressourcen und ihres 
Einsatzes zur Erstellung der Leistungen. Benötigt werden vor allem 
Führungskräfte, Mitarbeiter, angelernte und ungelernte Beschäftigte 
in Voll- und Teilzeit (Personalstamm, Lehrkörper, Mittelbau, Mann-

schaft), Gebäude und Räume (Hörsäle, Studien-, Labor-, Hortplätze) 
mit Mobiliar, Arbeitsmitteln, Regalen, Geräten, Fahrzeugen, Waffen, 
Dienstkleidung usw. und Finanzmittel (Haushaltsvolumen, Haus-
haltstitel, Projektmittel). Umfang, Beschaffenheit und Zustand der 
Kapazität sind von großer Bedeutung, weil davon die Kosten, Menge 
und Qualität der Leistungen und gegebenenfalls die Einnahmen-
erzielung (Steuern, Gebühren, Beiträge, Umlagen, privatrechtliche 
Entgelte) abhängen. Es kommt darauf an, die Kapazität so zu di-
mensionieren, dass sie bedarfsgerecht ist; das heißt den politischen 
Vorgaben (z.B. Bundeswehrstärke, Zulassungszahlen für Studieren-
de, Lehrer-Schüler-Relationen, Bearbeitungsdauer von Anträgen), 
gesetzlichen Anforderungen (z.B. Einhaltung von Dienstwegen 
und Fristen, Erfassung und Auswertung von Beweisstücken, Ein-
legung von Rechtsmitteln) und wirtschaftlichen Bedingungen (z.B. 
laufende oder einmalige Nachfrage, persönlicher oder elektronischer 
Publikumsverkehr, Routinearbeit oder besondere Einzelleistungen) 
genügen.
Durch Festlegung des personellen, räumlichen, sachlichen und fach-
spezifischen Fassungsvermögens entsteht – betriebswirtschaftlich be-
trachtet – ein Fixkostenblock in der Regel auf Dauer. Das Problem: 
Bei Unterbeschäftigung können die Kosten nur äußerst langsam und 

Peter Eichhorn*

ABC – Glossar – XYZ

*	 Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter Eichhorn, Emeritus der Universität Mannheim, 
ehem. Präsident der SRH Hochschule Berlin.
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gering gesenkt werden (man denke an Beamtenbezüge, Beihilfen und 
Investitionen). Zementierte Strukturen stehen wiederum der An-
passung bei Überbeanspruchung entgegen. Als Modus vivendi weist 
man in der Verwaltungspraxis auf die vielfach notwendige Vorhaltung 
und Vorsorge hin (bei Polizei, Feuerwehr, Winterdienst, Arzneimit-
tel- und Erdölbevorratung). Aber auch bei diesen beispielhaften Be-
reichen zeigt sich das Dilemma mit der Ungewissheit. Auf plötzlich 
auftretende Bedarfe muss der Staat zu reagieren imstande sein. Das 
Reservoir an Ressourcen muss groß genug sein, um zumindest unmit-
telbare Gefahren zu bannen. So gesehen braucht er eine Kernkapa-
zität im Fall eines Falles sowie rasch zu mobilisierende Kapazitäten. 
Bereitschaftspolizei, Bereitschaftsdienste, auch kurzfristig zu beauf-
tragende und einzusetzende private Personen, Hilfsorganisationen 
und Firmen oder zu beschlagnahmende Güter oder zu besetzende 
Grundstücke können vorübergehend angemessene Kapazitätserwei-
terungen ermöglichen.
Die Gesamtkapazität etwa einer Parlamentsverwaltung, Landesbe-
hörde, Hochschule oder eines städtischen Bauamtes setzt sich aus 
mehreren kapazitativen Komponenten zusammen. Eine optionale 
Auslastung ist nur zu gewährleisten, wenn sie aufeinander abgestimmt 
sind, also weder Engpässe noch Überfluss den Einsatz der Menschen 
und Sachen schwächen oder gar verhindern. Von zu vielen Schulen 
ist bekannt, dass es an Lehrern fehlt und Unterricht ausfällt. Lange 
Dienstwege verzögern das Ausstellen von Reisepässen. Bei großen 
Infrastrukturprojekten hapert es an rechtzeitigen Politikbeschlüssen. 
Ein unvorhersehbarer Ansturm von Flüchtlingen und Asylanträgen 
überfordert Personal und Einrichtungen und kann zu Verschleiß füh-
ren. Ausufernde Rechtsmittelwege ziehen Rechtsstreitigkeiten in die 
Länge. Die Folge: Der Kapazitätsauslastungsgrad ist ungünstig. 
Dieser Quotient drückt das Verhältnis zwischen der tatsächlich er-
stellten Leistung (Ist-Leistung im Zähler) und der höchstmöglichen 
Leistung (Kann-Leistung im Nenner), multipliziert mit 100, in Pro-
zent aus. Die Kann-Leistung, auch Maximalkapazität genannt, be-
inhaltet die personelle oder technische Höchstbelastungsgrenze oder 
größtmögliche Geschwindigkeit. Sie ist nur kurzfristig erreichbar und 
wird gewöhnlich unterschritten. Anstelle der Maximalleistung präfe-
riert man deshalb ein dauerhaft nutzbares Leistungsvermögen. Setzt 
man die Ist-Leistung (im Zähler) zu dieser erwünschten Soll-Leis-
tung (im Nenner) in Beziehung, erhält man, multipliziert mit 100, 
den prozentualen Beschäftigungsgrad.
Diese Kennzahlen erweisen sich für das Verwaltungsmanagement 
als hilfreich, denn sie erlauben behördeninterne und zwischenbe-
hördliche Betriebs-, Verfahrens- und Zeitvergleiche und Aussagen 
zur Leistungssteigerung. Man untersuche zum Beispiel ein Finanz-
amt mit 500 Mitarbeitern, für 300 000 Steuerzahler zuständig und 
von 100 000 Menschen jährlich besucht, und vergleiche es mit grö-
ßeren und kleineren Finanzämtern im Hinblick auf die personelle 
Kapazitätsauslastung und den Beschäftigungsgrad bei steuerlichen 
Auskünften, Steuerveranlagung, Betriebsprüfung, Vollstreckung, 
eventuell noch unterteilt in Haupt- und Nebenstellen, erweitert um 
Räumlichkeiten, Mietkosten usw. Aus den Ergebnissen lassen sich 
unter Umständen Verbesserungen bei der Leistungs- und Kosten-
planung ableiten, ein kontinuierlicher Arbeitsanfall bewerkstelligen, 
Leerlauf und Redundanzen beseitigen und Kosten sparen.
Von dieser Kapazitätsauslastung einer öffentlichen Verwaltung unter-
scheidet sich die Aufnahmekapazität zum Beispiel einer Gemeinde 
für Flüchtlinge grundlegend. Bei ihr stehen betriebswirtschaftliche 
Berechnungen erst an zweiter Stelle. Maßgeblich sind humanitäre, 
gesellschaftliche und politische Anforderungen und Folgerungen. 

Hier wird aus der Obergrenze für die Kapazität eine für die Inte-
gration. 

Museumsmanagement

Dieser Begriff und sein Inhalt erfahren zunehmend Aufmerksamkeit 
in der Öffentlichkeit. Im Duden oder bei Wikipedia ist Museums-
management noch nicht zu finden. Das wird sich aber ändern, denn 
das Führen von Museen als Nonprofit-Unternehmen im Wettbewerb 
mit anderen Museen und weiteren Kultureinrichtungen um Besucher, 
Förderer, Netzwerker, Partner, Leihgeber, Ausstatter, Sponsoren, Poli-
tiker, Journalisten, Agenturen und Reiseveranstalter ist von aktuellem 
und breitem Interesse. Museumsmanagement bildet wie Galerie-, 
Kunstvereins-, Theater-, Opern-, Konzert-, Orchester-, Musikschul-, 
Bibliotheks- und Archivmanagement eine eigene Art des Kulturma-
nagements. Es existieren bereits erste Studiengänge an Fachhoch-
schulen entweder generell für Kulturmanagement oder speziell für 
Museumsmanagement. 
Früher war von Leitung und Verwaltung eines Museums die Rede 
und man folgte dem Sprachgebrauch behördlicher Bürokratie. In-
zwischen haben sich Anspruch, Bewusstsein, Denk- und Handlungs-
weise und Erscheinungsbild radikal gewandelt. Das blieb nicht ohne 
Folgen für die Terminologie. Museen – einerlei, ob Kunsthäuser, Mu-
seen für Kunsthandwerk, Landeskunde- und Zeitgeschichtemuseen, 
Heimatmuseen, Kuriositätenkabinette, Geburts- und Gedenkstätten, 
Museen für Musikinstrumente oder Tierkundemuseen – sind heu-
te Institutionen des Erinnerns, Forschens, Sammelns, Bewahrens, 
Darstellens und Lernens. Sie bilden, informieren und unterhalten 
entsprechend ihrer Größe und Schwerpunkte.
Alle Museen – in Deutschland über 6.000 mit jährlich gut 100 Milli-
onen Besuchern – bemühen sich um Alleinstellungsmerkmale (engl. 
USP – unique selling proposition), das Vorführen von Meisterwerken 
oder spektakulären Objekten, um Mäzene und Zuschussgeber (un-
abhängig davon, ob es sich um ein Museum im staatlichen, kommu-
nalen oder privaten Eigentum handelt), um Museumspädagogik und 
Präsentation, Attraktivität und Renommee in Fachkreisen und der 
Allgemeinheit. Erfolgreiche Museumsarbeit gelingt umso besser, je 
mehr das Haus vor Ort historisch und/oder derzeitig verwurzelt ist, 
Standing besitzt, Wissen fördert, Schätze deponiert, konserviert und 
zugänglich macht, Werte vermittelt und sich neben diesen Sachzielen 
um Kosten und Erlöse kümmert und für ausgeglichene Jahresab-
schlüsse sorgt.
Von gutem Museumsmanagement erwartet man eine initiative, kre-
ative, flexible und effiziente Unternehmenspolitik, in Verbindung 
damit gediegene Aufbereitung und fundierte Wissenschaft, parti-
zipativen Führungsstil, motivierte und versierte Mitarbeiter (immer 
mehr Restaurateure in den Werkstätten, Designer für Kommunika-
tion, Kuratoren, Manager für Museumsshops und Dependancen), 
diverse Online-Informationssysteme für externe und interne Zwe-
cke, Controlling, Markenbildung und über Public Relations Präsenz 
in der Öffentlichkeit. Vor allem weckt man aber das Interesse der 
Bevölkerung durch aufsehenerregende und ansehnliche Wechselaus-
stellungen, die das Publikum auch zu den auf Dauer eingerichteten 
Sammlungen führen. 
Abschließend sei noch auf eine Eigenschaft hingewiesen, über die 
viele Chefs größerer Kunstmuseen verfügen müssen: ein Gespür zu 
haben für Risiken, Diplomatie, Moral und Recht angesichts von Da-
naergeschenken, Fälschungen, Raubkunst und Restitutionen „entar-
teter Kunst“. 
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Die Verfasser stellen – im Anschluss an die Beiträge in DVP 2005 S. 80 ff. 
und DVP 2011 S. 110 ff. – im Fünf-Jahresrythmus die aktuelle Recht-
sprechung im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren vor. Dabei wird 
nur eine grobe Unterteilung in 

I.		  Grundsätzliches (1–11)
II.		 Verwaltungsverfahren (12-71)
III.	 Widerspruchsverfahren (72-81)
IV.	 Sonstiges (82-96)

vorgenommen.

Selbstverständlich lassen sich dabei Überschneidungen nicht vermeiden.

I. Grundsätzliches 

1. BVerfG-Beschluss vom 28. Dez. 2012 zum Az. 1 BvR 2620/11

Eine Verfassungsbeschwerde muss bei juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts grundsätzlich durch den gesetzlichen Vertreter 
eingelegt/unterzeichnet werden. Dies ist in Bad.-Würrt. der Ober-
bürgermeister, nicht der Leiter des Rechtsamts; auch wenn er mit dem 
Zusatz „iA“ unterzeichnet (vgl. auch Ziff. 51; vgl. Beckmann, Neue 
Rechtsprechung im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, DVP 
2005 S. 80 ff. Nrn. 5., 6. und 18. sowie DVP 2011 S. 110 ff. Nr. 34). 
(Siehe hierzu auch den Rechtsprechungsbeitrag in DVP 2014, S. 123.)

2. BVerfG-Beschluss vom 24. Jul. 2013 zum Az. 1 BvR 444 und 
527/13

Das Recht, Maßnahmen der öffentlichen Gewalt ohne Furcht vor 
staatlichen Saktionen auch scharf kritisieren zu können, gehört zum 
Kernbereich der Meinungsfreiheit (hier: Verleihung des „Denkzet-
tels für strukturellen und systeminternen Rassismus an das Rechtsamt der 
Stadt B“). Eine überzogene oder gar ausfällige Kritik macht eine Äu-
ßerung des Bürgers für sich genommen noch nicht zur unzulässigen 
Schmähung der Behörde. Dies gilt erst dann, wenn die Diffamierung 
des Bediensteten eindeutig im Vordergrund steht (vgl. auch Ziff. 10. 
zum sog. Reichsbürger). (Siehe hierzu auch den Rechtsprechungsbeitrag 
in DVP 2014, S. 35.)

3. BVerfG-Beschluss vom 17. Dez. 2013 zum Az. 1 BvL 5/08

Es ist zunächst einmal bei belastenden rückwirkenden gesetzlichen 
Regelungen (hier: Änderung des Körperschaftssteuergesetzes vom 
27. Dez. 2003) zwischen der sog. echten und der unechten Rückwir-
kung zu unterscheiden. 

Eine echte Rückwirkung ist grundsätzlich mit der Verfassung unver-
einbar; eine unechte Rückwirkung ist demgegenüber grundsätzlich 
zulässig. Eine echte Rückwirkung liegt immer dann vor, wenn eine 
Rechtsnorm nachträglich in einen abgeschlossenen Sachverhalt ein-
greift. Das ist vor allem dann der Fall, wenn die belastende Rechts-
folge einen bereits entstandenen Sachverhalt (hier: die Steuerschuld) 
nachträglich ändert. 
Keiner der in der Rechtsprechung anerkannten Ausnahmen von der 
Zulässigkeit einer echten Rückwirkung ist im vorliegenden Fall ge-
geben. Dies wäre dann der Fall, wenn sich kein Vertrauen auf den 
Bestand des geltenden Rechts bilden konnte (1) und/oder das Ver-
trauen in eine bestimmte Rechtslage sachlich nicht gerechtfertigt 
und daher nicht schutzwürdig war (2). 
Eine Ausnahme vom Grundsatz der Unzulässigkeit einer echten 
Rückwirkung ist auch dann gegeben, wenn der Bürger mit einer 
Änderung der gesetzlichen Regelung rechnen musste (3). Dies gilt 
ebenso dann, wenn die Rechtslage unklar und/oder verworren war 
(4); ebenso, wenn das Recht systemwidrig (5) und/oder unbillig war 
(6). Gleiches gilt, wenn überragende Belange des Gemeinwohls 
eine rückwirkende Beseitigung des Gesetzes erfordern (7). Zudem 
steht der Rechtsschein einer ungültigen Norm einer rückwirkenden 
Korrektur nicht entgegen (8). Auch kann eine echte Rückwirkung 
zulässig sein, wenn keine oder nur eine ganz unerhebliche Beein-
trächtigung auf der Seite des Vertrauenden entsteht (9).
Anders als der Gesetzgeber in seiner Begründung ausführt, handelt 
es sich vorliegend nicht nur um eine – das Körperschaftssteuergesetz 
– lediglich klarstellende Regelung, sondern um eine echte und damit 
unzulässige Rückwirkung (vgl. auch Ziff. 4. und 5.). 

4. BVerf-Beschluss vom 17. Dez. 2015 zum Az. 1 BvR 2961/ und 
3051/14

Entgegen der Ansicht der Vorinstanzen bedeutet die Vorschrift des 
§ 8 Abs. 7 S. 2 KAG Bbg n.F. für die sog. Altanschließer zu Kanalan-
schlussbeiträgen in Brandenburg eine echte Rückwirkung. Zwar ist 
nach der Auslegung des OVG Berlin-Brandenburg zu § 8 Abs. 7 S. 2 
KAG Bbg a.F. mangels einer vor der Neuregelung erlassenen wirksa-
men Satzung die sachliche Beitragspflicht noch nicht entstanden und 
damit auch noch nicht erloschen. Ein nachträglicher Eingriff in einen 
abgeschlossenen Sachverhalt liegt dennoch vor, weil eine Veranlagung 
der Grundstücke der Beschwerdeführer zu einem Herstellungsbeitrag 
rechtlich nicht mehr möglich gewesen wäre, wenn es bei der damali-
gen Gesetzeslage geblieben wäre. 
Denn die sog. Alt-Anschließer mussten zum Zeitpunkt des In-
kraftretens der Neuregelung des § 8 Abs. 7 S. 2 KAG Bbg n.F. zum 
1. Febr. 2004 nicht mehr damit rechnen, veranlagt zu werden. Im 
Gegensatz zur alten Rechtslage stellt die Neuregelung nun darauf 
ab, dass auf eine „rechtswirksame Satzung“ abzustellen ist; während 
zuvor lediglich auf das Inkrafttreten einer Satzung abgestellt wurde; 
selbst wenn diese nicht rechtswirksam erlassen war. Diese Neu-Rege-
gelung kommt somit einer echten Rückwirkung gleich. Die Betrof-

*	 Prof. Dr. Edmund Beckmann lehrt u.a. an der FHöV NRW; StV Bürgermeister 
Peter Matschke lehrt u.a. an der Bbg Kommunalakademie 

Edmund Beckmann/Peter Matschke*

Neue Rechtsprechung im Verwaltungs- und 
Widerspruchsverfahren
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fenen mussten nicht mehr mit einer Rechtsänderung zu ihren Lasten 
rechnen (vgl. auch Ziff. 3. und 5.). 

5. BVerwG-Urteil vom 15. Apr. 2015 zum Az. 9 C 19/14

Eine Heranziehung von Alt-Anschließern zu Herstellungsbeiträ-
gen 18 Jahre nach der Wiedervereinigung im Mecklenburg-Vor-
pommern überschreitet nicht die Grenzen des verfassungsrechtlich 
Zumutbaren (vgl. auch Ziff. 3. und 4.; Anmerkung der Verfasser: Die 
im Ergebnis unterschiedlichen Entscheidungen der Obergerichte er-
leichtern demjenigen, der das Recht anwenden bzw. die Gerichtsent-
scheidungen umsetzen muss, das allttägliche Leben nicht immer). 

6. BVerw-Beschluss vom 18. Juni 2015 zum Az. 9 B 3/15

Soweit Grundstückseigentümer landesrechtlich verpflichtet sind, 
neben dem Gehweg auch die Fahrbahn der Anliegerstraße anteilig 
zu reinigen, unterliegen sie bei der Verrichtung dieser Tätigkeit nicht 
den für Fußgänger geltenden Einschränkungen des § 25 StVO. So-
mit sind die in den Straßenreinigungssatzungen enthaltenen Pflich-
ten zur Straßenreinigung den Anliegern ohne Verstoß gegen höher-
rangiges Recht übertragen. 

7. BVerwG-Urteil vom 21. Jan. 2015 zum Az. 9 C 1/14

Der Käger hat mit der Beklagten rechtswirksam einen Ablösevertrag 
über die Zahlung von Erschließungsbeiträgen geschlossen. Dieser 
Ablösevertrag entspricht der gesetzlichen Beitragserhebungspflicht 
und dem Gebot der Abgabengerechtigkeit. 
Soweit im Urteil des BVerwG vom 9. Nov. 1990 zum Az. 8 C 36.89 
eine absolute Missbilligkeitsgrenze entwickelt worden ist, hält der 
Senat daran nicht mehr fest. Hätte der Gesetzgeber eine absolute 
Missbilligkeitsgrenze gewollt, so hätte er diese regeln können/müs-
sen. Auch Art. 3 Abs. 1 GG fordert eine absolute Missbilligkeitsgren-
ze nicht. Der Beitragserhebungspflicht und der Abgabengerechtig-
keit kann durch das Institut des Wegfalls der Geschäftsgrundlage 
ausreichend Rechnung getragen werden. 

8. BFH-Urteil vom 24. Apr. 2014 zum Az. V R 52/13

Säumniszuschläge sind in vollem Umfange zu erlassen, wenn eine 
rechtswidrige Steuerfestsetzung aufgehoben wird und der Steuer-
pflichtige alles getan hat, um die Aussetzung der Vollziehung zu er-
reichen, und diese abgelehnt worden ist. 
Säumniszuschläge sind zwar Druckmittel zur Durchsetzung fälliger 
Steuern (1) und zudem Entgelt für die verspätet gezahlte Steuer (2), 
denn der säumige Schuldner soll nicht besser gestellt werden als der 
die Pflichten beachtende Steuerschuldner. 
Bei einer rechtswidrigen Steuerfestsetzung ist jedoch zu beachten, 
dass der Steuerpflichtige bei Gewährung aufschiebender Wirkung 
zwar grundsätzlich Aussetzungszinsen zu zahlen hat; dies gilt aber 
dann nicht, wenn der Steuerpflichtige mit seinem Rechtsbehelf auf 
Aussetzung der Vollziehung keinen Erfolg gehabt hat. Wird dem 
Steuerpflichtigen somit im Ergebnis zu Unrecht die gebotene Stun-
dung versagt, ist er so zu stellen, als hätte er die aufschiebende Wir-
kung erreicht, so dass nach § 237 AO rückwirkend keinerlei Säum-
niszuschläge anfallen (Anmerkung der Verfasser: Endlich räumt der 
BFH mit der tlw. vertretenen unsinnigen Ansicht auf, Säumniszinsen 
auf Abgaben seien auch dann zu zahlen, wenn die zugrundliegende 

Abgabenforderung rechtswidrig und aufgehoben worden ist. Ein 
rechtswidriger aufgehobener Abgaben-Bescheid kann niemals eine 
Rechtfertigung sein, Zinsen zu erhalten). 

9. BGH-Urteil vom 18. Febr. 2014 zum Az. VI ZR 383/12

Beauftragt die Straßenverkehrsbehörde einen privaten Unternehmer 
mit dem Abschleppen eines verbotswidrig abgestellten Kfz, so wird 
der Unternehmer bei der Durchführung der Abschleppmaßnahme 
für die „öffentliche Hand“ hoheitlich tätig. (Siehe hierzu auch den 
Rechtsprechungsbeitrag in DVP 2015, S. 83.)

10. OVG Berlin-Brandenburg-Beschluss vom 15. Jun. 2012 zum 
Az. 1 S 71/12 und vom 30. Jan. 2015 zum Az. 1 S 10/13 

Die Aufforderung zu einer ärztlichen Untersuchung ist im Hinblick auf 
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nur dann angemessen, wenn die 
Behörde ausreichende konkrete tatsächliche Anhaltspunkte feststellt, 
die den hinreichenden Verdacht fehlender Fahr-Eignung begründen. 
Wenn gravierende Verkehrsverstöße begangen werden und diese von 
den Betroffenen mit sog. „Reichsbürger“-Argumenten abgetan wer-
den, kann eine Anordnung zur ärztlichen Untersuchung rechtmäßig 
sein. Auch können zahlreiche kleinere Verkehrsverstöße iVm mit 
der Argumentation „Reichsbürgerschaft“ dazu Veranlassung geben. 
Dabei ist es nicht angezeigt, wenn die Verkehrsbehörden kleinere 
Bußgeldvergehen einstellen, nur weil der „Reichsbürger“ lästig ist. 
Die Behörde muss „querulatorische Bürger – auch in Form von 
Reichsbürgern“ ertragen und ordnungsgemäß abhandeln. 

11. HessVGH-Beschluss vom 2. Aug. 2012 zum Az. 27 F 96/11

Die Namen von Behördenmitarbeitern sind ohne das Hinzutreten 
weiterer besonderer Umstände nicht ohne Weiteres schützenswert 
(Anmerkung der Verfasser: Dies entspricht durchgängig den Rege-
lungen in den Informationsfreiheitsrechten). 

II. Verwaltungsverfahren 

12. BVerwG-Urteil vom 23. Aug. 2011 zum Az. 9 C 2/11

Für die Annahme eines VA in Abgrenzung zu einem Nicht-VA = 
Scheinakt ist dann, wenn die betreffende Maßnahme nach außen eine 
Behörde als Entscheidungsträger ausweist – intern jedoch eine private 
juristische Person sie getroffen hat – erforderlich, aber auch ausrei-
chend, dass die nach außen allein in Erscheinung tretende Behörde 
das Tätigkeitwerden des Privaten als Geschäftsbesorger veranlasst hat. 
Von der Prüfung, ob ein im Wege der Anfechtungsklage angreifbarer 
VA vorliegt, ist die Prüfung seiner formellen und materiellen Vor-
aussetzungen zu unterscheiden. 
Die Rechtmäßigkeitskontrolle eines VA setzt zunächst voraus, dass 
die gewählte Handlungsform auch bestimmt genug ist. 
Aus der Unterscheidung zwischen der Bestimmung der Handlungs-
form und der Rechtmäßigkeitsprüfung der Handlung folgt, dass – 
wenn ein Fehler den VA unwirksam oder gar nichtig macht – dies 
nichts daran ändert, dass dem Grunde nach ein – wenn auch rechts-
widriger/nichtiger – VA vorliegt. 
§ 68 Abs. 1 S. 2 1. Halbs. VwGO ermöglicht dem Gesetzgeber 
nicht nur den gänzlichen Ausschluss des Widerspruchsverfahrens, 
sondern auch nur eine Beschränkung der Prüfungs- und Entschei-
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dungskompetenz auf z.B. eine Rechtmäßigkeitsprüfung (vgl. auch 
Ziff. 14., 19. und 20.). 

13. BVerwG-Urteil vom 12. März 2015 zum Az. 3 C 6/14

Kenntnisse, die ein Rückforderungsamt gelegentlich seiner Ermitt-
lungen erlangt, werden dem zuständigen Amt nicht grundsätzlich 
fristauslösend zugerechnet. 
In den Fällen einer Funktionsnachfolge von Ämtern verschiedener 
Verwaltungsgträger muss das nachfolgende Amt sich die Kenntnis 
des Funktionsvorgängers nur dann gegen sich gelten lassen, wenn 
dieser für die Verwaltungsaufgabe vor dem Funktionswechsel zu-
ständig war. Nur dann darf der Bürger vertrauen, dass ihm durch die 
Umstrukturierung der Behörden keine Nachteile entstehen. 

14. Hess VGH-Urteil vom 6. Mai 2015 zum Az. 6 A 1514/14

Bestreitet eine Behörde, einen VA erlassen zu haben, kann der Be-
troffene im Wege der Feststellungsklage die Feststellung begehren, 
dass ein solcher begünstigender VA vorliegt (vgl. auch Ziff. 12.). 

15. OVG Niedersachsen-Beschluss vom 23. Sept. 2013 zum Az. 
13 LA 144/12

Sog. selbsternannte „Hilfsermittler der Behörden“ haben keinen An-
spruch auf Tätigwerden der Behörde bzw. auf Auskunft über das Er-
gebnis zu den von ihnen erstatteten Anzeigen. (Siehe hierzu auch den 
Rechtsprechungsbeitrag in DVP 2014, S. 83.)

16. OVG Niedersachsen-Beschluss vom 25. März 2014 zum Az. 
7 OB 7/14

Fehlende Hinweise und/oder fehlende neue Richtlinien der Verwal-
tung zur Steuerung des behördlichen Ermessens (im Zusammenhang 
mit der Aufstellung von Containern auf öffentlichem Grund) sind 
kein zureichender Grund für die Behörde (iSv § 75 S. 1 VwGO), 
nichts zu tun. 

17. BVerwG-Urteil vom 9. Apr. 2014 zum Az. 3 C 5/13

Die Einleitung einer kostenpflichtigen Abschleppmaßnahme (hier: 
verbotswidrig am Taxenstand abgestelltes KFZ) ist regelmäßig auch 
ohne Einhaltung einer bestimmten Wartezeit mit dem bundesver-
fassungsrechtlichen Verhältnismäßigkeitsgrundsatz vereinbar. Im 
konkreten Einzelfall kann nur dann davon abgewichen werden, wenn 
nachvollziehbare konkrete Anhaltspunkte dafür vorhanden sind, dass 
der Verantwortliche kurzfristig erscheint und das KFZ versetzen 
wird (vgl. auch Ziff. 70.). 

18. OVG NRW-Urteil vom 6. Juli 2012 zum Az. 2 D 27/11 

Eine Wohnungseigentümergemeinschaft ist (in einem Normenkon-
trollverfahren nach § 47 VwGO) grundsätzlich beteiligtenfähig (nach 
§ 61 Ziff. 2 VwGO). 

19. BVerwG-Urteil vom 30. Okt. 2013 zum Az. 2 C 23/12

Erklärungen gegenüber einer Behörde sind im Rahmen von §§ 133, 
157 BGB analog so auszulegen, dass der Erklärende sein Rechts-

schutzziel erreichen kann (vgl. auch Ziff. 33.; vgl. Beckmann, Neue 
Rechtsprechung im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, DVP 
2005 S. 80 ff. Nr. 1 sowie DVP 2011 S. 110 ff. Nr. 17.). 

Ein Widerspruchsverfahren ist entbehrlich, wenn sich die Behörde 
gegenüber dem Kläger vorgerichtlich endgültig auf die Ablehnung 
des Begehrens festgelegt hat. Daran ändert es dann auch nichts, wenn 
die Beklagte im gerichtlichen Verfahren nun das Fehlen des Wider-
spruchsverfahrens rügt (Anmerkung der Verfasser: Es ist sicherlich 
widersprüchlich, wenn die Behörde einerseits auf die Durchführung 
eines Widerspruchsverfahrens ausdrücklich verzichtet und dies je-
doch im nachfolgenden gerichtlichen Verfahren rügt –„Meine Rede 
sei „ja, ja“, meine Rede sei „nein, nein“. Dennoch wird man zu Recht 
die Frage stellen dürfen, ob das vom BVerwG gefundene Ergebnis mit 
der gesetzlichen Vorgabe im Einklang steht, dass bei Einlegung eines 
Widerspruchs das Widerspruchsverfahren nach §§ 68 ff. VwGO be-
ginnt und durchzuführen ist; vgl. auch Ziff. 12.).

20. BVerwG-Urteil vom 23. Mai 2012 zum Az. 6 C 8/11 

Die Frage, ob einer Einzelnote Regelungscharakter iSd § 35 S. 1 
VwVfG zukommt oder nicht, ist ausschließlich nach der einschlägi-
gen Prüfungsordnung zu beurteilen (zur Kursabschlussnote als VA: 
siehe auch OVG NRW-Beschluss vom 30. Apr. 2012 zum Az. 19 B 
494/12; vgl. auch Ziff. 12., 21. und 22.). 

21. OVG NRW-Beschluss vom 1. Okt. 2012 zum Az. 1 B 550/12

Die Anordnung an einen Beamten, sich amtsärztlich untersuchen 
zu lassen, ist kein VA (vgl. auch Ziff. 20. und 22.; vgl. auch Beckmann, 
Neue Rechtsprechung im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, 
DVP 2005 S. 80 ff. Nr. 8. sowie DVP 2011 S. 110 ff. Nr. 13.).

22. OVG NRW-Beschluss vom 16. Dez. 2014 zum Az. 6 B 1293/14

Die Aufforderung an eine Lehrerin, sich amtsärztlich untersuchen 
zu lassen, ist kein VA (vgl. auch Ziff. 20. und 21.). Allerdings ist diese 
Aufforderung – nach Anfechtung – aufzuheben, wenn sich aus ihr 
nicht Anlass, Art und Umfang der Aufforderung, sich ärztlich unter-
suchen zu lassen, ergibt. Der Adressat einer Maßnahme muss schon 
wissen, „um was es geht“ (vgl. auch Ziff. 19.).

23. VG Hamburg-Urteil vom 12. Mai 2014 zum Az. 7 K 278/12

Bei der Eintragung in die Denkmalliste handelt es sich nicht um 
einen VA. Die Eintragung als solche ist nicht auf eine unmittelbare 
Rechtsfolge gerichtet. Mit Inkrafttreten des neuen HHDSchG wur-
de das System umgestellt auf ein ipso-jure-Prinzip. Die Eintragung 
erfolgt danach von Amts wegen (nachrichtliche = deklaratorische 
Denkmalliste; Anmerkung der Verfasser: Diese Rechtsprechung 
kann sicherlich nicht ohne Weiteres auf andere Bundesländer über-
tragen werden). 

24. LG Tübingen-Beschluss vom 8. Jan. 2015 zum Az. 5 Z 296/14

Die Gläubigerin des an den Gerichtsvollzieher gerichteten Voll-
streckungsersuchens ist nicht ein „ARD ZDF … Beitragsservice“. 
Grundsätzlich setzt die Fälligkeit eines öffentlich-rechtlichen Bei-
trags einen Beitragsbescheid als VA voraus. In dem Bescheid müsste 
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eindeutig zum Ausdruck kommen, wer Beitragsgläubiger und Voll-
streckungsschuldner ist. Daran mangelt es hier. 

25. VG Neustadt-Beschluss vom 17. Dez. 2013 zum Az. 4 K 913/13

Der im Kopfbogen des Bescheides enthaltene Ausdruck „Jobcenter“ 
ist mit dem Grundatz der deutschen Amtssprache des § 23 VwVfG 
vereinbar (vgl. Beckmann, Neue Rechtsprechung zum Verwaltungs- 
und Widerspruchsverfahren, DVP 2005 S. 80 ff. Nr. 5. und 6. sowie 
2011 S. 110 ff. Nr. 15). 

26. BVerwG-Urteil vom 30. Juni 2014 zum Az. 4 B 51/13

Es bedarf keiner Durchführung einer Ortsbesichtigung, wenn die 
beigezogenen Karten, Luftbilder, Pläne, etc. die maßgeblichen Ört-
lichkeiten so eindeutig ausweisen, dass sich damit der Zweck einer 
Ortsbesichtigung ebensogut erfüllen lässt (vgl. Beckmann, Neue 
Rechtsprechung zum Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, 
DVP 2011 S. 110 ff. Nr. 14.). 

27. BayVGH-Urteil vom 11. Nov. 2013 zum Az. 4 B 13/1135

Die Beurteilung von Bewerbungen um einen Standplatz auf einem 
Weihnachtsmarkt beruht nicht mehr auf einer ordnungsgemäßen 
Sachverhaltsermittlung, wenn nicht auf Angaben in den Bewerbun-
gen, sondern auf Verwaltungswissen eines Behördenmitarbeiters 
zurückgegriffen wird, das weder verifiziert (1) noch in den Akten 
nachvollziehbar vorhanden ist (2) (vgl. auch Ziff. 26. und 30.; vgl. 
Beckmann, Neue Rechtsprechung zum Verwaltungs- und Wider-
spruchsverfahren, DVP 2011 S. 110 ff. Nr. 14.). 

28. OVG NRW-Beschluss vom 23. Okt. 2014 zum Az. 6 B 1095/14 
und OVG NRW-Beschluss vom 5. Jul. 2012 zum Az. 3 A 967/08

Auch eine Behörde muss hinreichende Vorkehrungen für eine wirk-
same Ausgangskontrolle in Fristsachen treffen; ansonsten liegt ein 
zurechenbares Organisationsverschulden vor. 
Der Verwaltungsablauf einer Behörde muss so organisert sein, dass 
– jedenfalls für fristwahrende Schriftsätze – eine wirksame Aus-
gangskontrolle durchgeführt werden kann. Der Abgang fristwah-
render Schriftsätze muss so konktrolliert und vermerkt werden, dass 
er zweifelsfrei nachweisbar ist (vgl. Beckmann, Neue Rechtsprechung 
im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, DVP 2005 S. 80 ff. 
Nr. 3 sowie 2011 S. 110 ff. Nr. 3.)

29. BVerfG-Beschluss vom 3. Sept. 2014 zum Az. 1 BvR 3353/13

Der aus Art. 20 Abs. 3 GG ableitbare Bestimmtheitsgrundsatz gebie-
tet, dass eine gesetzliche Ermächtigung der Exekutive zur Vornahme 
von VAen nach Inhalt, Zweck und Ausmass hinreichend bestimmt 
und begrenzt ist, so dass das Handeln der Verwaltung messbar und 
in gewissem Ausmass auch vorherseh- und berechenbar wird (hier: 
„Unwürdig“ iSd Führung von Titeln). Diesen Anforderungeng genügt 
die Norm § 55 UG BW. 

30. OVG NRW-Urteil vom 23. Sept. 2013 zum Az. 10 A 971/12

Die Ordnungsverfügung leidet bereits deshalb an einem erheblichen 
Fehler, weil eine Vielzahl von Vorschriften des DenkmSchG NRW 

zitiert wird, ohne hinreichend zu prüfen, ob und welche Ermächti-
gungsgrundlage für welche im Tenor getroffene Anordnung denn 
überhaupt in Betracht kommt. 
Der Sachverhalt ist zunächst gem. § 24 VwVfG NRW zu ermitteln 
und zu der einschlägigen Rechtsnorm in Beziehung zu setzen; und 
zwar von Amts wegen; unbeeinflußt vom Sachvortrag der Beteiligten. 
Die Behörde muss sich dabei vor ihrer Verfügung ein eigenes Bild 
machen und konkrete Feststellungen treffen (vgl. auch Ziff. 26. und 
27.; vgl. Beckmann, Neue Rechtsprechung im Verwaltungs- und Wi-
derspruchsverfahren, DVP 2011 S. 110 ff. Nr. 14.). 

31. OVG NRW-Beschluss vom 11. Febr. 2014 zum Az. 15 B 69/14 

Entgegen der Auffassung der Antragstellerin genügt die Anord-
nung der sofortigen Vollziehung des Hausverbots den Anforde-
rungen des § 80 Abs. 3 S. 1 VwGO. Der Träger der öffentlichen 
Gewalt muss /kann im Rahmen seiner Aufgabenerfüllung selbst 
bestimmen, wem der Zutritt zu seinen Räumen zu gestatten ist 
und wem nicht (vgl. Beckmann, Klausur im Allgemeinen Verwal-
tungsrecht, zum Hausverbot für einen selbsternannten Verwal-
tungshelfer, 2015; Anmerkung der Verfasser: Allerdings ist darauf 
zu achten, dass es sich dabei um eine Ermessensentscheidung han-
delt (1), die zudem nur dann gerechtfertigt ist, wenn eine Gefahr 
andauert (2)). 

Bei der Sachverhaltsaufklärung darf die Behörde auch solche Infor-
mationen verwerten, die ihr aus der Korrespondenz Rechtsanwalt 
– Mandant vom Mandanten selbst – sei es absichtlich oder sei es 
versehentlich – übermittelt worden sind. 
Eine unterbliebene Anhörung kann auch noch im gerichtlichen 
Verfahren nachgeholt werden. Eine Nachholung liegt im Austausch 
von Sachäußerungen im gerichtlichen Verfahren (vgl. auch Ziff. 
32.). (Siehe hierzu auch den Rechtsprechungsbeitrag in DVP 2015, 
S. 517.)

32. OVG NRW-Beschluss vom 1. Juni 2012 zum Az. 15 A 48/12

Die – möglicherweise notwendige – unterbliebene Anhörung nach 
§ 28 Abs. 1 VwVfG NRW wurde im Verlauf des verwaltungsge-
richtlichen Verfahrens nachgeholt. Dies setzt kein außerhalb des 
gerichtlichen Verfahrens zu betreibendes selbstständiges Anhö-
rungsverfahren voraus. Im Laufe des gerichtlichen Verfahrens hatte 
der Kläger Gelegenheit, sich zu den Tatsachen zu äußern. Trotz 
der vom Kläger vorgetragenen Argumente, hat die Beklagte unter 
Beachtung der Argumente des Klägers Klageabweisung beantragt. 
Darin ist die fehlende Anhörung als nachgeholt anzusehen. Dies 
gilt vor allem dann, wenn es sich um eine gebundene Verwaltung 
handelt (vgl. auch Ziff. 31.; vgl. Beckmann, Neue Rechtsprechung 
im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, DVP 2011 S. 110 
ff. Nr. 32.). 

33. BVerwG-Urteil vom 20. Juni 2013 zum Az. 8 C 46/12

Die Behörde muss geplante Rechtsänderungen des Gesetzgebers bei 
der Ermessensausübung nur dann berücksichtigen, wenn diese mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einem bestimmten absehbaren 
Zeitpunkt zu erwarten sind. Bei Gesetzesänderungen setzt dies min-
destens einen Beschluss des gesetzgebenden Organs über das Gesetz 
voraus. 
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Die bundesrechtlichen Auslegungsregeln der §§ 133, 157 BGB sind 
auf öffentlich-rechtliche Erklärungen entsprechend anwendbar. Bei 
Verwaltungsakten kommt es wie bei empfangsbedürftigen Willens-
erklärungen nicht auf den Willen des Erklärenden, sondern auf den 
objektiven Erklärungsinhalt an (vgl. auch Ziff. 19.; vgl. Beckmann, 
Neue Rechtsprechung im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, 
DVP 2011 S. 110 ff. Nr. 14.). 
Ob ein Nachschieben von Ermessenserwägungen zulässig ist, be-
stimmt sich nach dem materiellen Recht (1) und dem Verwaltungs-
verfahrensrecht (2). § 114 S. 2 VwGO regelt lediglich, unter welchen 
Voraussetzungen derart veränderte Ermessensüberlegungen im Pro-
zeß zu beachten sind. 
Neue Gründe für einen Verwaltungsakt dürfen nur dann nachgescho-
ben werden, wenn sie schon bei Erlass des Verwaltungakts vorlagen 
(1), dieser nicht in seinem Wesen verändert (2) und der Betroffene 
nicht in seiner Rechtsverteidigung beeinträchtigt wird (3).
Kommt ein Nachschieben von Ermessenserwägungen in Betracht, 
so muss dies bestimmt genug geschehen. Das Erfordernis der hin-
reichenden Bestimmtheit ergibt sich aus § 37 Abs. 1 VwVfG und 
gilt als Ausprägung des Rechtsstaatsgebots des Art. 20 Abs. 3 GG.
Ein Austausch von wesentlichen Ermessenserwägungen kann ins-
besondere dann zulässig sein, wenn der Verwaltungsakt nur für die 
Zukunft geändert wird (vgl. auch Ziff. 34.). 

34. OVG NRW-Urteil vom 7. Apr. 2014 zum Az. 10 A 1814/12

Eine Ergänzung von Ermessenserwägungen im laufenden Ver-
waltungsprozess setzt voraus, dass die Behörde unmissverständlich 
deutlich macht, dass es sich nicht nur um prozessuales Verteidigungs-
vorbringen handelt, sondern um eine inhaltliche Änderung des Ver-
waltungsakts selbst. Außerdem muss deutlich werden, welche der 
bisherigen Erwägungen weiterhin aufrecht erhalten werden und 
welche Überlegungen durch die neuen Erwägungen gegenstandslos 
werden sollen. 
Die Erklärung ist unter Beachtung der Grundsätze der §§ 133, 157 
BGB analog nach dem objektiven Erklärungsinhalt zu werten, wie 
der Empfänger die Erklärung nach Treu und Glauben verstehen 
konnte (vgl. auch Ziff. 19. und 34.; vgl. Beckmann, Neue Rechtspre-
chung zum Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, DVP 2005 
S. 80 ff. Nrn. 1., 13. und 37., und DVP 2011 S. 110 ff. Nrn. 17. und 
32.). 

35. OVG NRW-Urteil vom 6. März 2014 zum Az. 7 A 1844/12

Nicht § 61 Abs. 1 S. 2 iVm S. 1 BauO NRW, nicht § 61 Abs. 2 
BauO NRW, auch nicht § 87 Abs. 1 BauO NRW, erst recht nicht die 
Generalklausel des § 14 Abs. 1 OBG NRW kommen als Ermäch-
tigungsgrundlage für die Schließung von Abfallschächten in einem 
Hochhaus in Betracht, sondern ausschließlich § 46 Abs. 1 S. 2 und 3 
BauO NRW. Es besteht immer ein Anwendungsvorrang des Spezi-
algesetzes (vgl. auch Ziff. 23., 29., 36. und 61.). (Siehe hierzu auch den 
Rechtsprechungsbeitrag in DVP 2014, S. 481.)

36. VG Gießen-Beschluss vom 19. Juli 2013 zum Az. 8 L 1267/13

Als Ermächtigungsgrundlage für den Widerruf einer gaststätten-
rechtlichen Erlaubnis kommt – nach Inkrafttreten des HessGastG 
– mangels einer Übergangsregelung in Hessen nur noch §§ 48 und 
49 Hess VwVfG in Betracht (vgl. auch Ziff. 35.).

37. OVG Sachsen-Anhalt-Beschluss vom 22. Juli 2013 zum Az. 2 
M 82/13 

Mit-Eigentum oder die sonstige Nebenberechtigung eines Dritten 
berührt die Rechtmäßgikeit der Verfügung grundsätzlich nicht, son-
dern bildet nur ein Vollzugshindernis, das beseitigt werden kann. 
Die Bauaufsichtsbehörde darf dem Zustandsstörer auch aufgegben, 
im Wege der Annexkompetenz den Bauschutt zu beseitigen (An-
merkung der Verfasser: Die entspricht der ständigen Rechtspre-
chung; vgl. Beckmann, Neue Rechtsprechung im Verwaltungs- und 
Widerspruchsverfahren, DVP 2011 S. 110 ff. Nr. 17.). 

38. BayVGH-Urteil vom 28. Nov. 2013 zum Az. 2 BV 12/761

Nach dem Grundsatz der Bestimmheit des § 37 Abs. 1 BayVwVfG 
müssen Verwaltungsakte – als Voraussetzung ihrer Rechtmäßigkeit 
– hinreichend bestimmt sein. Allerdings reicht es aus, wenn sich der 
Inhalt des Verwaltungsakts auch anhand seiner Begründung unter 
Heranziehung den Beteiligten bekannter Umstände durch Ausle-
gung ermitteln lässt (vgl. Beckmann, Neue Rechtsprechung im Ver-
waltungs- und Widerspruchsverfahren, DVP 2005 S. 80 ff. Nr. 4. und 
DVP 2011 S. 110 ff. Nrn. 16., 17. und 18.). 

39. OVG NRW-Urteil vom 8. Nov. 2012 zum Az. 11 A 1548/11

§ 48 VwVfG NRW enthält keine absolute Ausschlussfrist für die 
Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsakts. Der Zeitablauf 
zwischen dem ursprünglichen Verwaltungsakt und seiner Aufhebung 
ist jedoch im Rahmen der Ermessenausübung zu beachten (hier: 52 
Jahre = Rechtswidrigkeit der Rücknahme; Anmerkung der Verfasser: 
Es ist jedoch zu beachten, dass u.a. für den Eingriffsbereich im öffent-
lichen Baurecht auch Zeitabläufe von mehr als 50 Jahren im Einzelfall 
von der Rechtsprechung nicht beanstandet wurden). 

40. OVG Niedersachsen-Beschluss vom 21. März 2013 zum Az. 
8 LA 22/13

Kommunale Selbstverwaltungskörperschaften und die von ihnen 
getragenen Anstalten des öffentlichen Rechts können sich nicht 
nach § 48 Abs. 2 VwVfG auf ein Vertrauen in den Fortbestand ei-
nes rechtswidrigen Zuwendungsbescheides berufen (Anmerkung 
der Verfasser: Dies kann in keiner Weise überzeugen. Auch der von 
einer Rücknahme betroffene öffentlich-rechtliche Rechtsträger kann 
sich im Einzelfall auf Vertrauen berufen; ebenso wie er sich auf den 
Ablauf der Frist des § 48 Abs. 4 VwVfG berufen kann; vgl. Beckmann, 
Neue Rechtsprechung zum Verwaltungs- und Widerspruchsverfah-
ren, DVP 2005 S. 80 ff. Nr. 16., und DVP 2011 S. 110 ff. Nrn. 27., 
28., 29., 30. und 31.). 

41. OVG NRW-Beschluss vom 9. Aug. 2013 zum Az. 2 A 2520/12

Eine Baugenehmigung erledigt sich wegen einer zeitweilig nicht aus-
geübten Nutzung erst dann, wenn ein hinreichend eindeutiger und 
dauerhafter Verzichtswille des Genehmigungsinhabers feststellbar 
ist. Dafür spielen das Zeitmoment und die nach der Verkehrsauffas-
sung zu bewertenden Einzelfallumstände eine Rolle.
Das vom BVerwG zu § 35 Abs. 4 S. 1 Ziff. 3 BauGB entwickelte 
sog. Zeitmodell kann § 43 Abs. 2 VwVfG NRW nicht außer Kraft 
setzen. Es ist nur eine grobe Richtschnur (Anmerkung der Verfasser: 
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Dieser klarstellenden Entscheidung des OVG NRW muss in vollem 
Umfange auch für andere Bundesländer zugestimmt werden). 

42. OVG NRW-Beschluss vom 4. Juli 2014 zum Az. 2 B 508/14

Es trifft zwar grundsätzlich zu, dass bereits die formelle Illegalität 
eines Bauvorhabens die sofortige Nutzungsuntersagung rechtfertigt. 
Allerdings gilt dies nicht ohne Ausnahme. Eine Nutzungsuntersa-
gung kann trotz formeller Illegalität unverhältnismäßig bzw. nicht 
ohne Weiteres sofort vollziehbar sein, wenn sie gegenüber einem ein-
gerichteten und ausgeübten Gewerbetrieb ausgesprochen wird und in 
ihren Auswirkungen (hier: Insolvenz) einer Beseitigungsverfügung 
gleichkommt. (Siehe hierzu auch den Rechtsprechungsbeitrag in DVP 
2015, S. 350.)

43. OVG NRW-Beschluss vom 8. Aug. 2013 zum Az. 7 A 3001/13

Eine sog. Stellplatzbaulast, die „gefangene Stellplätze“ ausweist, ist 
nach § 44 Abs. 1 VwVfG NRW nichtig, weil/wenn die Stellplätze 
nicht angefahren werden können (vgl. Beckmann, Neue Rechtspre-
chung zum Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, DVP 2011 
S. 110 ff. Nr. 19.). 

44. OVG NRW-Beschluss vom 11. Juli 2013 zum Az. 19 B 406/13

Die Rechtsmittelbelehrung ist unrichtig erteilt, wenn die Behörde 
keinen Hinweis auf die ab dem 1. Jan. 2013 (in NRW) bestehende 
Möglichkeit auch der elektronischen Rechtsmitteleinlegung enthält 
(ebenso: OVG Berlin-Brandenburg-Beschlüsse vom 2. Febr. 2011 
zum Az. 2 N 10.10 und vom 3. Mai 2010 zum Az. 2 S 106.09 und 
22. Apr. 2010 zum Az. 2 S 12.10; OVG Rheinl.-Pfalz-Urteil vom 8. 
März 2012 zum Az. 1 A 11258/11; OVG Sachs.-Anh.-Urteil vom 
24. Nov. 2010 zum Az. 4 L 115/09; VG Potsdam-Urteil vom 18. Aug. 
2010 zum Az. 8 K 2929/09; für die Sozialgerichtsbarkeit: LSG Ber-
lin-Brandenburg-Urteil vom 15. Nov. 2011 zum Az. L 3 U 88/10). 
Die Bestimmungen in § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG NRW über die 
öffentliche Bekanntmachung von Allgemeinverfügungen sind auf 
Schulträger anwendbar, schreiben aber die förmliche öffentliche 
Bekanntgabe einer Schulschließung in Form einer Allgemeinver-
fügung nicht zwingend vor. Gem. § 52 Abs. 2 GO NRW sind der 
wesentliche Inhalt der Beschlüsse der Gemeindevertretung der Öf-
fentlichkeit lediglich zugänglich zu machen. Diesen Anforderungen 
wurde vorliegend genügt. Es wurde eine Pressemitteilung und ein 
Hinweis auf der Internetseite der Gemeinde vorgenommen (Anmer-
kung der Verfasser: Diese Ansicht des OVG NRW zu § 41 VwVfG 
NRW vermag in keiner Weise zu überzeugen. Sie ist in sich nicht 
schlüssig. Dies gilt um so mehr, als gem. § 41 Abs. 4 VwVfG NRW 
der „verfügende Teil bekannt zu machen ist.“)

45. VGH Hessen-Urteil vom 10. Apr. 2014 zum Az. 8 A 2421/11

Das generelle Verbot, dass sich freitags am F-Platz Menschenan-
sammlungen einfinden, um das Wochende einzuläuten, kann in Hes-
sen weder in Form der Allgemeinverfügung noch im Rahmen einer 
Gefahrenabwehrverordnung geregelt werden. In Betracht kommt 
nur eine Benutzungsregelung Form einer Widmungsverfügung. 
Darauf hat der einzelne Anwohner jedoch keinen Anspruch. Eine 
missbräuliche ausufernde Nutzung eines Platzes kann nur mit den 
sonstigen Mitteln des Polzei- und Ordnungsrechts verhindert werden. 

46. OVG MV-Beschluss vom 8. Juli 2013 zum Az. 3 M 98, 99 und 
100/13

Bietet der Adressat einer Ordnungsverfügung ein Austauschmittel 
an und geht die Behörde darauf ein, so liegt darin eine Modifizierung 
des Verwaltungsakts. Sieht sich der Adressat nachträglich jedoch 
nicht in der Lage, dass Austauschmittel zu realisieren, verbleibt es 
bei der usrpünglichen (bestandskräftigen) Verfügung. 

47. OVG NRW-Beschluss vom 4. Juni 2012 zum Az. 11 A 1422/11

Gem. § 6 Abs. 2 S. 1 StrWG NRW verfügt die Straßenbaubehörde 
die Widmung einer Straße grundsätzlich durch Allgemeinverfü-
gung nach § 35 S. 2 VwVfG NRW. Die Widmung – insbesondere 
deren Umfang – muss bestimmt genug sein (vgl. Beckmann, Neue 
Rechtsprechung im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, DVP 
2005 S. 80 ff. Nr. 4. sowie DVP 2011 S. 110 ff. Nrn. 16. und 17.). 
Die (Teil-)Einziehung ist der actus contrarius zur Widmung. Eine 
(Teil-)Einziehung ist idR ein Geschäft der laufenden Verwaltung 
(Anmerkung der Verfasser: Hier wird man von Bundesland zu Bun-
desland und von Gemeinde zu Gemeinde unterschiedlich entschei-
den können/müssen). 

48. OVG Sachsen-Urteil vom 25. Juli 2012 zum Az. 5 A 336/10

Ein Abwasser-Beitragsbescheid, der mangels persönlicher Beitrags-
pflicht des Adressaten rechtswidrig, aber wirksam ist, steht einer er-
neuten Veranlagung des Grundstücks entgegen. Der Bescheid über 
die rückwirkende Aufhebung dieser Veranlagung ist dem neu zu ver-
anlagenden Grundstückseigentümer bekannt zu geben (Anmerkung 
der Verfasser: Dem Grunde nach ist dieser Entscheidung zuzustim-
men. Die Behörde ist jedoch gut beraten, aufhebende Bescheide zu-
sätzlich an den ursprünglichen Adressaten zu richten). 

49. OVG Sachsen-Urteil vom 26. Apr. 2012 zum Az. 1 A 963/10

Zinsen wegen der nicht alsbaldigen Verwendung von Zuwendungen 
unterliegen nach sächsischem Landesrecht einer dreijährigen Verjäh-
rung nach dem BGB. Die Zinsforderung entsteht mit der verzögerten 
Verwendung der Mittel. Es kommt auf die Kenntnis des zuständigen 
Bediensteten an. § 48 Abs. 4 VwVfG ist eine Entscheidungsfrist 
(vgl. Beckmann, Neue Rechtsprechung im Verwaltungs- und Wider-
spruchsverfahren, DVP 2005 S. 80 ff. Nr. 17. sowie DVP 2011 S. 110 
ff. Nrn. 29. und 30.). 

50. BayVGH-Urteil vom 24. Nov. 2011 zum Az. 20 B 11/1659

Macht ein Abgabeschuldner geltend, dass ihm ein Bescheid nicht 
bekannt gegeben ist, ist eine Klage auf Feststellung des Nichtbeste-
hens eines Rechtsverhältnisses zulässig. Ein schlichtes Bestreiten der 
Bekanntgabe reicht grundsätzlich, weil der Adressat eines Bescheides 
idR gar nichts dazu beitragen kann, warum ihn ein Schreiben nicht 
erreicht hat. Die Behörde hat die Bekanntgabe des mit einfacher Post 
versandten Bescheides nachzuweisen (vgl. Beckmann, Neue Recht-
sprechung im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, DVP 2005 
S. 80 ff. Nr. 27., 28. und 29. sowie DVP 2011 S. 110 ff. Nr. 35.). 
Der Nachweis des Ausgangs des Bescheides bei der Behörde reicht 
dazu nicht; es sei denn, es liegt eine nachweisbare Zugangsvereitelung 
beim Empfänger vor. 
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Eine unwirksame Bekanntgabe eines Abgabebescheides kann im 
Widerspruchsverfahren geheilt werden, wenn der Widerspruchs-
bescheid den Widerspruch des Abgabeschuldners als unbegründet 
zurückweist (Anmerkung der Verfasser: Es darf bezweifelt werden, 
ob dieser letzte Leitsatz des Gerichts die Genehmigung des BVerwG 
finden würde).

51. OVG Sachsen-Anhalt-Beschluss vom 24. Aug. 2012 zum Az. 
1 L 20/12

Die Namenswidergabe des Behördenleiters, seines Vertreters oder 
seines Beauftragten unter einem VA genügt dem Schriftformerfor-
dernis des VwVfG (vgl. auch Ziff. 1.; vgl. Beckmann, Neue Recht-
sprechung im Verwaltungs- und Widerpsuchsverfahren, DVP 2005 
S. 80 ff. Nr. 18.). 

52. BVerwG-Beschluss vom 31. Juli 2012 zum Az. 4 A 5000/10

Die für die Zustellfikton des § 75 Abs. 5 S. 3 VwVfG maßgebende 
Anstoßwirkung geht von der öffentlichen Bekanntmachung des ver-
fügenden Teils des Planfeststellungsbeschlusses aus. Dass der Plan-
feststellungsbeschluss in der Gemeinde … nicht ausgelegt war, steht 
der Zustellfiktion nicht entgegen. Die öffentliche Bekanntmachung 
des verfügenden Teils des Planfeststellungsbeschlusses ersetzt zwar 
nicht die Auslegung in den Gemeinden, in denen sich das Vorhaben 
auswirkt. Die maßgebliche Anstoßwirkung geht dennoch von der 
öffentlichen Bekanntmachung des Planfeststellungsbeschlusses aus. 

53. OVG Saarland-Urteil vom 13. Mai 2013 zum Az. 2 B 44/13 und 
OVG NRW-Beschluss vom 4. Juli 2014 zum Az. 2 B 508/14

Die sofortige Vollziehung einer bauaufsichtlichen Beseitigungsver-
fügung ist idR nicht gerechtfertigt, wenn deren Befolgung einen ir-
reparablen Verlust von Bausubstanz zur Folge hat. 
Es trifft zwar zu, dass bereits die formelle Illegalität eine sofortige 
Nutzungsuntersagung rechtfertigen kann. Allerdings gilt auch dies 
nicht ohne Ausnahme. Eine Nutzungsuntersagung kann trotz for-
meller Illegalität unverhältnismäßig sein bzw. nicht ohne Weiteres 
für sofort vollziehbar erklärt werden, wenn sie gegenüber einem ein-
gerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb ausgesprochen wird (1) 
und in ihren Auswirkungen (z.B. absehbar folgende Insolvenz des 
Betriebes) einer sofort vollziehbaren Beseitigungsverfügung gleich-
kommt (2). 

54. OVG NRW-Beschluss vom 4. Febr. 2013 zum Az. 10 E 1265/12

Auf einen entsprechenden Antrag hin ist ein Dritter zu einem Ver-
waltungsverfahren beizuladen, wenn es um die Rechtsposition des 
Dritten geht, dieser also betroffen ist (hier: bauaufsichtliche Verfü-
gung gegen den Bauherrn zugunsten des Nachbarn = Dritten). 

55. OVG MV-Beschluss vom 1. Dez. 2014 zum Az. 1 M 114/14 

Die Aufhebung eines VA, mit dem öffentliche Abgaben und Kosten 
gestundet wurden, ist keine Anforderung von öffentlichen Abgaben 
und Kosten iSd § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 VwGO. Es kommt nicht auf das 
von der Behörde verfolgte letztendliche Ziel an (hier: die Erhebung 
von öffentlichen Abgaben /Kosten), sondern nur auf die Regelung 
des Bescheides. Die Regelung ist vorliegend auf die Aufhebung der 

Stundung gerichtet; nicht mehr, nicht weniger; so dass die Aufhebung 
der Stundung nicht sofort vollziehbar ist. 

56. OVG Sachsen-Anhalt-Beschluss vom 8. Okt. 2014 zum Az. 3 
L 5/13 

Eine nachträglich berichtigte Rechtsmittelbelehrung setzt – jeden-
falls für den Fall, dass die Jahresfrist noch nicht verstrichen ist – die 
Rechtsmittelfrist erneut in Lauf; und zwar mit Bekanntgabe der neu-
en Belehrung. 
Insofern handelt es sich dem Grunde nach um eine sog. wiederholen-
de Verfügung mit neuer Rechtsmittelbelehrung. Es handelt sich nicht 
um einen sog. Zweitbescheid. Dies wäre nur dann der Fall, wenn die 
Behörde den Willen hat, eine neue, an die Stelle des ursprünglichen 
VA tretende Sachentscheidung zu treffen. Dies ist nicht der Fall. Es 
wird nur eine neue Rechtsmittelbelehrung gegeben (vgl. Beckmann, 
Neue Rechtsprechung im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, 
DVP 2011 S. 110 ff. Nrn. 49. und 50.). 

57. OVG Rheinl.-Pfalz-Urteil vom 30. Okt. 2014 zum Az. 10 
A 11170/13

Ein sog. Übergabe-Einschreiben gilt gem. § 4 Abs. 2 S. 2 VwZG 
mit dem dritten Tag nach Aufgabe zur Post als zugestellt. Ein tat-
sächlich früherer Zugang ändert daran nichts (vgl. Beckmann, Neue 
Rechtsprechung im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, DVP 
2005 S. 80 ff. Nrn. 25., 26. und 27. sowie DVP 2011 S. 110 ff. Nrn. 
34., 35. und 36.). 

58. OVG NRW-Beschluss vom 13. Nov. 2014 zum Az. 2 B 1111/14

Von einer Zugangseröffnung iSv § 3 a Abs. 1 S. 1 VwVfG NRW ist 
nicht schon dann auszugehen, wenn ein privater Empfänger über einen 
E-Mail-Account verfügt und diese E-Mail-Adresse der Behörde be-
kannt ist. Er muss diese Adresse gezielt der Behörde mitgeteilt haben. 
Für Behörden, geschäftliche Nutzer und Rechtsanwälte ist eine Zu-
gangseröffnung gegeben, wenn sie die elektronische Adresse auf ihren 
Kopfbögen angeben. 
Die Rechtsmittelbelehrung ist gegenüber einem Dritten unterblie-
ben, wenn sie sich nur an den Bescheid-Adressaten richtet. 

59. OVG Hamburg-Beschluss vom 24. Sept. 2014 zum Az. 3 Bs 
175/14 und VG Berlin-Beschluss vom 26. Sept. 2014 zum Az. 11 
L 353/14

Das PBefG ist auf die smartphone- basierte („App“) Übermittlung 
von Einzelaufträgen an private Fahrer anwendbar. Der „App“-Be-
trieb ist entgeltliche Personenbeförderung in diesem Sinne. Eine Un-
tersagungsverfügung kann auf § 15 Abs. 2 GewO gestützt werden. 
Ist der „App“-Betreiber nur Vermittler, kann der Betrieb unter Rück-
griff auf die ordnungsrechtliche Generalklausel über die Haftung/
Veranwortung des Zweckveranlassers untersagt werden. Richtiger 
Adressat der Verfügung ist der „App“-Betreiber. 

60. OVG Berlin-Brandenburg-Beschluss vom 7. Apr. 2014 zum 
Az. 10 N 90/11

Das Fehlen einer Unterschrift in der Prüfungsniederschrift ist ohne 
jede Bedeutung, wenn der Prüfungshergang und das Prüfungser-
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gebnis nicht streitig sind (vgl. Beckmann, „Die fehlerhafte Prüfung“, 
AVR-Klausur, 2008). 
Ein außergerichtlicher Vergleich, mit dem einem Prüfling, der zum 
wiederholten Male nicht zur Prüfung erschienen ist, eine weitere 
Wiederholungsprüfung eingeräumt wird, ist wirksam. Dem steht 
nicht entgegen, dass nach verwaltungsverfahrensrechtlichen Regel-
gungen über § 2 Abs. 2 BlVwVfG bestimmte Vorschriften – insbe-
sondere §§ 54 ff. VwVfG – im Bildungsbereich keine Geltung be-
anspruchen. Dies hindert nicht den Abschluss öffentlich-rechtlicher 
Verträge. Diese Nicht-Anwendungs-Regelung ist einschränkend 
auszulegen. 

61. OVG Berlin-Brandenburg-Beschluss vom 3. Juni 2014 zum 
Az. 5 N 2/13

Die Aufnahme von Lebensmittelbetrieben/Gaststätten in eine im 
Internet betriebene Liste unter Angabe von Minuspunkten und 
Benotungen stellt als Akt staatlicher Lenkung einen unmittelbaren 
Eingriff in die Berufsausübung nach Art. 12 Abs. 1 GG dar.
Für diesen Eingriff ist eine gesetzliche Grundlage erforderlich. Diese 
lässt sich weder dem LFGB noch dem VIG entnehmen. Eine Auf-
gabenzuweisung in einem Gesetz reicht nicht aus, die notwendige 
Ermächtigungsgrundlage zu ersetzen (vgl. auch Ziff. 29. und 35.).

62. BGH-Urteil vom 21. Sept. 2012 zum Az. V ZR 230/11 

Der Halter eines Kfz ist auch dann Zustandsstörer, wenn er einem 
Dritten das Fahrzeug überlassen hat (vgl. auch Ziff. 70.). 

63. OVG NRW-Beschluss vom 22. November 2013 zum Az. 2 A 
923/13

Stehen Rechte Dritter der Vollstreckung einer Ordnungsverfügung 
entgegen, muss die Ordnungsbehörde den Erlass einer Duldungsver-
fügung gegen den Dritten erwägen, um die Ordnungspflicht durch-
zusetzen. Eine Duldungsverfügung kann jedoch dann unterbleiben, 
wenn konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Dritte gegen 
die Vollstreckung keine Einwände erheben wird. 
Eine Duldungsverfügung darf nicht rein vorsorglich ausgesprochen 
werden. Es bedarf ihrer erst dann, wenn das Vollstreckungshindernis 
besteht und beseitigt werden muss (vgl. Beckmann, Neue Rechtspre-
chung zum Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, DVP 2011 
S. 110 ff. Nr. 43.: a.A. OVG RheinPf: „gleichzeitig“).

64. VGH Bad-Württ-Urteil vom 10. Jan. 2013 zum Az. 8 S 2919/11

Ein Verwaltungsakt ist wegen fehlender hinreichender Bestimmtheit 
nicht vollstreckungsfähig; dies gilt auch dann, wenn dieser Fehler 
nur zur Rechtswidrigkeit, nicht aber zur Nichtigkeit führt (vgl. auch 
Ziff. 65. ff.). (Siehe hierzu auch den Rechtsprechungsbeitrag in DVP 
2014, S. 259.)

65. OVG Thüringen-Beschluss vom 5. Juni 2012 zum Az. 1 EO 
284/12

Sobald der Zweck der Zwangsvollstreckung erfüllt ist, muss die 
weitere Vornahme von Zwangsvollstreckungmaßnahmen ein-
gestellt werden. Dies gilt insbesondere für die Beitreibung eines 
Zwangsgeldes, wenn eine Unterlassungspflicht nach Zwangsgeld-

festsetzung erfüllt wird (Anmerkung der Verfasser: Hier wird man 
genau darauf abstellen müssen, um welche Verpflichtung – Hand-
lung/ Unterlassung – es sich handelt. Zusätzlich ist zu differenzieren 
nach den unterschiedlichen gesetzlichen Vorgaben des jeweiligen 
Bundeslandes).

66. OVG MV-Beschluss vom 8. Juli 2013 zum Az. 3 M 98/13

Die Wirksamkeit, nicht jedoch die Rechtmäßigkeit eines VA ist Be-
dingung für die Rechtmäßigkeit der nachfolgenden Vollstreckung. 
Dies gilt auch dann, wenn der zugrundeliegende VA noch nicht be-
standskräftig ist (vgl. auch Ziff. 64. ff. und 71.). 

67. VG Düsseldorf-Beschluss vom 18. Okt. 2012 zum Az. 6 M 
57/12

Die Ersatzzwangshaft stellt das legitime letzte Mittel dar, einen 
Pflichtigen zur Erfüllung der ihm auferlegten Pflichten anzuhalten. 
Es dient nicht primär dazu, die Zahlung durchzusetzen. Die Anord-
nung der Ersatzzwangshaft (hier 3 Tage zum Zwecke der Entstemp-
lung von Kfz-Schildern und Einziehung der Zulassungs-Bescheini-
gung) ist rechtmäßig. 

68. OVG Niedersachsen-Beschluss vom 2. Febr. 2015 zum Az. 4 
LA 249/13 und OVG NRW-Beschluss vom 25. Mai 2015 zum Az. 
13 B 452/15 und OVG NRW-Beschluss vom 23. Juni 2015 zum 
Az. 7 B 351/15

Tragender Grundsatz des Verwaltungsvollstreckungsrechts ist, dass 
es auf die Wirksamkeit und nicht die Rechtmäßigkeit des vorange-
gangen VA ankommt. 
Folglich sind auch materiell-rechtliche Einwendungen eines Betei-
ligten gegen die Rechtmäßigkeit der Grundverfügung für die Ver-
waltungsvollstreckung grundsätzlich unerheblich. Eine Ausnahme 
wäre dann in Erwägung zu ziehen, wenn sich die Sach- und/oder 
Rechtslage nach dem Eintritt der Bestandskraft der Grundverfü-
gung derart geändert hat, dass sich die Vollstreckung nun als offen-
sichtlich rechtswidrig erweist. 
Bei der Verhältnismäßigkeit der angedohten Zwangsgeldfestsetzung 
kann die kumulierte Belastung durch die vorherige Zwangsgeld-
festsetzung grundsätzlich keine Berücksichtigung finden. Es ist jede 
Zwangsgeldfestsetzung gesondert zu prüfen. Zwangsmittel können 
solange wiederholt und gewechselt werden bis der VA befolgt ist. 
Bezüglich der Androhung der Festsetzung von Zwangsgeld be-
steht weder ein Vorrang der Ersatzvornahme noch ist die Höhe 
des Zwangsgeldes durch die möglichen Kosten der Ersatzvornahme 
begrenzt.
Die Vollstreckungsbehörde ist zudem nicht verpflichtet, zunächst 
die Beitreibung eines nicht gezahlten Zwangsgeldes durchzuführen, 
bevor sie ein weiteres Zwangsgeld androht und/oder festsetzt (vgl. 
auch Ziff. 64. ff.). 

69. OVG Sachsen-Anhalt-Beschluss vom 2. Aug. 2012 zum Az. 2 
M 58/12

Für eine Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ist kein 
Raum, wenn der VA, um dessen Vollziehung es geht, bereits unan-
fechtbar geworden ist. Dies gilt jedenfalls dann, wenn daran kein 
vernünftiger Zweifel besteht. 
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70. OVG NRW-Beschluss vom 10. Juli 2013 zum Az. 5 A 1687/12

Die Kosten einer Leerfahrt sind dem – vor dem eingeleiteten Ab-
schleppvorgang – erschienenen Störer ohne Weiteres zuzurechnen, 
wenn das Abschleppfahrzeug konkret für sein Fahrzeug angefordert 
worden ist. 
Diese Kosten können dann trotzdem nicht diesem Störer aufge-
geben werden, wenn das Abschleppfahrzeug sodann zu Lasten 
eines anderen abzuschleppenden Kfz eingesetzt wird (vgl. auch 
Ziff. 17.). (Siehe hierzu auch den Rechtsprechungsbeitrag in DVP 
2014, S. 392.)

71. BayVGH-Urteil vom 25. Sept. 2014 zum Az. 20 B 14/477

Weil die Kosten der Ersatzvornahme dem Pflichtigen aufgegeben 
werden müssen und das Recht auf Nachforderung unberührt bleibt, 
wenn die Ersatzvornahme einen höheren Kostenaufwand verursacht, 
müssen spätestens in dem Zeitpunkt, in dem sich das Entstehen 
weiterer Kosten abzeichnet, diese weiteren Kosten gegenüber dem 
Pflichtigen schlüssig und nachprüfbar bekannt gegeben und belegt 
werden (hier: von 9.500,– € auf 15.500,– € bei einer Witwen-Ren-
te von 1.220,– € mtl.); andernfalls führt dies zur Rechtswidrigkeit 
des Leistungsbescheides (vgl. auch Ziff. 64. ff.; vgl. Beckmann, Neue 
Rechtsprechung im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, DVP 
2011 S. 110 ff. Nr. 44). 

III. Widerspruchsverfahren 

72. OVG Sachsen-Urteil vom 30. Aug. 2013 zum Az. 1 A 823/10

Ausgangs- und Widerspruchsbescheid sind eine Einheit, bei der 
der Widerspruchsbescheid das „letzte Wort“ der Verwaltung dar-
stellt. Dies gilt auch dann, wenn der Widerspruchsbescheid inhalt-
liche Mängel aufweist, die im Ausgangsbescheid nicht vorhanden 
sind (vgl. Beckmann, Neue Rechtsprechung im Verwaltungs- und 
Widerspruchsverfahren, DVP 2005 S. 80 ff. Nrn. 41. und 42. sowie 
2011 S. 110 ff. Nr. 48.). 
Die zu wahrende Jahresfrist nach § 58 Abs. 2 VwGO wird erst dann 
in Lauf gesetzt, wenn der Nachbar zuverlässige Kenntnis von der 
bauaufsichtlichen Genehmigung erlangt oder zumindest hätte er-
langen müssen.

73. BVerwG-Beschluss vom 29. Jan. 2015 zum Az. 9 BN 2/14

Bei Übermittlung eines fristgebundenen Schriftsatzes handelt nur 
derjenige ohne Verschulden, wer so rechtzeitig mit der Übermittlung 
beginnt, dass mit der Übertragung noch am Tage des Fristablaufs zu 
rechnen ist. Dabei muss bei einem Telefax ein Sicherheitszuschlag 
von 20 Minuten kalkuliert werden, der dem Umstand Rechnung 
trägt, dass das Empfangsgerät gerade in den Nachtstunden belegt 
sein kann (vgl. auch Ziff.75.). 

74. OVG Bautzen-Urteil vom 13. Apr. 2015 zum Az. 5 A 670/13

Werden Eheleute aus demselben Rechtsgrund inhaltlich überein-
stimmend in Anspruch genommen und ist auch auch sonst kein 
Umstand gegeben, der zu einer unterschiedlichen Beurteilung führen 
könnte, genügt es dem Erfordernis des § 68 VwGO, wenn einer der 
Eheleute Widerspruch einlegt (vgl. auch Ziff. 81.). 

75. OVG NRW-Beschluss vom 2. Juni 2014 zum Az. 15 A 628/14

Ein RA muss die einzuhaltenden Fristen – trotz Einschaltung eines 
Stationsreferendars – in eigener Verantwortung feststellen (vgl. auch 
Ziff. 73.; vgl. Beckmann, Neue Rechtsprechung im Verwaltungs- und 
Widerspruchsverfahren, DVP 2011 ff. Nr. 51.). 

76. VG Neustadt-Urteil vom 28. Juni 2012 zum Az. 4 K 134/12

Entschließt sich die Behörde, nach einem Widerspruch dem Be-
gehren nicht im Rahmen der VwGO „abzuhelfen“, sondern die an-
gegriffene Entscheidung nach § 48 VwVfG aufzuheben, so ist ein 
derartiges Verfahren dann unzulässig, wenn sie dieses Verfahren 
ausschließlich wählt, um eine Kostenentscheidung zu umgehen 
(vgl. Beckmann, Neue Rechtsprechung im Verwaltungs- und Wider-
spruchsverfahren, DVP 2011 S. 110 ff. Nr. 47.). 

77. OLG Brandenburg-Urteil vom 26. Juni 2012 zum Az. 2 U 46/11

Die Rechtsanwaltskosten im Rahmen eines erfolgreichen Wider-
spruchsverfahrens anlässlich eines KAG-Bescheides, die von den Be-
hörden – wegen der Nicht-Anwendbarkeit des VwVfG – bereits dem 
Grunde nach nicht erstattet werden, obwohl sie aus der ex ante-Sicht 
notwendig waren, stellen nach dem (weiter geltenden) StHG DDR 
einen von dem Rechtsträger zu erstattenden Vermögensschaden dar 
(vgl. Beckmann, Neue Rechtsprechung zum Verwaltungs- und Wi-
derspruchsverfahren, DVP 2005 S. 80 ff. Nr. 52. sowie DVP 2011 
S. 110 ff. Nr. 56.). 

78. BVerwG-Urteil vom 28. Juni 2012 zum Az. 2 C 13/11 

Wird ein Rücknahmebescheid im Widerspruchs- oder Klagever-
fahren aufgehoben, so beginnt erst mit der Unanfechtbarkeit dieser 
Aufhebung der Lauf der Frist des § 48 Abs. 4 VwVfG NRW für den 
Erlass eines weiteren Rücknahmebescheides. Erst mit der Rechts-
kraft des Urteils erlangt die Behörde die notwendige Kenntnis und 
wird in die Lage versetzt, auf vollständiger tatsächlicher und rechtli-
cher Grundlage eine neue Entscheidung zu treffen. 
Die Aufhebung eines – bei Erlass ursprünglich – rechtmäßigen Ver-
sorgungsbescheides (Dauer-VA) richtet sich nicht nach den Bestim-
mungen des § 49 VwVfG, sondern nach § 48 VwVfG (vgl. Beckmann, 
Neue Rechtsprechung im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, 
DVP 2005 S. 80 ff. – Nr. 43.). 

79. OVG NRW-Beschluss vom 30. Apr. 2013 zum Az. 15 A 621/13

Zahlt der Abgabepflichtige „unter Vorbehalt“, ist eine solche Vorbe-
haltserklärung für die Heranziehung zu den Abgaben mit Blick auf 
die Fristen grundsätzlich ohne Bedeutung. Sie berührt insbesondere 
nicht den Lauf von Widerspruchs- und/oder Klage-Fristen. 

80. VGH Hessen-Urteil vom 8. Apr. 2014 zum Az. 5 A 1049/13

Das HessAGVwGO verpflichtet die zuständige Behörde dazu, Kos-
ten für einen erfolglosen Widerspruch zu erheben. Insofern kann der 
kommunale Satzungsgeber in seiner Satzung einen entsprechenden 
eigenen Gebührentatbestand schaffen. 
Macht er davon (pflichtwidrig) keinen Gebrauch, so gilt als Auffang-
norm für die Erhebung von Kosten § 4 HessVwKostG. 

Pe
rs

ön
lic

he
s 

Ex
em

pl
ar

! 

K
op

ie
re

n 
od

er
 W

ei
te

rr
ei

ch
en

 n
ic

ht
 e

rl
au

bt
.



293DVP 7/16 · 67. Jahrgang

Edmund Beckmann/Peter Matschke� Neue Rechtsprechung im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren

81. OVG MV-Urteil vom 21. Mai 2014 zum Az. 1 L 91/09

Der Klage eines Klägers fehlt – entgegen der Auffassung des Beklag-
ten – auch nicht im Hinblick darauf, dass der Kläger Gesamtschuld-
ner einer einheitlichen – auch gebenüber der Ehefrau –festgesetzten 
Gebührenschuld ist, nicht das Rechtsschutzbedürfnis an einer Klage 
(ebenso an einem Widerspruch), weil die Gebührenschuld/der Ge-
bührenbescheid gegenüber der Ehefrau des Klägers bestandskräftig 
geworden ist (vgl. auch Ziff. 74.).

IV. Sonstiges

82. BVerwG-Urteil vom 26. Apr. 2012 zum Az. 2 C 15.10

Bei der Billigkeitsentscheidung nach § 12 Abs. 2 S. 3 BBesG ist 
idR von der Rückforderung tlw. abzusehen, wenn der Grund für 
die Überzahlung in der überwiegenden behördlichen Verantwor-
tung liegt. In diesem Fall ist ein Absehen von der Rückforderung 
in einer Größenordnung von 30 % des überzahlten Betrages an-
gemessen. 
Diese Billigkeitsentscheidung ist notwendiger Bestandteil der Rück-
forderungsentscheidung nach § 12 Abs. 2 S. 1 BBesG. 

83. BGH-Urteil vom 24. Apr. 2015 zum Az. V ZR 138/14

Da eine bestandskräftige Baugenehmigung für das Wohnhaus vor-
liegt, ist die Nutzung des Gebäudes als Wohnhaus eine ordnungs-
gemäße Nutzung iSv § 917 Abs. 1 S. 1 BGB. Eine bestandskräftige 
Baugenehmigung wirkt dergestalt auf das Zivilrecht ein, dass sie die 
Ordnungsgemäßheit der Nutzung bestimmt. 

84. SächsVerfGH-Beschluss vom 22. Juni 2012 zum Az. Vf. 58-I-12

Die Einschätzung des Präsidenten des sächsischen Landtags, dass 
das Tragen von Oberbekleidung mit der Aufschrift „Thor Steinar“ 
durch Abgeordnete der NPD-Landatagsfraktion die parlamentari-
sche Ordnung verletze, ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden 
(vgl. dazu auch VG Gera-Urteil vom 20. Febr. 2013 zum Az. 2 K 
267/12, wonach das Verbot des Vorsitzenden eines Stadtrates, wäh-
rend der Sitzung Kleidung dieser Marke zu tragen, rechtswidrig ist; 
Anmerkung der Verfasser: Dieser Entscheidung des VG Gera ist 
sicher nicht zu folgen, soweit es der Ansicht ist, der Stadtverordnete 
könne sich für das Tragen auf die freie Meinungsäußerung nach Art. 
5 Abs. 1 GG berufen. Im Ergebnis vertretbar ist diese Ansicht des VG 
jedoch, weil es sich im konkreten Einzelfall nur um ein kleines, nicht 
auffälliges Markenzeichen handelte. Im Übrigen ist zu fragen, ob in 
dem Tragen einer bestimmten Kleidung eine Störung der Ordnung 
in der Sitzung liegen kann). 

85. OVG Berlin-Brandenburg-Urteil vom 3. März 2015 zum Az. 
10 B 7/12

Der Ausschluss der persönlichen Gebührenfreiheit der Gemeinden 
nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 2. Altern. BbgGebG greift, wenn grundsätz-
lich die rechtliche Möglichkeit besteht, die Gebühren in sonstiger 
Weise auf Dritte umzulegen. Eine mittelbare Umlegung durch die 
Einstellung in die Kostenkalkulation reicht dabei. Ob die Gemeinde 
die Gebühren auch tatsächlich auf Dritte umlegt, ist in diesem Zu-
sammenhang unerheblich. 

86. OLG Hamm-Beschluss vom 27. Mai 2015 zum Az. 5 Rbs 13/14

Der Beschilderung eines Parkplatzes in Gestalt einer blauen Tafel mit 
weißem „P“ sowie weißer Zusatztafel mit schwarzer Schrift „Elektro-
fahrzeug“ ist die Bedeutung eines Parkverbots für Fahrzeuge anderer 
Art beizumessen. Der Erlass eines solchen Verbots ist eine Allge-
meinverfügung nach § 35 S. 2 VwVfG NRW. 
Es ist zweifelhaft, ob das geltende Rechte dafür eine Ermächtigungs-
grundlage enthält. Ein VA ist jedoch nicht deshalb nach § 44 VwVfG 
NRW nichtig, weil es an einer Ermächtigungsgrundlage mangelt 
(vgl. auch Ziff. 12.). 
Dieser – nicht nichtige – VA entfaltet Tatbestandswirkung. Es ist 
daher dem Strafgericht verwehrt, das Verbot in vollem Umfange ei-
ner Überprüfung zu unterziehen (Anmerkung der Verfasser: Hier 
werden dem Betroffenen wieder einmal „Steine statt Brot“ gereicht). 

87. BVerwG-Beschluss vom 28. März 2013 zum Az. 4 B 15/12

Nach § 86 Abs. 1 VwGO obliegt den Tatsachengerichten die Ver-
pflichtung, jede mögliche Aufklärung des Sachverhalts zu versu-
chen, sofern dies für die Entscheidung des Rechtsstreits erheblich ist 
(Anmerkung der Verfasser: Jedoch besteht keine Verpflichtung der 
Verwaltungs-Oberverwaltungsgerichte-Verwaltungsgerichshöfe, un-
gefragt sozusagen „ins Blaue hinein“ zu ermitteln; vgl. dazu BVerwG- 
Beschluss vom 22. Febr. 1988 zum Az. 7 B 28/88). 

88. OVG Berlin-Brandenburg-Beschluss vom 29. Okt. 2013 zum 
Az. 12 S 106/13 

§ 88 VwGO steht einer sachdienlichen Auslegung und ggf. Umdeutung 
eines Eilantrags beim VG – auch bei anwaltlicher Vertretung – nicht ent-
gegen, wenn das wahre Antragsziel erkennbar ist; auch wenn die Auslegung 
dazu führt, dass die jetzige Antragsfassung von der alten Fassung abweicht. 

89. OVG Sachsen-Beschluss vom 14. Aug. 2013 zum Az. 1 B 365/13

Erfolgt die Übermittlung der gerichtlichen Entscheidung „vorab per 
Telefax“ und ist dem Beschluss ein Empfangsbekenntnis beigefügt, so 
beginnt die Frist – ungeachtet einer später übersandten weiteren Be-
schlussausfertigung, der ein weiteres Empfangsbekenntnis beigefügt ist, 
– im Zeitpunkt der ersten Übersendung der Entscheidung zu laufen, 
falls diese im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen erfolgte (Anmer-
kung der Verfasser: Dies kann schon mit Blick auf den Wortlaut „vorab“ 
per Telefax nicht überzeugen; vgl. Beckmann, Neue Rechtsprechung zum 
Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren, DVP 2005 S. 80 ff. Nr. 39.). 

90. OVG NRW-Urteil vom 6. März 2014 zum Az. 7 A 590/12

Bei der Erledigung eines Verpflichtungsbegehrens ist die – an sich 
statthafte – Fortsetzungsfeststellungsklage unzulässig, wenn die 
ursprüngliche Verpflichtungsklage im Zeitpunkt des erledigenden 
Ereignisses unzulässig war. 

91. OVG Saarland-Beschluss vom 5. Dezember 2013 zum Az. 2 
A 375/13

Die Rüge einer unzureichenden Sachaufklärung durch das erken-
nende Gericht setzt voraus, dass erstinstanzlich in der mündlichen 
Verhandlung ein förmlicher Beweisantrag gestellt und aufrecht er-
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Neue Rechtsprechung im Verwaltungs- und Widerspruchsverfahren� Edmund Beckmann/Peter Matschke

halten wurde (Anmerkung der Verfasser: Dies wird in der Praxis 
häufig übersehen). 

92. OLG Düsseldorf-Urteil vom 19. März 2013 zum Az. I – 21 U 
140/12

Durch Klageerhebung per Telefax wird die erforderliche Schriftform, 
insbesondere das der eigenhändigen Unterschrift, gewahrt. 

93. BVerwG-Beschluss vom 20. Aug. 2014 zum Az. 9 KSt 3/14

Wird eine Behörde in der mündlichen Verhandlung durch zwei sach-
kundige Behördenbedienstete vertreten, so sind die Mehrkosten für 
den weiteren Bediensteten erstattungsfähig, wenn ein umfangreiches 
Streitverfahren gegeben ist mit einer Vielzahl von Rechts- und Tat-
sachenfragen (vgl. auch Ziff. 94.). 

94. OVG Thüringen-Beschluss vom 12. Febr. 2014 zum Az. 4 VO 
699/13

Die Kosten eines von einem Träger der öffentlichen Verwaltung be-
auftragten RA sind dem Grunde nach erstattungsfähig (vgl. auch 

Ziff. 93.;vgl. Beckmann, Neue Rechtsprechung im Verwaltungs- und 
Widerspruchsverfahren, DVP 2005 S. 80 ff. Nr. 50.). 

95. OVG NRW-Beschluss vom 17. Juli 2014 zum Az. 11 A 2250/12

Werbemaßnahmen auf öffentlichen Straßen durch das Umherge-
hen von Personen mit sog. Moving-Boards gehören schon nach 
ihrem äußeren Erscheinungsbild nicht zum straßenrechtlichen 
Gemeingebrauch, sondern stellen eine erlaubnispflichtige Sonder-
nutzung dar. (Siehe hierzu auch den Rechtsprechungsbeitrag in DVP 
2015, S. 390.)

96. VG Düsseldorf-Urteil vom 21. Mai 2015 zum Az. 1 K 3171/14

Gegen die Feststellung, dass ein Bürgerbegehren unzulässig ist, kön-
nen die Vertreter des Bürgerbegehrens nur gemeinsam Klage ein-
reichen. Erheben abweichend von § 26 Abs. 6 S. 2 GO NRW nur 
zwei von drei Vertretern des Bürgebegehrens Klage und scheidet der 
dritte Vertreter erst nach Klageerhebung aus, so können die verblei-
benden Vertreter diesen Mangel bei der Klageerhebung – jedenfalls 
nach Ablauf der Klagefrist – nicht heilen.

18. Deutscher Verwaltungsgerichtstag beendet

Am 3.6.2016 ging in Hamburg der 18. Deutsche Verwaltungsgerichtstag zu Ende. An 
drei Tagen diskutierten rund 1.000 Teilnehmer aus Justiz, Verwaltung, Anwaltschaft 
und Wissenschaft in 13 Arbeitskreisen aktuelle rechtliche und rechtspolitische Themen 
aus dem Verfassungs- und Verwaltungsrecht.

Zu aktuellen Problemen des Versammlungsrechts referierte der frühere Präsident 
des Bundesverfassungsgerichts, Hans-Jürgen Papier. Er kritisierte, dass die Ver­
sammlungsfreiheit in den Medien und in der Politik nicht die gebotene Wertschätzung 
erfahre. Dies sei bei politisch „anstößigen“ Versammlungen augenfällig. Hier komme 
den Verwaltungsgerichten die wichtige Aufgabe zu, rechtsstaatliche Standfestigkeit 
zu zeigen.

Im Arbeitskreis zur menschenrechtsgerechten Zuordnung von Flüchtlingsver-
antwortung in Europa waren die Teilnehmer darin einig, dass das geltende Dub­
lin-Verfahren gescheitert ist. Die Teilnehmer zeigten sich allerdings skeptisch, dass 
der Entwurf einer Neuausrichtung des Dublin-Systems („Dublin IV“) zusammen mit 
dem EU-Türkei-Deal zum Flüchtlingsrecht geeignet ist, eine gerechte Zuordnung der 
Flüchtlingsverantwortung in Europa zu erreichen.

Zur schulischen Inklusion referierte Johannes Rux. Er zeigte die Folgen einer indi­
viduellen Ausrichtung von Bildungszielen und einer Abweichung von allgemeingül­
tigen Leistungsstandards auf. Letztlich werde durch die konsequente Umsetzung des 
Inklusionsprinzips das Fundament des gegliederten Schulsystems in Frage gestellt. 
Rux warb angesichts der zersplitterten Zuständigkeiten im Bildungs- und Sozialrecht 
zudem für eine Neuordnung der Bildungsfinanzierung. Zuständigkeitsstreitigkeiten 
zwischen Schul- und Sozialleistungsträgern dürften nicht auf Kosten der förderbe­
dürftigen Kinder gehen.

In einem weiteren Arbeitskreis diskutierten die Teilnehmer die Notwendigkeit einer 
Neujustierung der Demokratie. Überwiegend kritisch wurde dabei das Einfügen von 
Elementen direkter Demokratie gesehen.

Robert Seegmüller, Vorsitzender des Bundes Deutscher Verwaltungsrichter, zog ein 
positives Fazit: „Die Tagung war ein großer Erfolg. Die Referate und lebhaften Diskus­
sionen haben gezeigt, dass die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung zentrale ge­
sellschaftliche Themen betrifft. Die Richterinnen und Richter der Verwaltungsgerichte 
sind sich der sich hieraus ergebenden Verantwortung bewusst.“

E-Government-Modellkommunen  
Abschlussveranstaltung am 22.09.2016 in Berlin

Am Donnerstag, 22.09.2016 lädt das Bundesministerium des Innern gemeinsam mit 
der Hochschule Harz zu einer Abschlussveranstaltung des Pilotvorhabens „Modell­
kommune E-Government“ in das Presse- und Besucherzentrum des Bundespresse­
amts in Berlin ein. Projektpartner des BMI sind die drei kommunalen Spitzenverbände. 
Ziel des Modellvorhabens ist, das Potenzial des E-Government-Gesetzes auf kommu­
naler Ebene aufzuzeigen. Dazu wurden acht Modellkommunen in zwei Teilnahme­
wettbewerben ausgewählt. 

Die Veranstaltung hat sich zum Ziel gesetzt, die umfangreichen praktischen Erfahrun­
gen der E-Government-Modellkommunen in Deutschland vorzustellen und für die 
Gäste erlebbar zu machen. Dabei werden die Ergebnisse des Projekts – eine prak­
tische Handlungsanleitung für Kommunen und der Erfahrungsbericht der Modell­
kommunen – vorgestellt. 

Darüber hinaus werden auch die Vertreter der Modellkommunen zu Worte kommen 
und ihre Erfahrungen der zweijährigen Modellkommunen-Zeit bilanzieren, bevor 
auf einer Podiumsdiskussion Fragen der praktischen und zukünftigen Entwicklung 
der digitalen Verwaltung und des digitalen Regierens diskutiert werden. Und nicht 
zuletzt werden natürlich auch der weitere Weg des kommunalen E-Governments und 
die konkreten Möglichkeiten des weiteren Netzwerk-Arbeitens zum Thema gemacht.

Mehr Informationen erhalten Sie auf der Homepage des Bundesinnenministeriums 
(www.bmi.bund.de/DE/Themen/IT-Netzpolitik/E-Government/modellkommune/
modellkommune_node.html) und der Hochschule Harz (www.hs-harz.de/e-gover­
nment-modellkommunen/).
Ansprechpartner für Fragen ist Prof. Dr. Jürgen Stember, Dekan des Fachbereichs Verwal-
tungswissenschaften der Hochschule Harz (dekan.vw@hs-harz.de).
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Fallbearbeitungen

Ralf Schmorleiz*

Eine Verbandsgemeinderatssitzung in Rheinstein
– Die Online-Fallbearbeitung** –

Sachverhalt:

In der Eingangspost der Verbandsgemeinde Rheinstein (25.100 Ein-
wohner, Landkreis K) befinden sich zwei Schreiben, deren Absender 
die Kreisverwaltung K ist. So hat diese mit Schreiben vom 02.12.2015 
die Abfallbeseitigungsgebühr für die verbandsgemeindeeigenen Lie-
genschaften für das Jahr 2016 auf einen Betrag in Höhe von jährlich 
3.500,– € festgesetzt. Darüber hinaus hat die gleiche Behörde mit 
Schriftsatz vom 01.12.2015 einen Beschluss des Verbandsgemein-
derates im Zusammenhang mit der Beschaffung eines neuen Feuer-
wehrdrehleiterfahrzeuges beanstandet und gleichzeitig verlangt, dass 
dieser Beschluss innerhalb einer bestimmten Frist aufgehoben wird. 
Mit beiden Entscheidungen ist der Bürgermeister der Verbandsge-
meinde nicht einverstanden und beauftragt den zuständigen Mitar-
beiter der Verbandsgemeindeverwaltung Rheinstein in beiden Fällen 
sofort Widerspruch einzulegen.

Der Bürgermeister hatte zuvor zu einer Verbandsgemeinderatssit-
zung am 15.10.2015 form- und fristgerecht eingeladen. Als Tagesord-
nungspunkt stand u.a. die Wahl des hauptamtlichen Beigeordneten 
auf der Tagesordnung, obwohl vorher keine öffentliche Ausschreibung 
dieser Stelle vorgenommen wurde. Die Hauptsatzung der Verbands-
gemeinde Rheinstein sieht einen hauptamtlichen Beigeordneten vor.

Zur Verbandsgemeinderatssitzung erschienen 30 Ratsmitglieder und 
der Bürgermeister. Zur Wahl wurden Herr Allmann und Frau Bauer, 
die beide keine Mitglieder des Verbandsgemeinderates sind, ord-
nungsgemäß vorgeschlagen. Herr Allmann ist am 21.03.1993 gebo-
ren und hat im Jahr 2015 sein Bachelor-Studium an der Hochschule 
für öffentliche Verwaltung Rheinland-Pfalz abgeschlossen. Zurzeit 
ist er Kreisinspektor im Beamtenverhältnis auf Probe beim Landkreis 
K und in der Ausländerbehörde der Kreisverwaltung beschäftigt. Bei 
der Wahl erhielt Herr Allmann 16 Ja-Stimmen und Frau Bauer 15 
Ja-Stimmen. Der Bürgermeister stellte daraufhin fest, dass Herr All-
mann gewählt sei. In der gleichen Sitzung wurde er ernannt, vereidigt 
und in sein Amt eingeführt. 

Ratsmitglied Carina Comes, das nicht an der Sitzung des Verbands-
gemeinderates am 15.10.2015 teilgenommen hatte und das Ergebnis 
der Wahl wenige Tage später erfuhr, erhob schriftlich und fristgerecht 
Wahlbeschwerde bei der Kreisverwaltung K. Sie begehrt die Ungül-
tigkeitserklärung der Wahl von Herrn Allmann.

Im Rahmen eines Gespräches nach der vor genannten Verbands-
gemeinderatssitzung zwischen dem Bürgermeister und dem Rats-

mitglied Stefan Schütz (S) brachte dieser nochmals seinen großen 
Unmut zum Ausdruck, dass er in der Sitzung des Verbandsgemein-
derates am 15.10.2015 bei der Beratung und Beschlussfassung über 
die Auftragsvergabe zur Toilettensanierung des Schulgebäudes der 
Realschule plus durch Beschluss des Verbandsgemeinderates ausge-
schlossen wurde und ohne sein Mitwirken der Auftrag nicht an die 
Wasser und Rohr GmbH aus Rheinstein sondern an eine Firma aus 
Hamburg einstimmig vergeben wurde. 

Hintergrund der Ausschließung von S ist, dass der Bruder des Rats-
mitgliedes Geschäftsführer der Wasser und Rohr GmbH ist und S 
freiwillig nicht bereit war, auf sein Mitwirken bei der Beratung und 
Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt zu verzichten. Da-
rüber hinaus reklamierte S sein Unverständnis, dass, seine Person und 
den Vorsitzenden mitgerechnet, bei der Beratung und Beschlussfas-
sung über Auftragsvergabe nur noch 18 Ratsmitglieder im Sitzungs-
raum anwesend waren. 

Der Bürgermeister sagte Ratsmitglied S zu, alle erörterten Aspekte 
zu prüfen und gegebenenfalls die in seiner Zuständigkeit stehende 
Maßnahme zu ergreifen, dass der in Rede stehende Vergabebeschluss 
des Verbandsgemeinderates vom 15.10.2015 vorerst nicht ausgeführt 
wird.

Aufgaben:

1.	� Gegen welchen Widerspruchsgegner sind die beiden Widersprü-
che zu richten?

2.	� Hat die Wahlbeschwerde von Ratsmitglied Carina Comes Aus-
sicht auf Erfolg?

3.	� Ist der Bürgermeister verpflichtet, den Beschluss des Verbandsge-
meinderates vom 15.10.2015 über die Vergabe der Sanierungsar-
beiten auszuführen? 

	� Gehen Sie auf alle im Gespräch zwischen dem Bürgermeister und 
Ratsmitglied Schütz erörterten Aspekte ein.

Landeskreislaufwirtschaftsgesetz
(LKrWG)

Vom 22. November 2013

§ 3
Bestimmung

der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger
(1)		 Die Landkreise und kreisfreien Städte sind für die in ihrem Gebiet 
angefallenen und ihnen zu überlassenden Abfälle öffentlich-rechtliche 
Entsorgungsträger. Sie erfüllen die Aufgabe des öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträgers als Pflichtaufgabe der kommunalen Selbstverwal-
tung

(2)		 Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger sollen zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben miteinander und mit privaten Dritten kooperieren.

*	 Ralf Schmorleiz ist hauptamtlicher Dozent für Kommunalrecht und Öffentliches 
Dienstrecht an der Hochschule für öffentliche Verwaltung/Zentrale Verwal-
tungsschule Rheinland-Pfalz;

**	 Die Besonderheit dieser Fallbearbeitung liegt darin, dass die Lösungshinweise 
sowie weiterführende Informationen zu den inhaltlichen Schwerpunkten unter 
www.dvp.digital.de zur Verfügung stehen. Die weiterführenden Hinweise sind 
in den Lösungshinweisen durch 1  ff. gekennzeichnet.
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Eine Verbandsgemeinderatssitzung in Rheinstein � Ralf Schmorleiz

Landesgesetz über den Brandschutz, 
die allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz 
(Brand- und Katastrophenschutzgesetz – LBKG –) 

Vom 2. November 1981

§ 2
Aufgabenträger

(1) Aufgabenträger sind:

	 1.	 die Gemeinden für den Brandschutz und die allgemeine Hilfe,
	 2.	� die Landkreise für den überörtlichen Brandschutz und die überört-

liche allgemeine Hilfe,
	 3.	� die Landkreise und kreisfreien Städte für den Katastrophenschutz 

und
	 4.	� das Land für die zentralen Aufgaben des Brandschutzes, der allge-

meinen Hilfe und des Katastrophenschutzes sowie für die Aufgaben 
des vorbeugenden Gefahrenschutzes nach diesem Gesetz.

(2) Die Gemeinden und Landkreise erfüllen ihre Aufgaben als Pflichtauf-
gaben der Selbstverwaltung. Bei Ortsgemeinden obliegen die nach diesem 
Gesetz den Gemeinden zugewiesenen Aufgaben nach Maßgabe der Gemein-
deordnung den Verbandsgemeinden. Die zentralen Aufgaben des Landes 
werden von der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion und dem für den 
Brand- und Katastrophenschutz zuständigen Ministerium wahrgenommen.

(3) Die Aufgabenträger haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach die-
sem Gesetz die Behörden und sonstigen Stellen ihres jeweiligen Bereiches, 
deren Belange berührt werden, zu beteiligen.

(4) Die Behörden und Dienststellen des Landes sowie die der Aufsicht 
des Landes unterstehe die Aufgabe des nden Träger öffentlicher Aufgaben 
sollen über ihre Zuständigkeiten und die Amtshilfe hinaus die Aufgaben-
träger bei der Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen für die 
Abwehr von Gefahren im Rahmen ihrer Möglichkeiten unterstützen, 
soweit nicht die Erfüllung dringender eigener Aufgaben vorrangig ist.

Holger Weidemann*

Die Abkürzung

Sachverhalt:1

In der Stadt Bassum (16.450 Einwohner) soll ein vorhandener land-
wirtschaftlich genutzter Privatweg gewidmet werden. Der Weg hat 
eine Länge von ca. 450 m und gehörte den drei Landwirten Hanse-
mann, Grünwald und Müller. Bisher ist dieser Weg ausschließlich von 
diesen Landwirten genutzt worden, um die anliegenden Felder zu be-
wirtschaften. Die Stadt hat die Grundstücke mit der katastermäßigen 
Kennzeichnung Flur 4, Flurstücke 4/2; 4/3 und 4/4 der Gemarkung 
„Stubbenwiese“ im Sommer 2015 erworben. Den Landwirten war die 
Absicht, hier eine öffentliche Gemeindeverbindungsstraße zu schaf-
fen bekannt. In der Präambel der Grundstückskaufverträge war daher 
ausdrücklich auf den beabsichtigten Verwendungszweck hingewiesen 
worden. Die grundbuchmäßige Umschreibung des Grundstücks ist 
zwischenzeitlich erfolgt. Die Stadt will diese Verbindung nutzen, um 
die verkehrliche Anbindung des Ortsteils Bramstedt an die Kern-
stadt zu verbessern. Für die Bewohner eines neuen Wohngebietes (ca. 
135 Wohneinheiten) in Bramstedt kann die Fahrt zum Zentrum der 
Stadt Bassum so um ca. 1,7 km verringert werden. Wiederholt war 

von den Bewohnern des Baugebietes der Wunsch formuliert worden, 
hier für eine direkte Anbindung zu sorgen. Auch der Vorsitzende des 
Handelsvereins der Kernstadt begrüßt diese Anbindung, kann doch 
so erreicht werden, dass die Einwohner des Baugebots Waldsiedlung 
zum Einkaufen nicht in Nachbargemeinden abwandern. Der vorhan-
dene private Wirtschaftsweg ließ vom bisherigen Ausbauzustand her 
die gewünschte Nutzung nicht zu. Zwischenzeitlich ist der Ausbau 
der Straße erfolgt. 

Der Rat der Stadt Bassum hat in seiner Sitzung am Mittwoch den 
17. Februar 2016 in offener Abstimmung mit 17 Ja-Stimmen bei 3 
Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen die Widmung der Straße be-
schlossen. Zu dieser Sitzung hatte Bürgermeister Martin Kalkar mit 
Schreiben vom Montag, den 8. Februar 2016 eingeladen. An diesem 
Tage ist die Einladung zur Post gegeben worden. Die Abgeordneten 
Meyer und Kruse hatten sich in der Sitzung bei der Abstimmung der 
Stimme enthalten, da ihnen erst 5 Tage vor der Sitzung die Einladung 
zugegangen war und sie sich damit nicht ausreichend auf die Sitzung 
hätten vorbereiten können. Nachforschungen ergaben, dass hier ein 
Fehler der Post zu verzeichnen war. Dies teilte Bürgermeister Kalkar 
der Ratsvorsitzenden Köhnken unmittelbar vor der Sitzung mit. Die 
Einladung wies 27 Tagesordnungspunkte auf. Tagesordnungspunkt 
7 sah die Widmung einer Gemeindeverbindungsstraße vor. Diese 
stellte daraufhin zu Beginn der Sitzung die Beschlussfähigkeit des 
Rates fest und leitete sodann die Sitzung. 

Der Hauptausschuss hat die Angelegenheit dem Rat zur Entschei-
dung vorgelegt, eine Beschlussempfehlung wurde jedoch nicht for-
muliert. Im Hinblick auf die besondere Situation der drei betroffenen 
Landwirte und der möglicherweise zu erwartenden öffentlichen De-
batte hat der Hauptausschuss ausdrücklich auf eine eigene Entschei-
dung verzichtet. Am Freitag vor der Sitzung wurde in der Tageszei-
tung und im Internetportal der Stadt auf die Sitzung hingewiesen 
und der Tagesordnungspunkt genannt.

*	 Prof. Holger Weidemann ist Vizepräsident der Kommunalen Hochschule für Ver-
waltung in Niedersachsen (HSVN).

1	 Es handelt sich um einen Fall, der im Rahmen des Studiums an der HSVN 
(Wahlpf lichtangebot: Straßenrecht 3. Studienjahr) bearbeitet worden ist. Die 
Aufgabenstellung ist als mittelschwer einzustufen. Die Bearbeiter müssen ne-
ben kommunalverfassungsrechtlichen Fragen, Aspekte des Straßenrechts und 
des allgemeinen Verwaltungsrechts beleuchten. Die besondere Herausforderung 
besteht darin, unterschiedliche Rechtsbereiche miteinander zu verbinden. Auch 
wenn in einem gewissen Umfange straßenrechtliche Aspekte zu beleuchten sind, 
erfordern die Bearbeitung aber keine vertieften straßenrechtliche Kenntnisse. 

	 Die Aufgabenstellung orientiert sich zwar am NStrG, doch gibt es in den ande-
ren Bundesländern vergleichbare Bestimmungen; siehe beispielsweise nur § 36 
LStrG Rheinland-Pfalz; § 7 StrWG NRW. Auch dem Bundesfernstraßengesetz 
(FStrG) ist die hier zu bearbeitende straßenrechtliche Materie nicht fremd (siehe 
nur § 2 FStrG). Einzelheiten zum Thema Widmung siehe nur Weidemann/
Rotaug/Barthel, Besonderes Verwaltungsrecht, S. 138 ff.; Sauthoff in Müller/
Schulz, FStrG, § 2 Rdnr. 2 ff. und Steiner in Steiner (Hrsg.), Besonderes Ver-
waltungsrecht, 8. Aufl., V B Rdnr. 28 ff.

Pe
rs

ön
lic

he
s 

Ex
em

pl
ar

! 

K
op

ie
re

n 
od

er
 W

ei
te

rr
ei

ch
en

 n
ic

ht
 e

rl
au

bt
.



Holger Weidemann� Die Abkürzung

297DVP 7/16 · 67. Jahrgang

Aufgabenstellung

Bitte prüfen Sie gutachtlich, ob der Bürgermeister verpflichtet ist, die 
Widmung vorzunehmen. Darüber hinaus ist ein Entscheidungsvor-
schlag zu unterbreiten.

Bearbeitungshinweise:

1.	� Die Ladungsfrist beträgt in der Stadt Bassum nach der Geschäfts-
ordnung eine Woche.

2.	� Die Stadt Bassum liegt im Landkreis Diepholz in Niedersachsen.

Lösungsskizze

1. 	Arbeitsziel

Es ist zu prüfen, ob der Bürgermeister verpflichtet ist, die vom Rat 
beschlossene Widmung einer Straße vorzunehmen.

2.	 Beschlussausführung2

2.1	 Rechtsgrundlage
Der Bürgermeister ist nach § 85 Abs. 1 Nr. 2 Nds. Kommunalver-
fassungsgesetz (NKomVG) verpflichtet, Beschlüsse des Rates3 aus-
zuführen. Nach § 88 NKomVG obliegt dem Bürgermeister aber eine 
Prüfungs- und ggfs. Handlungspflicht. Hält er einen Beschluss des 
Rates im eigenen Wirkungskreis für rechtswidrig, hat er entweder der 
Kommunalaufsicht unverzüglich über den Sachverhalt zu berichten 
(§ 88 Abs. 1 S. 1 NKomVG) oder stattdessen gegen den Beschluss 
Einspruch einzulegen (§ 88 Abs. 1 S. 2 NKomVG).

Rechtsgrundlage sind damit die §§ 85 Abs. 1 Nr. 2 und § 88 Abs. 2 
NKomVG.

2	 Die Prüfung greift zwar mit dem Nds. Kommunalverfassungsgesetz (NKom-
VG) und dem Nds. Straßengesetz (NStrG) landesrechtliche Rechtsvorschriften 
auf; die Vorschriften in den jeweiligen Bundesländern weisen durchweg eine 
vergleiche bis identische Regelungsstruktur auf, wie die nachfolgenden Geset-
zesauszüge zeigen:

	
	 a) Auszug aus dem NKomVG

§ 58 Zuständigkeit der Vertretung
	 (2) 1 Der Rat ist über Absatz 1 hinaus ausschließlich zuständig für
	 1. die Benennung von Gemeindeteilen, Straßen und Plätzen, es sei denn, dass die Stra-

ßen und Plätze ausschließlich in einer Ortschaft, für die ein Ortsrat gewählt wurde, oder 
in einem Stadtbezirk gelegen sind, (…)

	 (3) 1 Die Vertretung beschließt über Angelegenheiten, für die der Hauptausschuss, ein 
Ausschuss nach § 76 Abs. 3, der Betriebsausschuss oder nach § 85 Abs. 1 Nr. 7 die Haupt-
verwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte zuständig ist, wenn sie sich 
im Einzelfall die Beschlussfassung vorbehalten hat. 2 In der Hauptsatzung kann sich 
die Vertretung die Beschlussfassung auch für bestimmte Gruppen solcher Angelegenhei-
ten vorbehalten. 3 Die Vertretung kann über die in Satz 1 genannten Angelegenheiten 
ferner dann beschließen, wenn sie ihr vom Hauptausschuss oder einem Ausschuss nach 
§ 76 Abs. 3 zur Beschlussfassung vorgelegt werden.

§ 59 Einberufung der Vertretung
	 (1) 1 Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte lädt die Ab-

geordneten unter Mitteilung der Tagesordnung schriftlich oder durch ein elektronisches 
Dokument. 2 Einzelheiten regelt die Geschäftsordnung.

	 (3) 1 Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte stellt die Ta-
gesordnung im Benehmen mit der oder dem Vorsitzenden der Vertretung auf; die oder 
der Vorsitzende kann verlangen, dass die Tagesordnung um einen Beratungsgegenstand 
ergänzt wird. (…)

§ 64 Öffentlichkeit der Sitzungen
	 1 Die Sitzungen der Vertretung sind öffentlich, soweit nicht das öffentliche Wohl oder 

berechtigte Interessen Einzelner den Ausschluss der Öffentlichkeit erfordern. 2 Über 
einen Antrag auf Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nicht öffentlicher Sitzung beraten 
und entschieden; wenn keine Beratung erforderlich ist, kann in öffentlicher Sitzung 
entschieden werden.

§ 65 Beschlussfähigkeit
	 (1) 1 Die Vertretung ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Einberufung die Mehr-

heit ihrer Mitglieder anwesend ist oder wenn alle Mitglieder anwesend sind und keines 
eine Verletzung der Vorschriften über die Einberufung der Vertretung rügt. 2 Die oder der 
Vorsitzende stellt zu Beginn der Sitzung fest, ob die Vertretung beschlussfähig ist. (…)

§ 66 Abstimmung
	 (1) 1 Beschlüsse werden mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen 

gefasst, soweit durch Gesetz oder in Angelegenheiten des Verfahrens durch die Geschäfts-
ordnung nichts anderes bestimmt ist. 2 Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

§ 76 Zuständigkeit des Hauptausschusses
	 (1) 1 Der Hauptausschuss bereitet die Beschlüsse der Vertretung vor. 2 Eine vorherige 

Beratung der betreffenden Angelegenheiten in der Vertretung wird dadurch nicht aus-
geschlossen.

	 (2) 1 Der Hauptausschuss beschließt über diejenigen Angelegenheiten, über die nicht die 
Vertretung, der Stadtbezirksrat, der Ortsrat oder der Betriebsausschuss zu beschließen 
hat und für die nicht nach § 85 die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwal-
tungsbeamte zuständig ist. 2 (…)

§ 85 Zuständigkeit
	 (1) 1 Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte 
	 2. führt die Beschlüsse der Vertretung und des Hauptausschusses aus und erfüllt die 

Aufgaben (…)
	 7. führt die nicht unter die Nummern 1 bis 6 fallenden Geschäfte der laufenden Verwal-

tung.

§ 88 Einspruch
	 (1) 1 Hält die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte einen 

Beschluss der Vertretung im eigenen Wirkungskreis oder einen Bürgerentscheid für 
rechtswidrig, so hat sie oder er der Kommunalaufsichtsbehörde unverzüglich über den 
Sachverhalt zu berichten und die Vertretung davon zu unterrichten. 2 Gegen einen 
Beschluss der Vertretung kann sie oder er stattdessen Einspruch einzulegen. 3 In diesem 
Fall hat die Vertretung über die Angelegenheit in einer Sitzung, die frühestens drei Tage 
nach der ersten Beschlussfassung stattfinden darf, nochmals zu beschließen.(…) 

	 b) Auszug aus dem NStrG

§ 3 Einteilung der öffentlichen Straßen
	 (1) Die öffentlichen Straßen werden nach ihrer Verkehrsbedeutung in folgende Straßen-

gruppen eingeteilt: (…)
	 3. Gemeindestraßen; das sind Straßen, die überwiegend dem Verkehr innerhalb einer 

Gemeinde oder zwischen benachbarten Gemeinden dienen oder zu dienen bestimmt sind 
(§ 47); (…)

§ 6 Widmung
	 (1) Die Widmung für den öffentlichen Verkehr wird durch den Träger der Straßenbau-

last ausgesprochen. Soll eine nicht dem Land oder einer sonstigen Gebietskörperschaft 
gehörende Straße für den öffentlichen Verkehr gewidmet werden, so spricht die Stra-
ßenaufsichtsbehörde auf Antrag des künftigen Trägers der Straßenbaulast (§ 54) die 
Widmung aus. Soweit die Straße nicht im Außenbereich einer Gemeinde (§ 19 Abs. 1 
Nr. 3 des Baugesetzbuchs) verläuft, ist die Widmung nur nach Anhörung der Gemeinde 
zulässig. Bei der Widmung sind die Straßengruppe, zu der die Straße gehört, sowie 
Beschränkungen der Widmung auf bestimmte Benutzungsarten oder Benutzerkreise 
festzulegen.

	 (2) Voraussetzung für die Widmung ist, daß der Träger der Straßenbaulast Eigentü-
mer des der Straße dienenden Grundstücks ist oder der Eigentümer und ein sonst zur 
Nutzung dinglich Berechtigter der Widmung zugestimmt haben oder der Träger der 
Straßenbaulast den Besitz durch Vertrag, durch Einweisung nach § 41 a oder in einem 
sonstigen gesetzlich geregelten Verfahren erlangt hat.

	 (3) Die Widmung ist öffentlich bekanntzumachen.

§ 48 Straßenbaulast für Gemeindestraßen
	 Träger der Straßenbaulast für die Gemeindestraßen sind die Gemeinden. § 45 gilt sinn-

gemäß.
3	 Das Gesetz spricht zwar von Vertretung; es handelt sich hierbei aber um den Rat 

der Gemeinde; siehe nur § 7 Abs. 2 NKomVG.
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2.2 Formelle Rechtmäßigkeit der Handlungspflicht des Bürger-
meisters
Nach § 88 Abs. 1 S. 1 NKomVG ist der Bürgermeister zuständig.

2.3 Materielle Rechtmäßigkeit der Handlungspflicht des Bürger-
meisters
Sie setzt zunächst voraus, dass die tatbestandlichen Voraussetzungen 
des § 88 Abs. 1 S. 1 NKomVG erfüllt sind.

Zunächst muss also ein Beschluss des Rates vorliegen. Der liegt dann vor, 
wenn es eine verbindliche Entscheidung eines Kollegialorgans gibt, die 
der Gemeinde zuzurechnen ist.4 Hier hat der Rat und damit ein Kollegi-
alorgan über die beabsichtigte Widmung einer Straße eine abschließen-
de Entscheidung getroffen, die auch der Stadt5 Bassum zuzurechnen ist.

Weiter ist erforderlich, dass es sich um eine Angelegenheit han-
delt, die dem eigenen Wirkungskreis (§ 5 NKomVG) zuzuordnen 
ist. Hierzu zählen nach § 5 Abs. 1 Nr. 5 auch diejenigen Aufgaben, 
die den Kommunen durch Rechtsvorschrift als Pflichtaufgaben zur 
Erfüllung in eigener Verantwortung zugewiesen worden sind. Nach 
§ 48 Nds. Straßengesetz (NStrG) sind die Gemeinden Träger der 
Straßenbaulast der Gemeindestraßen. Damit gehören der Bau, die 
Unterhaltung aber auch die Schaffung einer Gemeindestraße zum 
eigenen Wirkungskreis eine Gemeinde.6

Eine Handlungspflicht aus § 88 Abs. 1 NKomVG des Bürgermeis-
ters besteht aber nur dann, wenn er den Beschluss für rechtswidrig 
hält.7 Dies bedeutet zugleich, dass dann keine Handlungspflicht be-
steht, wenn der maßgebliche Beschluss in formeller und materieller 
Hinsicht rechtmäßig ist.

2.3.1 Formelle Rechtmäßigkeit des Beschlusses
2.3.1.1 Organzuständigkeit
Mit dem Rat müsste das zuständige Organ die abschließende 
Entscheidung getroffen haben. Vorliegend hat der Verwaltungs-
ausschuss auf seine Entscheidungskompetenz verzichtet und dem 
Rat die Angelegenheit zur Entscheidung zugleitet. Es könnte eine 
Zuständigkeit nach § 58 Abs. 3 S. 3 NKomVG begründet worden 
sein. Hiernach beschließt der Rat auch über diejenigen Angele-
genheiten; die ihm vom Verwaltungsausschuss zur Beschlussfas-
sung vorgelegt worden sind. Voraussetzung für einen rechtmäßigen 
Vorlagebeschluss ist aber, dass der Verwaltungsausschuss für die 
abschließende Entscheidung über die Widmung einer Straße intern 
zuständig war. Eine ausdrückliche Zuweisung der Zuständigkeit an 
den Verwaltungsausschuss ist nicht gegeben. Der Hauptausschuss 
beschließt aber nach § 76 Abs. 2 S. 1 NKomVG aber auch über 
diejenigen Angelegenheiten, über die weder der Rat zu entscheiden 
hat noch für die der Bürgermeister zuständig ist. Nach § 58 Abs. 2 
S. 1 Nr. 1 NKomVG beschließt der Rat zwar ausdrücklich über die 
Benennung von Straßen, doch hier geht es ausschließlich um die 

Zuordnung eines Namens zu einer Straße und nicht die Widmung 
einer Straße. Da auch an anderer Stelle die Widmung einer Straße 
im Zuständigkeitskatalog des Rates keine Aufnahme gefunden hat, 
ist der Rat grundsätzlich nicht zuständig, eine Entscheidung über die 
Widmung einer Straße zu treffen.8 Es könnte aber der Bürgermeister 
für die Widmungsentscheidung zuständig sein. Da eine ausdrück-
liche Zuweisung dieser Aufgabe an den Bürgermeister nicht erfolgt 
ist, könnte eine Zuständigkeit nach § 85 Abs. 1 S. 1 N. 7 NKomVG 
begründet sein. Dann müsste es sich bei einer Widmungsentschei-
dung um ein sog. Geschäft der laufenden Verwaltung handeln. Ein 
Geschäft der laufenden Verwaltung liegt dann vor, wenn die Sache 
nach Regelmäßigkeit und Häufigkeit zu den üblichen Geschäften 
gehört, ohne dass bejahendenfalls noch auf Umfang und Schwie-
rigkeit in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht und auf die finan-
ziellen Auswirkungen abzustellen wäre; wesentliches Merkmal ist 
die Erledigung nach feststehenden Grundsätzen auf eingefahrenen 
Gleisen.9 An diesen Voraussetzungen fehlt es hier. Die Widmungs-
entscheidung stellt gerade keine regelmäßig wiederkehrende, nach 
festen Regeln auf eingefahrenen Gleisen zu treffende Entscheidung 
dar. Jede Widmungsentscheidung fordert eine Abwägungsentschei-
dung, die die besonderen Anforderungen des konkreten Einzelfalls 
berücksichtigt. Im Hinblick auf die finanziellen Folgewirkungen, 
und hier ist nicht nur an die Straßenbaulast nach § 9 NStrG zu 
denken, handelt es sich auch um eine Entscheidung mit erhebli-
chen finanziellen Auswirkungen. Da auch keine Zuständigkeit des 
Bürgermeisters begründet ist, war der Verwaltungsausschuss nach 
Maßgabe der sog. Lückenkompetenz zuständig, die abschließende 
Widmungsentscheidung zu treffen. Er war daher auch befugt, diese 
Angelegenheit dem Rat zur Entscheidung vorzulegen. Damit hat 
mit dem Rat das zuständige Organ die Entscheidung getroffen. 

2.3.1.2 Beschlussfähigkeit
Der Rat muss beschlussfähig gewesen sein. Der Rat ist nach § 65 Abs. 1 
S. 1 Var. 1 NKomVG beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer La-
dung die Mehrheit der Mitglieder anwesend sind. Nach § 59 Abs. 1 
NKomVG ist die Einladung ordnungsgemäß erfolgt, wenn der Bürger-
meister alle Abgeordneten entweder schriftlich oder aber elektronisch 
unter Mitteilung der Tagesordnung eingeladen hat, die Vorgaben der 
Geschäftsordnung berücksichtigte (§ 59 Abs. 1 S. 2 NKomVG) und die 
Tagesordnung nach § 59 Abs. 3 S. 1 NKomVG im Benehmen mit dem 
Vorsitzenden der Vertretung aufgestellt worden ist. Vorstehend hat der 
Bürgermeister alle Abgeordneten mit Schreiben vom 8. Februar 2016 
schriftlich eingeladen. Auch enthielt dieses Einladungsschreiben die 
Tagesordnung der Sitzung. So firmiert beispielsweise der Widmungs-
angelegenheit als Tagesordnungspunkt 7. Mangels entgegenstehender 
Hinweise ist davon auszugehen, dass die Tagesordnung zuvor mit dem 
Ratsvorsitzenden Köhnken abgestimmt worden ist. 

Fraglich ist aber, ob die durch die Geschäftsordnung vorgesehene 
Ladungsfrist von einer Woche eingehalten worden ist. Nach § 188 
Abs. 2 BGB analog10 endet eine nach Wochen bemessene Frist, 

4	 Ähnlich VG Göttingen Urt. vom 6.11.2013
5	 Stadt ist nur eine andere Bezeichnung für eine (bestimmte) Gemeinde; siehe nur 

20 NKomVG
6	 Vgl. auch Seybold/Neumann/Weidner, Niedersächsisches Kommunalrecht, 

4. Aufl., S. 23
7	 Einzelheiten siehe Mielke in Blum/Häusler/Meyer, Nds. Kommunalverfassungs-

gesetz-Kommentar, 3. Aufl., § 88 Rdnr. 1 ff.; erforderlich ist, dass der Beschluss 
auf seine formelle und materielle Rechtmäßigkeit hin überprüft wird. Grundle-
gendes Prüfungsmuster siehe Seybold/Neumann/Weidener, Fn 6, S. 192 [Muster 
A]; Vertiefung zum Prüfungsumfang siehe ebenda, S. 193 ff.

8	 Siehe zur Entwicklung zum Thema Organzuständigkeit auch Wendrich, Nds. 
Straßengesetz, 4. Aufl., § 6 Rdnr. 5

9	 OVG Münster OVGE 25, 186 [193]; ferner Seybold/Neumann/Weidner, Fn. 6, 
S. 148 m.N.

10 	Da die Einladung zu einer Ratssitzung keinen Verwaltungsakt darstellt, kommt 
ein Rückgriff auf das VwVfG nicht in Betracht. Damit gibt es keine unmittelbare 
Normkette zum BGB. Es besteht insoweit eine Regelungslücke, die im Wege der 
Analogie zu lösen ist.

Pe
rs

ön
lic

he
s 

Ex
em

pl
ar

! 

K
op

ie
re

n 
od

er
 W

ei
te

rr
ei

ch
en

 n
ic

ht
 e

rl
au

bt
.



Holger Weidemann� Die Abkürzung

299DVP 7/16 · 67. Jahrgang

wenn es sich um einen Fall nach § 187 Abs. 1 BGB analog han-
delt, mit Ablauf desjenigen Tages der nächsten Woche, der hin-
sichtlich seiner Benennung dem Tag des Ereignisses entspricht. 
Die Ladung wurde am Montag den 8. Februar zur Post gegeben. 
Regelmäßig ist davon auszugehen, dass die Post einen Brief am 
folgenden Werktag übermittelt. Somit ist davon auszugehen, dass 
die Einladung am Dienstag, den 9. Februar die Abgeordneten 
erreichte.11 Damit ist Dienstag der 9. Februar der Ereignistag 
im Sinne des § 187 Abs. 1 BGB und die Wochenfrist beginnt 
am nächsten Tag. Fristende ist damit der Dienstag 16. Febru-
ar 2016 24.00 Uhr, da dieser Tag hinsichtlich seiner Benennung 
dem Ereignistag entspricht. Da die Sitzung am Mittwoch, den 
17. Februar stattfand, könnte von einer fristgemäßen Ladung zur 
Sitzung ausgegangen werden. Eine andere Beurteilung wäre aber 
dann geboten, wenn die verspätete Übermittlung der Einladung 
an die Abgeordneten Meyer und Kruse der Gemeinde zuzurech-
nen wäre. Dies ist aber nicht der Fall. Der Fehler der verspäteten 
Übermittlung der Einladung ist allein der Post zuzurechnen. Der 
Bürgermeister hatte alle notwendigen Schritte unternommen, da-
mit alle Abgeordneten die Ladung rechtzeitig erhalten. Damit ist 
von einer fristgemäßen Ladung zur Ratssitzung auszugehen. Da 
weitere Aspekte, die einer ordnungsgemäßen Ladung entgegen-
stehen könnten nicht ersichtlich sind, wurde zur maßgeblichen 
Ratssitzung ordnungsgemäß geladen.

Nach § 45 Abs. 1 S. 2 NKomVG zählen zu den Mitgliedern des Rates 
die gewählten Abgeordneten und kraft Amtes der Bürgermeister. Die 
Zahl der Abgeordneten beträgt in Gemeinden mit 16.450 Einwoh-
nern nach § 46 Abs. 1 NKomVG 32. Dem Rat der Stadt Bassum 
gehören damit 33 Mitglieder an. An der Abstimmung haben 22 Per-
sonen teilgenommen. Damit war bei diesem Tagesordnungspunkt die 
Mehrheit der Mitglieder des Rates anwesend.

Die Beschlussfähigkeit des Rates war somit sowohl zu Beginn wie 
auch beim Tagesordnungspunkt 7 gegeben.

2.3.1.3 Vorbereitung
Nach § 76 Abs. 1 S. 1 NKomVG bereitet der Verwaltungsausschuss 
die Beschlüsse des Rates vor. Hier hat im Verwaltungsausschuss eine 
abschließende Beratung über die Widmungsangelegenheit stattge-
funden. Nicht erforderlich ist, dass der Verwaltungsausschuss dem 
Rat eine Beschlussempfehlung vorlegt. Damit ist der Widmungsbe-
schluss ordnungsgemäß vorbereitet worden.

2.3.1.4 Abstimmung
Die Abstimmung richtet sich nach § 66 Abs. 1 S. 1 NKomVG. Man-
gels anderweitiger gesetzlicher Regelung reicht die Mehrheit der auf 
JA lautenden Stimmen für den Beschluss. Hier haben 17 Abgeordne-
te für die Widmungsentscheidung gestimmt. Demgegenüber stehen 
nur 2 Nein-Stimmen. Damit ist der Beschluss mit der notwendigen 
Mehrheit gefasst worden. Die nach § 66 Abs. 2 NKomVG geforderte 
offene Abstimmung ist erfolgt. 

2.3.1.5 Mitwirkungsverbot
Dem Sachverhalt sind keine Hinweise auf ein Mitwirkungsverbot 
nach § 41 NKomVG zu entnehmen. 

2.3.1.6 Öffentlichkeit
Nach § 64 Abs. 1 S. 1 NKomVG sind Sitzungen des Rates öffentlich, 
es sein denn, das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Ein-
zelner fordern den Ausschluss. Hier hat eine öffentliche Ratssitzung 
stattgefunden. 

Die nach § 59 Abs. 5 NKomVG erforderliche öffentliche Bekanntga-
be hat stattgefunden, da Zeit, Ort und Tagesordnung in der örtlichen 
Presse und im Internet veröffentlicht wurden.

2.3.1.7 Sonstiges/Leitung der Sitzung
Die Sitzung wurde zu Recht von der Abgeordneten Köhnken, der 
Ratsvorsitzenden, geleitet (§ 63 Abs. 1 S. 1 NKomVG). 

2.3.1.8 Zwischenergebnis
Der Beschluss ist formell rechtmäßig

2.4 Materielle Rechtmäßigkeit des Beschlusses
Der Beschluss ist materiell rechtmäßig, wenn die Entscheidung 
über die Widmung dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit (Art. 20 
Abs. 3 Grundgesetz) entspricht. Welche Vorschriften im Einzelfall 
anzuwenden sind, beurteilt sich auch danach, welche Rechtsquali-
tät die Widmung hat.12 So ist beispielsweise ein Rückgriff auf das 
VwVfG13 nur geboten, wenn ein Verwaltungsverfahren im Sinne des 
§ 9 VwVfG durchgeführt werden soll. Dies setzt u.a. voraus, dass die 
nach außen wirkende Tätigkeit der Behörde auf die Prüfung der Vor-
aussetzungen, die Vorbereitung und den Erlass eines Verwaltungsakts 
gerichtet ist.14 Die Widmung stellt dann einen Verwaltungsakt dar, 
wenn es sich um eine Maßnahme einer Behörde auf dem Gebiet des 
öffentlichen Rechts mit Außenwirkung zur Regelung eines Einzel-
falls handelt (§ 35 S. 1 VwVfG).15 Strittiges Merkmal ist allein die 
Forderung nach einem Einzelfall. Ein Einzelfall ist dann gegeben, 
wenn Gegenstand der Maßnahme ein konkreter Sachverhalt ist, der 
sich an einen bestimmten Adressaten richtet. Hieran fehlt es bei der 
vorliegenden Maßnahme. Zwar kann noch von einem konkreten Le-

11	 Weder eine unmittelbare noch eine analoge Anwendung des § 41 Abs. 2 VwVfG 
kommt hier in Betracht. Für eine unmittelbare Anwendung fehlt es an einem 
Verwaltungsverfahren im Sinne des § 9 VwVfG. Die analoge Anwendung schei-
det aus, da eine Voraussetzung der Analogie die Interessenvergleichbarkeit des 
geregelten und des nicht geregelten Falls ist. Diese fehlt hier aber gerade.

12	 Nur in Ausnahmefällen ist die Frage zu klären, ob die zu prüfende Maßnahme 
als Verwaltungsakt zu qualifizieren ist. Bei einer Widmungsentscheidung ist 
ein derartiger Ausnahmefall gegeben. Es ist durchaus vertretbar, einen anderen 
Aufbau zu wählen. Da im weiteren Verlauf der Prüfung aber auch auf das Ver-
waltungsverfahrensgesetz zurückzugreifen ist, muss die Frage geklärt werden, 
ob überhaupt ein Verwaltungsakt erlassen werden soll (siehe z.B. Anhörungs-
gebot und § 40 VwVfG). Der hier gewählte Prüfungsansatz erübrigt es, an ggfs. 
eher unvermuteter Stelle, diese Frage erstmals zu thematisieren. So wäre spätes-
tens bei der Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit der handelnden Behörde 
diese Frage zu klären gewesen (siehe Pkt.: 2.4.2.1).

13	 Das VwVfG das Bundes findet nach § 1 Abs. 1 NVwVfG grundsätzlich auch in 
Niedersachsen Anwendung; Einzelheiten zu den Wechselbeziehungen zwischen 
bundesrechtlichen und landesrechtlichen Regelungen siehe Weidemann, Nieder-
sächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwVfG) – Kommentar in: Praxis der 
Kommunalverwaltung, Nds, Loseblattsammlung, Einf. Ziff 1 ff; § 1 Rdnr. 1 ff; 
ferner Brandt, S. 164 ff in Brandt/Schinkel (Hrsg.), Staats- und Verfassungsrecht 
für Niedersachsen, Baden-Baden 2002; Weidemann, Nds.VBl. 2010, S. 263 ff. 
Durch die Verweisungsnorm des Landes Niedersachsen finden durchweg die 
Bestimmungen des Bundes in Niedersachsen Anwendung. Im weiteren Verlauf 
dieses Beitrages werden nur die Normen des VwVfG des Bundes genannt, es sei 
denn, das Landesrecht weist eigenständige verfahrensrechtliche Regelungen auf.

14	 Die zweite Variation; Verwaltungsrechtlicher Vertrag, scheidet eindeutig aus.
15	 Grundlegend zum Begriff des Verwaltungsakts siehe Suckow/Weidemann, Allge-

meines Verwaltungsrecht, 16. Aufl., 88 ff.
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benssachverhalt ausgegangen werden, doch fehlt es an der Zuordnung 
an einen bestimmten Adressaten. Es könnte aber eine Allgemeinver-
fügung im Sinne des § 35 S. 2 Var. 2 VwVfG vorliegen. Durch die 
Widmung wird die öffentliche Eigenschaft einer Sache bestimmt. 
Ein bestimmter Grundstücksbereich wird durch diese Maßnahme 
der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt und damit wird u.a. der 
Gemeingebrauch im Sinne des § 14 Abs. 1 NStrG eröffnet. Es han-
delt sich damit um eine dingliche Allgemeinverfügung16 im Sinne 
des § 35 S. 2 VwVfG.17 Damit diese Widmungsentscheidung dem 
Grundsatz der Gesetzmäßigkeit entspricht, muss sie in formeller und 
materieller Hinsicht der Rechtsordnung entsprechen (Vorrang des 
Gesetzes).

2.4.1 Rechtsgrundlage für die Widmungsentscheidung
Rechtsgrundlage für die Widmung ist § 6 Abs. 2 und 1 NStrG.18

2.4.2 Formelle Rechtmäßigkeit der Widmungsentscheidung
2.4.2.1 Zuständigkeit
Nach § 6 Abs. 1 S. 1 NStrG ist für die Entscheidung über eine 
Widmung grundsätzlich der Träger der Straßenbaulast zuständig. 
Hier soll eine Gemeindestraße im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. NStrG 
gewidmet werden. Nach § 48 NStrG ist für Gemeindestraßen die 
Gemeinde Träger der Straßenbaulast. Damit ist die Stadt Bassum 
sachlich für diese Entscheidung zuständig. Die örtliche Zuständig-
keit beurteilt sich nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 VwVfG. Damit ist die Stadt 
Bassum, dadie fragliche Strecke im Stadtgebiet von Bassum liegt, 
auch örtlich zuständig.

2.4.2.2 Anhörung
Nach § 28 Abs. 1 VwVfG ist vor Erlass eines Verwaltungsakts, der in 
die Rechte eines Beteiligten eingreift, ein Anhörungsverfahren durch-
zuführen, sofern nicht eine Ausnahme nach den Absätzen 2 oder 3 
vorliegt. Die Widmungsentscheidung stellt, wie bereits geklärt, einen 
Verwaltungsakt im Sinne des § 35 VwVfG dar. Ein Rechtseingriff 
ist beabsichtigt, wenn die vorhandene Rechtsposition zum Nachteil 
des Betroffenen verändert werden soll; wenn also der status quo in 
den status quo minus verwandelt wird.19 Hier fehlt es aber an einem 
möglichen Rechtseingriff. Die Widmung stellt keinen Eingriffsakt 
dar, der gegen die der Straße benachbarten Grundstückseigentümer 
gerichtet ist.20 Eine Anhörung ist daher entbehrlich.21

2.4.2.3 Zwischenergebnis
Die Widmungsentscheidung ist insoweit formell rechtmäßig.

2.4.3 Materielle Rechtmäßigkeit der Widmungsentscheidung
Die Widmung ist materiell rechtmäßig, wenn der Tatbestand der 
Rechtsgrundlage erfüllt und die richtige Rechtsfolge gezogen worden 
ist.

2.4.3.1 Tatbestand der Rechtsgrundlage
Voraussetzung der Widmung ist gemäß § 6 Abs. 2 NStrG, dass die 
Stadt Bassum die rechtliche Verfügungsmacht über das als Straße 
dienende Grundstück besitzt. Diese Verfügungsmacht hat die Stadt 
Bassum dadurch erlangt, dass sie Eigentümerin der Grundstücke Flur 
4, Flurstücke 4/2; 4/3 und 4/4 der Gemarkung „Stubbenwiese“ ge-
worden ist. Damit liegen die tatbestandlichen Voraussetzungen für 
eine Widmung dieses Bereichs vor.

2.4.3.2 Rechtsfolge
Die Entscheidung, ob eine Widmung ausgesprochen wird, liegt im 
Ermessen der Verwaltung.22 Die Ermessensausübung hat sich an § 40 
VwVfG zu orientieren. Danach hat die Stadt Bassum ihr Ermessen 
entsprechend dem Zweck der Ermächtigung auszuüben und die ge-
setzlichen Grenzen einzuhalten.23 

Zweck der Ermächtigung ist es, der Allgemeinheit die Verwaltungs-
leistung Straße zur Verfügung zu stellen. Da mit der Bereitstellung 
der Straße auch finanzielle Lasten für den Träger der Straßenbaulast 
verbunden sind, zu denken ist nur an die Verpflichtungen, die sich aus 
§ 9 NStrG ergeben, und die Versiegelung der Landschaft eintreten 
wird, müssen die öffentlichen Interessen, die für die Widmungsent-
scheidung sprechen, überwiegen. Hier ist zu berücksichtigten, dass es 
sich bereits um einen privaten Wirtschaftsweg handelte, der in einem 
gewissen Maße zu einer Versiegelung der Landschaft führte. Durch 
die deutliche Verkürzung der Fahrwege für die Bewohner der Wald-
siedlung können klimaschädliche Immissionen reduziert werden. Die 
eintretenden negativen ökologischen Folgen werden durch Minde-
rung des Schadstoffausstoßes des faktisch reduzierten Autoverkehrs 
zumindest kompensiert. Die bessere Anbindung der Waldsiedlung 
an die Kernstadt stärkt zudem die Wirtschaftskraft der Innenstadt. 
Damit überwiegenden die Interessen der Allgemeinheit an der recht-
lichen Bereitstellung einer neuen öffentlichen Straße. Sachfremde 
Gesichtspunkte sind nicht zu erkennen. Damit entspricht die Wid-
mung dem Zweck der Ermächtigung.

Die Beachtung der gesetzlichen Grenzen erfordert die Einhaltung 
der sog. inneren Ermessensgrenzen. Zu den inneren Grenzen zählt, 
dass nach § 6 Abs. 1 S. 4 NStrG in der Widmung die Straßengruppe 
zu bestimmen ist. Die Festlegung der Straßengruppe orientiert sich 
an der zu erwartenden Verkehrsbedeutung. Die neue Straße dient 
allein dem Verkehr innerhalb der Gemeinde. Daher ist als Straßen-

16	 Grundlegend zur Allgemeinverfügung siehe Weidemann, VR 2005, S. 217 ff. 
17	 Vgl. nur Papier in Ehlers/Fehling/Pünder (Hrsg.), Besonderes Verwaltungsrecht, 

Bd. 2, 3. Aufl., § 43 Rdnr. 46 m.N.; eingehend siehe U. Stelkens in Stelkens/Bonk/
Sachs, VwVfG-Kommentar, 8. Aufl., § 35 Rdnr. 320 f. 

18	  § 6 Abs. 2 NStrG formuliert die (materiellen) Voraussetzungen einer Widmung 
und Abs. 1 enthält Vorgaben für die Rechtsfolgeseite 

19	 Siehe nur Engel/Pfau in Mann/Sennekamp/Uechtritz (Hrsg.), VwVfG-Kom-
mentar, § 28 Rdnr. 31 

20	 Papier, Fn. 17, § 43 Rdnr. 46
21	 Mitunter wird die Auffassung vertreten, dass die Widmungsverfügung zugleich 

individualisierbare Rechtswirkungen entfalten kann und damit auch als Verwal-
tungsakt im Sinne des § 35 S. 1 VwVfG zu qualifizieren ist; vgl. Steiner, Fn. 1, 
Rdnr. 34; selbst wenn dieser Auffassung gefolgt würde, könnte im konkreten Fall 
nicht von einem Rechtseingriff ausgegangen werden. Die ehemaligen Grund-
stückseigentümer haben in Kenntnis der bevorstehenden Widmung ihr Eigentum 
aufgegeben. Damit haben sie zugleich – zumindest faktisch – anerkannt, dass 
durch die Widmung ihre anliegende Grundstückssituation nicht geschmälert 
wird. 

22	 Der Gesetzgeber trifft die Entscheidung über mögliche Handlungsspielräume 
der Verwaltung. Fehlt es an einer ausdrücklichen gesetzlichen Bestimmung, 
erkennbar durch Begriff lichkeiten wie „… nach pf lichtgemäßen Ermessen …“, 
„kann“ oder „darf “, so ist aus dem Gesetzeszusammenhang heraus zu ermitteln, 
ob der Gesetzgeber der Verwaltung Ermessensspielräume einräumen wollte (vgl. 
nur Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 18. Auf., § 7 Rdnr. 9 ff.). Da das 
NStrG keine ausdrückliche, sprachlich eindeutig erkennbar, Bestimmung for-
muliert hat, ist durch Auslegung zu ermitteln, ob die Entscheidung über eine 
straßenrechtliche Widmung im Ermessen der Behörde steht. Dies ist zu bejahen; 
siehe auch Sauthoff, Fn. 1, § 2 Rdnr. 15 ff.

23	 Grundlegend zur Ermessensausübung siehe nur Suckow/Weidemann, Fn. 15, 
Rdnr. 267 ff. 
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gruppe „Gemeindestraße“ (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 NStrG) in die Widmung 
aufzunehmen.24 Weitere Ermessensgrenzen sind nicht ersichtlich.

Die beabsichtigte Widmung kann damit ermessensgerecht erlassen 
werden.

2.4.4 Bestimmtheitsgebot
Die Widmung muss nach § 37 Abs. 1 VwVfG hinreichend bestimmt 
sein. Dies ist dann der Fall, wenn die Adressaten und die diese betref-
fende Regelung eindeutig erkennbar sind, sodass die Betroffenen ihr 
Verhalten danach ausrichten können.25 Da sich die Widmung primär 
an die Verkehrsteilnehmer richtet, müssen diese aus der Widmungs-
verfügung heraus erkennen können, wo diese Straße beginnt und wo 
sie endet. Durch Angabe der maßgeblichen Katasterbezeichnungen, 
den Startpunkt und Endpunkt der Straße und die Länge des Stra-
ßenabschnittes kann die gebotene Konkretisierung erreicht werden.

2.4.5 Zwischenergebnis
Unter Beachtung der Vorgaben zur Bestimmtheit der Widmung ist 
diese auch materiell rechtmäßig.

2.5 (Kommunalverfassungsrechtliches) Zwischenergebnis
Der Beschluss des Rates ist formell und materiell rechtmäßig. Damit 
entfällt eine Handlungspflicht nach § 88 Abs. 1 NKomVG. Der Bür-
germeister ist vielmehr nach § 85 Abs. 1 Nr. 2 NKomVG verpflichtet, 
diesen auszuführen.

3. Entscheidungsvorschlag
3.1 Entscheidung
Die Widmung des Grundstücks mit der Bezeichnung Flur 4, Flur-
stücke 4/2; 4/3 und 4/4 der Gemarkung „Stubbenwiese“ ist vom Bür-
germeister vorzunehmen. 

3.2 (Weitere) formelle Aspekte
a) Schriftlichkeit
Das NStrG fordert nicht ausdrücklich die Schriftlichkeit der Widmungs-
anordnung. Aus dem Gesamtzusammenhang des Widmungsverfahrens, 
u.a. die Notwendigkeit der öffentlichen Bekanntmachung (§ 6 Abs. 3 
NStrG) ergibt sich, dass für die Widmung die Schriftform geboten ist. 
Damit sind auch die Vorgaben des § 37 Abs. 3 S. 1 VwVfG zu beachten.

b) Begründung
Nach § 39 Abs. 1 S. 1 VwVfG ist ein schriftlicher Verwaltungsakt zu 
begründen, es sei denn es liegt eine Ausnahme nach Abs. 2 vor. So 
bedarf es nach § 39 Abs. 2 Nr. 5 VwVfG keiner Begründung, wenn 
eine Allgemeinverfügung öffentlich bekannt gegeben wird. Dies ist 
hier der Fall. Die Widmung stellt eine Allgemeinverfügung im Sinne 
des § 35 S. 2 2. Var. VwVfG dar und sie wird nach § 6 Abs. 3 NStrG 
öffentlich bekannt gegeben (siehe Ziff. 3.3.). Damit entfällt die Be-
gründungsnotwendigkeit.

c) Rechtsbehelfsbelehrung
Nach § 37 Abs. 6 S. 1 VwVfG ist einem schriftlichen Verwaltungs-
akt, der der Anfechtung unterliegt, eine Rechtsbehelfsbelehrung bei-

zufügen. Die Widmungsentscheidung unterliegt grundsätzlich der 
Anfechtung. Damit die Rechtsbehelfsbelehrung den gesetzlichen 
Anforderungen entspricht, muss auch der maßgebliche Rechtsbe-
helf genannt werden (§ 58 Abs. 1 VwGO). Nach § 79 VwVfG und 
§ 68 Abs. 1 S. 1 VwVfG ist vor Erhebung der Anfechtungsklage 
regelmäßig die Recht- und Zweckmäßigkeit des Verwaltungsakts in 
einem Vorverfahren zu überprüfen. In einem späteren Klageverfahren 
käme die Anfechtungsklage in Betracht, da mit einem entsprechen-
den Rechtsbehelf die Aufhebung der Widmung, die ersichtlich einen 
Verwaltungsakt im Sinne des § 35 VwVfG darstellt26, begehrt werden 
würde (§ 42 Abs. 1 Var. 1 VwGO). Einer solchen Nachprüfung bedarf 
es nach § 68 Abs. 1 S. 2 HS 1 VwGO jedoch nicht, wenn ein Gesetz 
dies bestimmt. Eine entsprechende Regelung könnte § 80 Nds Justiz-
gesetz (NJG)27 enthalten. Nach § 80 Abs. 1 NJG ist regelmäßig vor 
Erhebung der Anfechtungsklage ein Vorverfahren nach § 68 Abs. 1 
S. 1 VwGO entbehrlich, es sei denn, es liegt eine Ausnahme nach 
§ 80 Abs. 3 NJG vor. Das ist aber nicht der Fall. Damit entfällt das 
Vorverfahren und es ist unmittelbar Klage gegen die Widmung zu 
erheben. Als zutreffender Rechtsbehelf ist in der Rechtsbehelfsbeleh-
rung damit die Klage zu nennen.

3.3. Wirksamkeit/Bekanntgabe28

Nach § 43 Abs. 1 S. 1 VwVfG bedarf der Verwaltungsakt zu seiner 
Wirksamkeit der Bekanntgabe. Nach § 6 Abs. 3 NStrG ist die Wid-
mung öffentlich bekanntzumachen29. Wie sie vorzunehmen ist, ergibt 
sich aus § 41 Abs. 4 VwVfG.

24	 Nicht erforderlich ist es bei Gemeindestraßen in die Widmung auch die entspre-
chende Untergruppe (z.B. Ortsstraße, Gemeindeverbindungsstraße) mit aufzu-
nehmen; vgl. Wendrich, Nds. Straßengesetz, 4. Aufl., § 6 Rdnr. 3

25	 Vgl. nur Pautsch in Pautsch/Hoffmann (Hrsg.), VwVfG-Kommentar, § 37 Rdnr. 
1 m.N.

26	 Siehe Prüfung unter bitte prüfen Gliederungspunkt stimmt nicht, 2.4???
27	 Auszug aus dem Nds. Justizgesetz (NJG)

§ 80 Unstatthaftigkeit des Vorverfahrens
	 (1) Vor Erhebung der Anfechtungsklage bedarf es abweichend von § 68 Abs. 1 Satz 1 

VwGO einer Nachprüfung in einem Vorverfahren nicht.
	 (3) 1 Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Verwaltungsakte,
	 1. denen eine Bewertung einer Leistung im Rahmen einer berufsbezogenen Prüfung 

zugrunde liegt,
	 2. die von Schulen oder nach § 27 des Niedersächsischen Schulgesetzes erlassen werden,
	 3. die von der Investitions- und Förderbank Niedersachsen (NBank) im Rahmen der 

ihr nach dem Gesetz über die Investitions- und Förderbank Niedersachsen übertrage-
nen Aufgaben erlassen werden, mit Ausnahme von Verwaltungsakten im Rahmen der 
Wohnraumförderung und zur Förderung des Städtebaus einschließlich der städtebauli-
chen Erneuerung und Entwicklung und der zugehörigen Infrastruktur,

	 4. die nach den Vorschriften
	 a) des Baugesetzbuchs und der Niedersächsischen Bauordnung,
	 b) des Bundes-Immissionsschutzgesetzes,
	 c) des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, der Rechtsvorschriften der Europäischen Union zum 

Abfallrecht, des Abfallverbringungsgesetzes, des Batteriegesetzes und des Niedersächsi-
schen Abfallgesetzes

	 d) des Bundes-Bodenschutzgesetzes und des Niedersächsischen Bodenschutzgesetzes,
	 e) der den Naturschutz und die Landschaftspflege betreffenden Rechtsvorschriften der 

Europäischen Union und des Bundes sowie des Landes Niedersachsen,
	 f) des Wasserhaushaltsgesetzes und des Niedersächsischen Wassergesetzes,
	 g) des Chemikaliengesetzes und des Sprengstoffgesetzes,
	 h) des Produktsicherheitsgesetzes und des Energieverbrauchsrelevante-Produkte-Ge-

setzes,
	 i) des Unterhaltsvorschussgesetzes,
	 j) des Niedersächsischen Umweltinformationsgesetzes,
	 k) der Strahlenschutzverordnung und der Röntgenverordnung und
	 l) des Rundfunkgebührenstaatsvertrages und des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages 
	 sowie der auf diesen Rechtsvorschriften beruhenden Verordnungen und Satzungen er-

lassen werden.
	 2 In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 bedarf es der Nachprüfung in einem Vorverfahren auch 

dann, wenn eine oberste Landesbehörde den Verwaltungsakt erlassen oder den Antrag 
auf Vornahme des Verwaltungsakts abgelehnt hat.

28	 Die Frage der Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes ist keine Rechtmäßigkeits-, 
sondern Wirksamkeitsvoraussetzung 

29	 Grundlegend zur öffentlichen Bekanntmachung siehe Weidemann/Rheindorf, 
DVP 2012, S. 310 ff.
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Wirtschaftlicher Umgang mit Budgetmitteln sowie Kostenanaly-
sen zur Förderung des wirtschaftlichen Handelns sind zunehmende 
Erfordernisse im kommunalen Alltag. Nachfolgend werden zwei 
Modellfälle betrachtet, die auf Basis gezielter Aufgabenstellungen 
analysiert werden. Der Beitrag richtet sich an Bachelorstudierende 
der Studienzweige Verwaltung und Verwaltungsbetriebswirtschaft, 
an Masterstudenten kommunaler Verwaltungsstudiengänge sowie an 
interessierte Praktiker. 

Fall I

In einer Stadt seien im Rahmen eines Stadtmarketings die Dienstleis-
tungen “Attraktives Stadterscheinungsbild“ (1) und “Kulturangebot“ 
(2) für den Planungszeitraum [0, T] zu gewährleisten. Die Zeit werde 
in Zeiteinheiten (ZE) gemessen. Es existiere ein Marketingbudget in 
Höhe von x0 Geldeinheiten (GE), das innerhalb des Planungszeitin-
tervalls kontinuierlich auf die beiden Dienstleistungen zu allozieren 
ist. Dabei soll der Soziale Nutzen W (gemessen in Nutzeneinheiten 
NE) über den angegebenen Zeitraum maximiert werden. 

Aufgaben

(1) Beschreiben Sie die Problemstruktur in einem geeigneten Modell! 
Stellen Sie die prinzipielle Lösungsmethodik vor!

(2) Der Planungshorizont betrage T = 5 ZE. Für jeden Zeitpunkt 
t    [0,5] gelte die Soziale Nutzenfunktion der Stadtbewohner 
W(u1(t), u2(t)) = 2 ln u1

2 (t) + 4 ln u2
2 (t) (ln = logarithmus naturalis, ui(t) = 

Budgetmittelallokation auf Dienstleistung i zum Zeitpunkt t). Es ste-
he ein Marketingbudget von 40 GE für den Budgetierungszeitraum 
zur Verfügung, das vollständig auszuschöpfen ist. Ermitteln Sie die 
Trajektorien der optimaler Budgetallokation auf jede Dienstleistung, 
die Schattenpreisfunktion sowie den maximal erzielbaren sozialen 
Nutzen!

Lösungen

Zu (1): Das Problem besteht prinzipiell in der Aufteilung eines li-
mitierten Budgets auf diverse Verwendungsmöglichkeiten innerhalb 
eines Zeitintervalls [0, T]. Hierbei geht es, im Gegensatz zur stati-
schen Optimierung, um die Optimierung ganzer Zeitverläufe, d.h. 
um die Ermittlung optimaler Budgetallokationstrajektorien. Die Zu-
standsvariable x(t) beschreibt das Restbudgetvolumen zum Zeitpunkt 
t  [0, T], die Kontrollvariablen u1(t), u2(t) die entsprechenden Mit-
telzuweisungen auf die einzelnen Dienstleistungen zum Zeitpunkt t. 
Hierbei entsteht zu jedem Zeitpunkt t  [0, T] ein sozialer Nutzen 
von W(u1(t), u2(t)). Die Veränderung des Budgets im Zeitlauf wird 
allgemein durch eine Differenzialgleichung x·(t) = g(u1(t), u2(t), x(t)) 
beschrieben, wobei das vollständige Budgetverwendungsgebot durch 
entsprechende Randbedingungen x(0) = x0, x(T) = 0 sichergestellt ist. 

Die Zielbeschreibung formalisieren wir über das Soziale Nutzenfunk-
tional gemäß

max W(u1(·), u2(·))= 
T

0 
W(u1(t), u2(t))dt

wobei W(u1(·), u2(·)) den im Zeitintervall [0, T] realisierten Sozialen 
Gesamtnutzen symbolisiert. Die Maximierung des Zielfunktionals 
erfolgt durch Bestimmung der optimalen Trajektorien u1

* (·), u2
* (·), 

wobei das Budget entsprechend der Differenzialgleichung x·(t) vom 
Anfangszustand x(0) in den Endzustand x(T) übergeht. x·(t) heißt 
auch Bewegungsgleichung. Zur Generierung einer optimalen Lösung 
ist die Simultanentscheidung der zeitraumspezifischen Budgetalloka-
tion auf die Dienstleistungen prinzipiell für das gesamte Planungsin-
tervall in Einzelentscheidungen zu jedem Zeitpunkt t  [0, T] zu zer-
legen. Diese bestehen konkret in der Allokation von Budgetmitteln zu 
jedem Zeitpunkt für jeweils jede Dienstleistung. Jede Entscheidung 
zum Zeitpunkt t für u1(t), u2(t) weist 2 Wirkungen im Zeitpunkt t auf. 
Eine Wirkung besteht in einem Vorteil in Form einer momentanen 
Sozialen Nutzengenerierung W(u1(t), u2(t)), die andere Wirkung in 
einem Nachteil in Form einer Reduktion der Budgetmittel gemäß 
x·(t) = g(u1(t), u2(t), x(t)).
Um Vorteil und Nachteil sinnvoll vergleichen zu können, ist der 
Nachteil adäquat zu bewerten. Die Nachteilsbewertung geschieht 
mit der zeitabhängigen Kozustandsvariablen (t), die ökonomisch 
als Schattenpreis zu interpretieren ist. Konkret gibt (t) an, welchen 
Sozialen Nutzenbeitrag eine marginale Einheit des Budgets zum 
Zeitpunkt t impliziert. Die Bewertung des Nachteils ergibt sich zu 
(t)x·(t) = (t)g(u1(t), u2(t), x(t)). Das vollständige Optimierungspro-
blem lautet nun:

max = 
T

0 
W(u1(t), u2(t))dt 

			   udN

			   x·(t) = g(u1(t), u2(t), x(t))
			   x(0)= x0

			   x(T) = 0

Es handelt sich um ein dynamisches Optimierungsproblem. Die Lö-
sung erfolgt mit Hilfe des Maximumprinzips von Pontrjagin. Dazu 
formulieren wir zunächst die Hamiltonfunktion gemäß

H(u1(t), u2(t), x(t), (t)) = W(u1(t), u2(t), x(t)) + (t)g(u1(t), u2(t), x(t)).

Die Optimalitätsbedingungen ergeben sich durch 

(1) Nullsetzen der partiellen Ableitungen von H nach den Kontroll-
variablen (Bedingungen erster Ordnung) gemäß

H'
u1(t)

 = W'
u1(t)

 + (t)g'
u1(t)

 = 0

H'
u2(t)

 = W'
u2(t)

 + (t)g'
u2(t)

 = 0 

Thomas Gerlach*

Wirtschaftliche Budgetmittelverwendung und Kostenanalyse

*	 Prof. Dr. Thomas Gerlach lehrt an der kommunalen Hochschule für Verwaltung 
in Niedersachsen.
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(2) die Kozustandsgleichung

H'
x(t)

 = –
· (t),

(3)die Zustandsgleichung

H'
(t)

 = g(u1(t), u2(t), x(t)) = x·(t).

Kozustands- und Zustandsgleichung beschreiben die kanonischen 
Gleichungen des Optimierungsproblems. Es handelt sich um ein 
Differentialgleichungssystem, dessen Lösung zur Optimallösung 
des Ausgangsproblems führt. Diese besteht in den optimalen Tra-
jektorien der Kontrollvariablen u1

* (t), u2
* (t), der Zustandsvariablen  

x* (t) und der Kozustandsvariablen (Schattenpreisfunktion) * (t). Da-
bei wird zu jedem Zeitpunkt die vorteilhafte Wirkung einer Budget-
mitteldisposition möglichst groß, ihre nachteilige Nebenwirkung aber 
möglichst klein gehalten. 

Zu (2): Wir formulieren die konkrete Zielfunktion mit den entspre-
chenden Optimalitätsbedingungen gemäß:

max H(u1(t), u2(t), (t)) = 2 ln u1
2 (t) + 4 ln u2

2 (t) + (t)(–u1
 (t) – u2

 (t))

H'
u1(t)

 = 4/u1
 (t) – (t) = 0� H'

u2(t)
 = 8/u2

 (t) – (t) = 0

H'
x(t)

 = – · (t) = 0

H'
(t)

 = x·(t) = –u1
 (t) – u2

 (t)

x(0) = 40; 	 x(5) = 0

Da die Zustandsvariable x in der Zielfunktion nicht auftaucht ergibt 
sich H'

x(t)
 = – · (t) = 0. Beidseitige Multiplikation mit (-1) und Integ-

ration ergibt (t) = C, d.h. (t) hat im Optimum für alle Zeitpunkte 
denselben konstanten Wert . Dann variieren auch die beiden Steu-
ervariablen u1

 (t), u2
 (t) nicht und aus den Bedingungen erster Ordnung 

folgt u1 = 4/  bzw. u2 = 8/ . Wir konkretisieren jetzt die Bewegungs-
gleichung und erhalten x·(t) = –u1

 (t) – u2
 (t) = –4/  – 8/  = –12/ . Das 

Budgetvolumen zur Zeit t erhalten wir durch Integration der Be-
wegungsgleichung gemäß x(t) = –12t/  + C. Die Randbedingungen 
lauten allgemein x(0) = x0 = C = 40; x(T) = –12T/  + C = 0. Einsetzen 
ergibt  = 1,5 und entsprechend u1 = 4/  = 2,66 bzw. u2 = 8/  = 5,33. 
Wir fassen die Ergebnisse zusammen:

u1
* (t) = 2,66; u2

* (t) = 5,33; x* (t) = 40 – 8t; * (t) = 1,5; 

W(u1
* (t), u2

* (t)) = 17,30	 W* = 17,30 · 5 = 86,50

Eine kontinuierliche Budgetallokation von 2,66 GE/ZE für Dienst-
leistung (1) sowie von 5,33 GE/ZE für Dienstleistung (2) führt zu 
einem sozialen Nutzen von 17,30 NE/ZE und einem sozialen Ge-
samtnutzen von 86,50 NE über den gesamten Planungszeitraum. 
Eine Erhöhung des Marketingbudgets um eine GE führt zu einer 
Steigerung des sozialen Gesamtnutzens von 1,5 NE.

Fall II

Im Bereich der Straßenreinigung sei eine horizontale Kostenanalyse 
durchzuführen. Insbesondere seien Kosteneinsparungspotenziale zu 

identifizieren, die auf den Erfahrungskurveneffekt zurückzuführen 
sind.

Aufgaben 

(1) Beschreiben Sie den Erfahrungskurveneffekt und analysieren Sie 
dessen Ursachen!

(2) Modellieren Sie den Erfahrungskurveneffekt anhand eines zeit-
abhängigen Stückkostenmodells und erläutern Sie wichtige Zusam-
menhänge!

(3) Nach welchem Zeitraum (in ZE) haben sich die Stückkosten 
halbiert, wenn die Lernrate  = 0,8 und die Funktion der Produkti-
onsgeschwindigkeit x(t) = 10 beträgt. Berechnen und interpretieren 
Sie den Degressionsfaktor.

Lösungen

Zu (1): 
Der Erfahrungskurveneffekt besagt, dass die realen Stückkosten eines 
Produkts durchschnittlich um 20 %–30 % zurückgehen, sobald sich 
die in kumulierten Produktmengen ausgedrückte Produkterfahrung 
verdoppelt. Dieses ist zum einen auf dynamische Skaleneffekte, wie 
Lerneffekt, Effizienzsteigerung und Rationalisierung zurückzufüh-
ren zum anderen auf statische Skaleneffekte wie Stückfixkostendegres-
sion und Betriebsgrößendegression.

Zu (2): 
Bei gegebener Lernrate , Basismenge x1, Basisstückkosten k1 = f(x1) 
und gegebener Funktion der Produktionsgeschwindigkeit x(t) mit 


1

0
x()d = x1 ergeben sich die erfahrungseffektbasierten zeitabhängi-

gen Stückkosten gemäß

k(t) = k1 ld m(t) mit m(t) := t

0 
x()dx1

ld ist der Logarithmus Dualis. m(t) beschreibt den Vervielfachungs-
faktor der Basismenge zum Zeitpunkt t, wobei wir von t > 1 ausgehen. 
Eine duale Logarithmierung der zeitabhängigen Stückkostenfunk-
tion ergibt

ldk(t) = ldk1 + ldm(t) · ld.

Eine Differenziation nach dem logarithmierten zeitabhängigen Ver-
vielfachungsfaktor ergibt

 ldk(t) 	 = ld
ldm(t)

ld beschreibt den Degressionsfaktor. Offensichtlich entspricht er 
dem binären Logarithmus der Lernrate. Gleichzeitig drückt dieser 
eine spezifische Elastizität gemäß

ld = k(t)m(t)
 
aus. Der Degressionsfaktor beschreibt das Verhältnis zwischen der 
relativen Änderung der zeitabhängigen Stückkosten und der relativen 
Änderung des Vervielfachungsfaktors.
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Zu (3): 
Die vollständige Ansatzgleichung lautet 0,5 · 100 = 100 · 0,8t

0
 

xd10 . 
Äquivalenzumformungen ergeben den Ausdruck ld0,5/ld0,8 = ld(t) 
↔ 3,1063 = ld(t) ↔ t = 23,1063 = 8,6117. Zum Zeitpunkt t = 8,6117 
haben sich die Stückkosten bei einer Lernrate  = 0,8 halbiert. 
Der Degressionsfaktor ergibt sich zu ld = ld0,8 = 0,3219. Eine 
Äquivalenzumformung der zeitabhängigen Stückkostenfunktion 
führt zu k(t) = k1(m(t))–ld. Einsetzen der ermittelten Werte ergibt  
100 · 8,6117–0,3219 = 50. Erhöhen wir m(t) = 8,6117 um 1 % auf m(t) = 
8,6117 (1,01) = 8,6978 betragen die Stückkosten k(8,6978) = 49,84, 
was einem prozentualen Rückgang der vorherigen Stückkosten von 
gerundet 0,32 % entspricht und damit die Interpretation des Degres-
sionsfaktors als Elastizitätsmaß verdeutlicht.
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Rechtsprechung

Identitätsfeststellung durch Bundespolizei 
auf Bahnhofsvorplatz 

(BVerwG, Urt. v. 28. 5. 2014 – 6 C 4/13)

1. Die Bundespolizei hat die Aufgabe, auf dem Gebiet der Bahnanlagen 
der Eisenbahnen des Bundes Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung abzuwehren (§ 3 Abs. 1 BPolG). 

2. Maßgeblich für die Bestimmung des Begriffs „Bahnanlage“ ist § 4 Abs. 
1 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO).

3. Als „Anlagen einer Eisenbahn, die das Be- und Entladen sowie den 
Zu- und Abgang ermöglichen oder fördern“ (§ 4 Abs. 1 Satz 2 EBO) sind 
danach nur solche Flächen im Vorfeld eines Bahnhofs einzustufen, bei 
denen objektive, äußerlich klar erkennbare, d.h. räumlich präzise fixier-
bare, Anhaltspunkte ihre überwiegende Zuordnung zum Bahnverkehr 
im Unterschied zum Allgemeinverkehr belegen. 

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

I. Zum Sachverhalt

Der Kläger (K) begehrt die Feststellung, dass die Feststellung sei-
ner Identität mit anschließendem Datenabgleich durch Beamte der 
Bundespolizei rechtswidrig war. Er stand am 23. 6. 2011 zusammen 
mit mehreren Jugendlichen vor dem Hauptbahnhof in Trier neben 
der Treppe des Haupteingangs zur Bahnhofshalle und unterhielt sich 
mit ihnen. Gegen 17:50 Uhr forderten zwei Beamte der Bundes-
polizei den K und die Jugendlichen zur Vorlage ihrer Ausweise auf. 
Anhand der Ausweise führten sie mit Hilfe eines Funkgerätes einen 
Datenabgleich durch. Dabei wurde festgestellt, dass zu einer Person 
Erkenntnisse älteren Datums als Betäubungsmittelkonsument vor-
lagen. Die von ihr mitgeführten Sachen wurden daraufhin in Augen-
schein genommen, ohne etwas festzustellen. Zu K und den anderen 
Personen lagen keine Erkenntnisse über Handel oder Konsum von 
Betäubungsmitteln vor. Zu einer Person bestand eine Sachfahndung. 
Anschließend erhielten alle Personen ihren Ausweis zurück. K hat 

am 7. 10. 2011 Klage erhoben, gerichtet auf Feststellung der Rechts-
widrigkeit der gegen ihn ergriffenen polizeilichen Maßnahmen. Das 
VG hat der Klage stattgegeben. Auf die Berufung der Beklagten (B) 
hat das OVG die Klage abgewiesen. Die gem. § 3 Abs. 1 Nr. 1 BPolG 
sachlich zuständige Bundespolizei habe die Maßnahme zu Recht auf 
§ 23 Abs. 1 Nr. 1 BPolG gestützt, weil hinreichende tatsächliche An-
haltspunkte für den Verdacht des Drogenhandels bestanden hätten 
Der Datenabgleich sei gestützt auf § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BPolG 
rechtmäßig erfolgt. K hat gegen dieses Urteil Revision eingelegt und 
insbesondere die Zuständigkeit der Bundespolizei gerügt. 

II. Zur Rechtslage

Die zulässige Revision hatte Erfolg. Die Feststellungsklage ist nach 
Ansicht des BVerwG begründet.

1.	 Die Identitätsfeststellung nach § 23 Abs. 1 Nr. 1 BPolG sei schon 
deshalb rechtswidrig, weil die Bundespolizei dafür sachlich nicht zu-
ständig gewesen sei. Nach § 23 Abs. 1 Nr. 1 BPolG kann die Bundes-
polizei die Identität einer Person zur Abwehr einer Gefahr feststellen. 
Die notwendigen Maßnahmen, um eine Gefahr abzuwehren, kann 
die Bundespolizei zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach den §§ 1 bis 7 
BPolG treffen. Da die Bundespolizei hier als Bahnpolizei tätig ge-
worden ist, müssten aber auch die Voraussetzungen für ihre sachliche 
Zuständigkeit nach § 3 BPolG vorgelegen haben. Nach § 3 Abs. 1 
BPolG hat die Bundespolizei die Aufgabe, auf dem Gebiet der Bahn-
anlagen der Eisenbahnen des Bundes Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung abzuwehren, die den Benutzern, den An-
lagen oder dem Betrieb der Bahn drohen oder beim Betrieb der Bahn 
entstehen oder von den Bahnanlagen ausgehen. Voraussetzung für die 
Zuständigkeit der Bundespolizei ist demnach mindestens, dass der 
Einsatzort sich „auf dem Gebiet der Bahnanlagen der Eisenbahnen 
des Bundes“ befindet. Dies – so der Senat – sei bei dem vom OVG 
festgestellten Einsatzort nicht der Fall.

Maßgeblich für die Bestimmung des Begriffs „Bahnanlage“ ist § 4 
Abs. 1 EBO. Bahnanlagen sind danach alle Grundstücke, Bauwerke 
und sonstigen Einrichtungen einer Eisenbahn, die unter Berücksich-
tigung der örtlichen Verhältnisse zur Abwicklung oder Sicherung des 
Reise- oder Güterverkehrs auf der Schiene erforderlich sind. Dazu 
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Rechtsprechung

gehören auch Nebenbetriebsanlagen sowie sonstige Anlagen einer 
Eisenbahn, die das Be- und Entladen sowie den Zu- und Abgang 
ermöglichen oder fördern. Es gibt Bahnanlagen der Bahnhöfe, der 
freien Strecke und sonstige Bahnanlagen. Fahrzeuge gehören nicht 
zu den Bahnanlagen. Gemeinsames Kriterium für die (objektive) Zu-
gehörigkeit zur Bahnanlage ist – nach der Rspr. des BVerwG – unter 
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse die sog. Eisenbahn-
betriebsbezogenheit, d.h. die Verkehrsfunktion und der räumliche 
Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb (s. Urt. v. 27. 11. 1996 
– BVerwG 11 A 2.96 – BVerwGE 102, S. 269 <274 f.>, juris Rn. 21). 
Als „Anlagen einer Eisenbahn, die das Be- und Entladen sowie den 
Zu- und Abgang ermöglichen oder fördern“ (§ 4 Abs. 1 Satz 2 EBO) 
sind danach nur solche Flächen im Vorfeld eines Bahnhofs einzu-
stufen, bei denen objektive, äußerlich klar erkennbare, d.h. räumlich 
präzise fixierbare, Anhaltspunkte ihre überwiegende Zuordnung 
zum Bahnverkehr im Unterschied zum Allgemeinverkehr belegen. 
Dies ist insbesondere bei Treppen und überdachten Flächen im Ein-
gangsbereich eines Bahnhofsgeländes der Fall.

Unter Anwendung dieser Kriterien kommt der Senat zu dem Ergeb-
nis, dass die Bahnpolizisten in concreto außerhalb ihrer Zuständigkeit 
handelten. Der Einsatzort habe sich nämlich vor dem Bahnhofsge-
bäude neben der Treppe auf dem Bahnhofsvorplatz befunden. Ein 
Bahnhofsvorplatz beginne, wo das Bahnhofsgebäude ende. Er sei 
genauso der Platz vor dem Bahnhof wie er eine sonstige Verkehrsflä-
che in der jeweiligen Gemeinde sei. Dementsprechend sei er nicht 
nur „eisenbahnbetriebsbezogen“, sondern beziehe sich auch auf den 
sonstigen Verkehr auf dem Gemeindegebiet. Für die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung auf einer solchen Fläche sei, sofern nicht in der 
erwähnten Weise Anhaltspunkte die überwiegende Zuordnung zum 
Bahnverkehr belegen, nicht eine Sonderpolizei des Bundes zuständig, 
sondern die nach Landesrecht zu bestimmende Gefahrenabwehrbe-
hörde. Dem Ansatz des OVG, in „unmittelbarer Nähe des Eingangs 
zur Bahnhofshalle“ liegende Bereiche von Bahnhofsvorplätzen in den 
Bahnanlagenbegriff einzubinden, folgt der Senat nicht. Dieser Ansatz 
erweise sich als nicht hinreichend trennscharf. Es sei nicht ausge-
schlossen, dass die Bundespolizei als Bahnpolizei auch auf Flächen 
eingesetzt werde, die rechtlich nicht zum Gebiet der Eisenbahnen 
des Bundes gehören. Dann muss die Zuständigkeit aber kooperati-
onsrechtlich nach § 65 Abs. 1 BPolG ermöglicht werden. Dafür sei 
vorliegend nichts erkennbar. Oder es müssten die Voraussetzungen 
einer Nacheile nach § 58 Abs. 3 BPolG gegeben sein; auch an diesen 
Voraussetzungen fehlte es offensichtlich im streitgegenständlichen 
Fall.

2. 	Die Rechtmäßigkeit des Datenabgleichs nach § 34 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 bzw. Satz 2 BPolG beurteilt der Senat nach den entsprechenden 
Gesichtspunkten wie diejenige der Identitätsfeststellung. Die Bun-
despolizei könne personenbezogene Daten mit dem Inhalt von Da-
teien abgleichen, die sie zur Erfüllung der ihr obliegenden Aufgaben 
führe oder für die sie Berechtigung zum Abruf habe, wenn Grund zu 
der Annahme bestehe, dass dies zur Erfüllung einer sonstigen Auf-
gabe der Bundespolizei erforderlich ist (Satz 1 Nr. 2); ferner könne 
sie im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung erlangte personenbezogene 
Daten mit dem Fahndungsbestand abgleichen (Satz 2). Rechtmäßig-
keitsvoraussetzung sei aber auch insoweit die sachliche Zuständigkeit 
der Bundespolizei als Bahnpolizei nach § 3 BPolG, die hier nicht 
gegeben sei.
� J.V.

Darf Satire wirklich alles? – 
Das „Böhmermann-Gedicht“ 

(VG Berlin, Beschl. v. 14. 4. 2016 – VG 1 L 268.16)

1. Die Meinungsfreiheit unterliegt den Schranken, die sich aus den allge-
meinen Gesetzen sowie den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der 
Jugend und der persönlichen Ehre ergeben (Art. 5 Abs. 2 GG).

2. Die Meinungsfreiheit beansprucht nicht stets den Vorrang vor dem 
Persönlichkeitsschutz. 

3. Vielmehr geht bei Meinungsäußerungen, die als Formalbeleidigung 
oder Schmähung anzusehen sind, der Persönlichkeitsschutz der Mei-
nungsfreiheit regelmäßig vor; im Übrigen kommt es darauf an, welches 
Rechtsgut im Einzelfall den Vorzug verdient

4. Beleidigende Schmähkritik stellt jedenfalls dann keine zulässige Form 
der Meinungsäußerung dar, wenn eine distanzierende Einbettung in 
einen „quasi-edukatorischen Gesamtkontext“ fehlt. 

(Nichtamtl. Leitsätze)

A. Anmerkung

I. Zum Sachverhalt

Der Antragsteller (Ast) wendet sich gegen eine versammlungsrecht-
liche Auflage. Am 12. 4. 2016 meldete der Ast. für den 15. 4. 2016, 
10 h bis 13 h, eine Versammlung gegenüber dem Grundstück der 
türkischen Botschaft in Berlin an. Als Thema der Versammlung gab 
er „Ziegen-Demo gegen Beleidigung“ an und führte weiter aus, es sei 
eine „stille Demonstration mit künstlerischen Schrifttafeln“ geplant. 
Die erwartete Teilnehmerzahl bezifferte er mit zehn. Auf Nachfrage 
der Versammlungsbehörde ergänzte der Ast., es sei geplant, dass die 
Teilnehmer der Kundgebung Ziegenmasken oder Kopftücher trügen 
und stillschweigend Schilder vor sich aufstellten. Auf den Schildern 
sollten Teile eines Gedichts mit dem Titel „Schmähkritik“ von Jan 
Böhmermann abgedruckt werden. Welchen Inhalt die Tafeln haben 
werden und welche Textpassagen des Gedichts dort gezeigt werden 
sollen, gab der Ast. – trotz ausdrücklicher Aufforderung der Ver-
sammlungsbehörde – nicht an. Er konkretisierte sein Vorhaben nur 
insoweit, dass er auf ca. fünf Schrifttafeln ungefähr 50% des Gedicht-
textes zitieren wolle und zumindest „alles was mit Ziegen zu tun hat“ 
präsentiert werden solle. 

Mit Bescheid vom 14. 4. 2016 machte der Antragsgegner (Ag) die 
Durchführung der Versammlung von der Einhaltung der folgenden 
Auflage abhängig:

„Das öffentliche Zeigen oder Rezitieren des Gedichts ‚Schmähkritik‘ von ... 
oder einzelner Textpassagen daraus wird untersagt. Ausgenommen hier-
von ist die bloße Namensnennung des Titels ‚Schmähkritik‘. Diese bleibt 
in Wort oder Schrift im Rahmen der Versammlung ausdrücklich erlaubt.“
In der Bescheidbegründung wurde ausgeführt, das genannte Ge-
dicht und einzelne Textpassagen daraus seien geeignet, den An-
fangsverdacht einer Straftat nach § 103 StGB zu begründen. Au-
ßerdem hätten die Formulierungen einen grob ehrverletzenden 
Charakter. Zudem seien eine Beeinträchtigung der Würde und die 
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Störung des Friedens der türkischen Botschaft zu besorgen. Die-
se habe nach Art. 22 Abs. 2 des Wiener Übereinkommens über 
diplomatische Vertretungen einen besonderen Schutzanspruch. 
Daneben ordnete der Ag. die sofortige Vollziehung des Beschei-
des mit der Begründung an, die Durchführung der Versamm-
lung würde zu einer unmittelbaren Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit führen, der Ausgang eines eventuellen Rechtsstreites 
könne nicht abgewartet werden. Am 14. 4. 2016 hat der Ast. einen 
Eilrechtsschutzantrag beim VG gestellt und sinngemäß beantragt, 
die aufschiebende Wirkung eines Widerspruchs gegen den Aufla-
genbescheid vom 14. 4. 2016 wiederherzustellen. Der Antrag hatte 
keinen Erfolg. 

II. Zur Rechtslage

1. Zulässigkeit des Antrages

a) Der Antrag gem. § 80 Abs. 5 VwGO richtet sich gegen einen 
für sofort vollziehbar erklärten Verwaltungsakt (s. § 80 Abs. 2 Nr. 4 
VwGO) und ist damit statthaft.

b) Als Adressat des Verwaltungsaktes ist der Ast. analog § 42 Abs. 2 
VwGO antragsbefugt.

c) Der Zulässigkeit des Antrages kann nur entgegenstehen, dass der 
Ast. gegen den Bescheid vom 14. 4. 2014 im Entscheidungszeitpunkt 
(noch) keinen Widerspruch erhoben hatte. Nach dem Wortlaut des 
§ 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO wird im Regelfall vorausgesetzt, dass bereits 
ein Rechtsbehelf (Widerspruch bzw. Klage) eingelegt worden ist. Das 
Gericht schließt sich indessen der Auffassung an, dass der Antrag 
bereits vor Einlegung eines Rechtsbehelfs in der Hauptsache zulässig 
ist. Danach ist maßgeblich darauf abzustellen, dass der Bescheid noch 
nicht bestandskräftig ist und eine wirksame Widerspruchseinlegung 
deshalb noch möglich ist (W.-R. Schenke in: Kopp/Schenke. VwGO, 
22. Aufl. 2016, § 80 Rn. 139 m. w. N). Für diese Meinung spricht 
auch, dass der Antrag gem. § 80 Abs. 5 Satz 2 VwGO schon vor 
Erhebung der Anfechtungsklage zulässig ist. Die unterschiedliche 
Behandlung von (Anfechtungs-) Widerspruch und Klage ist sachlich 
nicht gerechtfertigt.

2. Begründetheit

Die Erfolgsaussicht des Antrages in der Sache beurteilt sich u. a. 
danach, ob ein Rechtsbehelf in der Hauptsache erfolgreich wäre oder 
nicht. Ist der angegriffene Bescheid offenkundig rechtswidrig, ist ein 
Rechtsschutzantrag gem. § 80 Abs. 5 VwGO regelmäßig erfolgreich, 
weil in diesem Fall kein öffentliches Interesse an der sofortigen Voll-
ziehung besteht. Umgekehrt – also bei offensichtlicher Rechtmäßig-
keit – hat der Antrag in der Regel keinen Erfolg. 

a) Das VG bejaht hier das öffentliche Interesse an der sofortigen Voll-
ziehung des Bescheids vom 14. 4. 2016: Der angegriffene Bescheid 
erweise sich nach der im vorläufigen Rechtsschutzverfahren nur mög-
lichen und allein gebotenen summarischen Prüfung im Ergebnis als 
offensichtlich rechtmäßig.

Als Ermächtigungsgrundlage für die Auflage kommt § 15 Abs. 1 
VersG in Betracht. Danach kann die zuständige Behörde die Ver-
sammlung von bestimmten Auflagen abhängig machen, wenn nach 

den zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennbaren Umständen 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bei Durchführung der Ver-
sammlung unmittelbar gefährdet ist. Ein Verbot von Meinungsäuße-
rungen bei Versammlungen ist rechtmäßig, wenn eine Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit durch die Verletzung von Strafgesetzen, hier 
durch eine Beleidigung (§ 185 StGB), besteht (BVerfG, Beschl. v. 21. 
3. 2007 – 1 BvR 232/04, juris Rn. 24 m. w. N.). 

Beleidigung wird definiert als Kundgabe von Nichtachtung oder 
Missachtung gegenüber einem anderen in der Weise, dass dem Be-
troffenen – sei es durch Äußerung eines herabsetzenden Werturteils 
unmittelbar diesem gegenüber, sei es durch Äußerung eines solchen 
in Bezug auf diesen einer dritten Person gegenüber – der ethische, 
personale und soziale Geltungswert ganz oder teilweise abgespro-
chen und dadurch dessen grundsätzlich uneingeschränkter Ehr- und 
Achtungsanspruch verletzt oder gefährdet wird. Ob eine Äußerung 
beleidigenden Inhalt hat, ist allein nach deren durch Auslegung zu 
ermittelnden objektiven Sinngehalt zu bestimmen. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, welche äußeren und nach außen erkennbar geworden 
inneren Umstände das Geschehen maßgeblich prägen, insbesondere 
sind die Anschauungen und sprachlichen Gebräuche der Beteiligten, 
die sprachliche und gesellschaftliche Ebene sowie die konkrete Situ-
ation, in der die Äußerung getätigt wurde, einzubeziehen. Maßstab 
für die vorzunehmende Auslegung ist, wie ein alle prägenden Um-
stände kennender unbefangener Dritter die Äußerung versteht. Auf 
die subjektive Sicht und Bewertung des Adressaten sowie auf nach 
außen nicht hervorgetretene Vorstellungen, Absichten und Motive 
des sich Äußernden kommt es nicht an (BGH, Urt. v. 18. 2. 1964- 1 
StR 572/63, juris Rn. 5).

Bereits bei der Prüfung und Bewertung der objektiven Tatbestands-
mäßigkeit der Beleidigung ist der wertsetzenden Bedeutung des 
Grundrechts auf freie Meinungsäußerung Rechnung zu tragen. Ge-
genstand des grundrechtlichen Schutzes aus Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG 
sind Meinungen. Sie genießen den Schutz des Grundrechts, ohne 
dass es darauf ankommt, ob die Äußerung begründet oder grundlos 
emotional oder rational ist, als wertvoll oder wertlos, gefährlich oder 
harmlos eingeschätzt wird. Der Schutz des Grundrechts erstreckt 
sich auch auf die Form der Aussage. Eine Meinungsäußerung ver-
liert den grundrechtlichen Schutz nicht dadurch, dass sie scharf oder 
verletzend formuliert ist. In dieser Hinsicht kann die Frage nur sein, 
ob und inwieweit sich nach Maßgabe von Art. 5 Abs. 2 GG Grenzen 
der Meinungsfreiheit ergeben.

Nach Art. 5 Abs. 2 GG unterliegt die Meinungsfreiheit den Schran-
ken, die sich aus den allgemeinen Gesetzen sowie den gesetzlichen 
Bestimmungen zum Schutz der Jugend und der persönlichen Ehre 
ergeben. Das erfordert in der Regel eine im Rahmen der Tatbestands-
merkmale der einschlägigen Normen vorzunehmende fallbezogene 
Abwägung zwischen dem eingeschränkten Grundrecht und dem 
Rechtsgut, dem das grundrechtsbeschränkende Gesetz dient. Für 
diese Abwägung hat das BVerfG einige Regeln entwickelt. Danach 
beansprucht die Meinungsfreiheit keineswegs stets den Vorrang vor 
dem Persönlichkeitsschutz. Vielmehr geht bei Meinungsäußerungen, 
die als Formalbeleidigung oder Schmähung anzusehen sind, der Per-
sönlichkeitsschutz der Meinungsfreiheit regelmäßig vor. Im Übrigen 
kommt es darauf an, welches Rechtsgut im Einzelfall den Vorzug 
verdient (s. z. B. Beschl. v. 13. 4. 1994 – 1 BvR 23/94, juris Rn. 25 m. 
w. N.).

Rechtsprechung
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Rechtsprechung

Danach stellt nach Auffassung des VG die vom Ast. beabsichtigte Zi-
tierung des Gedichts eine Beleidigung dar. Hierbei lässt das Gericht 
ausdrücklich offen, ob die von Jan Böhmermann selbst getätigten Äu-
ßerungen ihrerseits einen Straftatbestand erfüllen oder wegen ihres 
Kontextes noch von der Meinungsfreiheit gedeckt sind. Entschei-
dend dürfte insoweit der Umstand sein, dass er sein Gedicht in einen 
„quasi-edukatorischen Gesamtkontext eingebettet habe-, um so die 
Grenzen der Meinungsfreiheit zu verdeutlichen (Thiele in: http://
verfassungsblog.de/erlaubte-schmaehkritik-die-verfassungsrechtli-
che-dimension-der-causa-jan-boehmermann/).

Jedoch erfülle die isolierte auszugsweise Wiedergabe des Gedichts 
die Voraussetzungen einer beleidigenden Schmähkritik. Trotz der 
öffentlichen Diskussion über den Beitrag von Herrn Böhmermann 
werde ein unbefangener Dritter, der die mit Ziegenmasken auftre-
tenden Versammlungsteilnehmer und die Texttafeln wahrnehme, dies 
nicht als eine zulässige Form der Meinungsäußerung verstehen. Denn 
es fehl die distanzierende Einbettung in einen „quasi-edukatorischen 
Gesamtkontext-, wie dies bei der Satire von Böhmermann erfolgt sei. 
Deshalb stelle sich das Gedicht bzw. Auszüge daraus nur als eine Anei-
nanderreihung abwertender Verunglimpfungen des türkischen Staat-
spräsidenten dar. Dies gelte insbesondere für die vom Ast. aufgrund 
der Masken und des angemeldeten Themas der Versammlung dem 
Staatspräsidenten unterstellten massiven sodomitischen Handlungen.

b) Die Kammer bestätigt abschließend, dass die Anordnung der so-
fortigen Vollziehung ordnungsgemäß begründet worden sei. Zwar 
genüge eine nur formularmäßige Anordnung der sofortigen Vollzie-
hung grundsätzlich nicht dem in § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO nieder-
gelegten formellen Erfordernis einer schriftlichen Begründung des 
besonderen Interesses an der sofortigen Vollziehung. Im Versamm-
lungsrecht seien die Anforderungen an die Intensität dieser Begrün-
dungspflicht indes niedrig anzusetzen. Denn versammlungsrechtliche 
Verfügungen ergingen regelmäßig kurzfristig, weil die Gegenstände 
von Versammlungen häufig einen aktuellen Bezug haben und deshalb 
– wie vorliegend – mit einem geringen zeitlichen Vorlauf angemeldet 
werden. Entsprechend würden solche Anordnungen leer laufen, wenn 
sie durch einen Widerspruch bzw. eine Anfechtungsklage außer Kraft 
gesetzt werden könnten. Da die Anordnungen im Zeitpunkt der Ver-
sammlung durchsetzbar sein müssen, dränge sich die Notwendigkeit 
einer sofortigen Vollziehung auf. Insofern genüge es hier, dass der 
Ag. in der Anordnung darauf hinweise, dass die Durchführung der 
Versammlung ohne Auflage zu einer unmittelbaren Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit führen würde.

Klausurhinweis: Aufbautechnisch wäre das formelle Begründungserfor-
dernis in einer Fallbearbeitung an den Anfang zu setzen. 

B. Ergänzender Hinweis:

Die Grundrechte der Meinungs- und Kunstfreiheit (Art. 5 Abs. 2 und 
3 GG) sind nicht grenzenlos garantiert. Soweit in concreto auf die 
Meinungsäußerungsfreiheit abgestellt wird, ergeben sich Schranken 
u. a. aus den Vorschriften über den Ehrenschutz (§§ 185 ff. StGB). 
Dabei ist die verfassungskonforme Anwendung der jeweiligen Straf-

norm (hier: §§ 185, 103 StGB) aufgrund einer Abwägung der wider-
streitenden Belange sicherzustellen. Dies hat das VG getan und ins-
besondere die Begleitumstände der Präsentation des „Gedichts“ in die 
Betrachtung einbezogen. Das VG ist dabei nicht auf das Grundrecht 
der Kunstfreiheit eingegangen. Der weite Kunstbegriff deckt auch 
qualitativ zweifelhafte Produkte, so dass das Böhmermann-Gedicht 
hierunter subsumiert werden kann. Allerdings hat der Ast. das Kunst-
werk nicht hergestellt oder – wie z. B. ein Verleger – der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht. Der Ast. hat es lediglich für Zwecke der Mei-
nungsäußerung genutzt. Wer Kunst aber nur nutzt oder konsumiert, 
ist nicht Träger des Grundrechts (Jarass, in Jarass/Pieroth, GG, 13. 
Aufl. 2014, Art. 5 Rn. 128). Aber auch unter Berücksichtigung des 
Art. 5 Abs. 3 GG dürfte das VG kaum anders entschieden haben. 
Zwar unterliegt die Kunstfreiheit nicht den Schranken des Absatzes 
2, sie kann aber durch andere verfassungsrechtliche Werte beschränkt 
werden (ganz h. M.; s. z. B. Jarass, a. a. O., Art. 5 Rn. 122). Zu diesen 
Werten gehört insbesondere der durch Art. 2 und 1 GG fundierte 
Persönlichkeitsschutz. Kritik in satirischer, auch sehr scharfer Form 
an Handlungen und Verhaltensweisen eines (ausländischen) Politi-
kers ist fraglos grundsätzlich durch Art. 5 GG gedeckt. Ein Wesens-
zug der Satire ist die Übertreibung bzw. Verzerrung. An die Annahme 
einer (unzulässigen) Schmähkritik sind daher strenge Maßstäbe an-
zulegen. Dieser methodische Ansatz liegt auch der Entscheidung des 
VG zugrunde. Dabei hatten die Richter nicht darüber zu entscheiden, 
ob sich der Urheber des Gedichts wegen Beleidigung strafbar ge-
macht hat oder nicht. Maßgebend war für die Kammer der fehlende 
„quasi-edukatorische Gesamtkontext“. Es handele sich vielmehr nur 
um eine „Aneinanderreihung abwertender Verunglimpfungen des 
türkischen Staatspräsidenten“. Ob daneben eine Strafbarkeit nach § 
103 StGB gegeben ist, hat das Gericht offengelassen. Ebenso wenig 
bedürfe es einer Erörterung der Reichweite von Art. 22 Abs. 2 des 
Wiener Übereinkommens über diplomatische Vertretungen.

Der Entscheidung ist zuzustimmen. Das Gedicht von Jan Böhmer-
mann enthält Beleidigungen von schwerem Kaliber. Es bedarf schon 
eines sehr großen Wohlwollens, um hier einen „edukatorischen“ 
Ansatz („im besten Sinne“, wie ein Journalist schrieb) zu erkennen. 
Nur in zwei Zeilen klingt sachbezogene Kritik an der Politik des 
türkischen Präsidenten an („Minderheiten unterdrücken, Kurden tre-
ten, Christen hauen“), der Rest ist eine Anhäufung von persönlichen 
Beschimpfungen. Es ist schließlich sehr fraglich, ob eine salvatorische 
Vorbemerkung nach dem Muster („Das, was jetzt kommt, darf man 
nicht machen...“) einen neuen – und rechtfertigenden – „Kontext“ 
schafft. Würde das so gesehen, wäre mit diesem „Trick“ der strafrecht-
liche Ehrenschutz in vielen Fällen ausgehebelt.

Auch das LG Hamburg (Az.: 324 O 255/16) hat im Rahmen einer 
einstweiligen Verfügung die Verwendung bestimmter Passagen des 
Gedichts untersagt, weil sie trotz eines großzügigen Maßstabs bei 
Satire die Grenze zu einer unzulässigen schmähenden und ehrver-
letzenden Kritik überschritten. 
� J.V.

Autor der Rechtsprechungsbeiträge:
J.V.	 =	 Prof. Dr. Jürgen Vahle

Besuchen Sie uns auch im Internet unter : www.dvp-digital.dePe
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die Finanzierung der Anschaffungsauszahlung und ihre finanziellen 
Auswirkungen in einer Tabelle beschrieben werden und so eine mitlau-
fende Kontrolle des Liquiditätsstatus des Investitionsprojekts möglich ist. 
Kontoentwicklung, Zins- und Tilgungszahlungen sowie der Saldo wer-
den explizit sichtbar, was in einer klassischen Wirtschaftlichkeitsrechnung 
(zum Beispiel Kapitalwertmethode) nicht der Fall ist. Während bei den 
klassischen Instrumenten der Wirtschaftlichkeitsrechnungen die Annah-
men der Finanzierung implizit (= inbegriffen, mit einbezogen) berück-
sichtigt werden, ist es bei der Methode der vollständigen Finanzplanung 
so, dass sie vollständig beschrieben werden. 

In diesem Beitrag werden unterschiedliche Varianten mit Praxisbeispielen 
aus der öffentlichen Verwaltung dargestellt. 
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nis führt dies dazu, dass Ferienwohnungen nicht mehr als „Wohngebäude“ 
in einem reinen und allgemeinen Wohngebiet zulässig sind. 
Der Beitrag befasst sich mit der Frage, wie bauordnungsrechtlich auf diese 
Situation reagiert werden kann bzw. muss, und welche planungsrechtli-
chen Maßnahmen die betroffenen Gemeinden ergreifen können. Einge-
gangen wird auch auf eine mögliche Ergänzung der BauNVO.
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Im Anschluss an den letzten Bericht über die Änderungen im Kommu-
nalrecht des Landes Nordhrein-Westfalen (DVP 2014, S. 147 ff.) hat der 
Gesetzgeber weitere Novellierungen zur Gemeindeordnung, zum Gesetz 
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2014 S. 456 wird hier die regelmäßige Berichterstattung über die Gesetz-
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Abhandlungen

1. Ziel

Mit dieser Abhandlung wird der vollständige Finanzplan1 – auch 
„liebevoll“ VoFi genannt – vorgestellt, der in der Privatwirtschaft 
bereits seit Langem2 erfolgreich im Investitionscontrolling einge-
setzt wird. Um die Anwenderin und den Anwender3 der klassischen 
Wirtschaftlichkeitsrechnungen4 wie Kapitalwert-, Annuitäten-, 
Horizontwert- und interne Zinsfußmethode von diesem weiterfüh-
renden Instrument für eine projektbezogene Investitions- und Fi-
nanzierungsplanung als Grundlage für politische Entscheidungen zu 
überzeugen, werden unterschiedliche Varianten mit Praxisbeispielen 
aus der öffentlichen Verwaltung dargestellt.

2. Begriff

Bei der ersten Begegnung mit dieser Methode sind vorab einige 
Aspekte zum Begriff der vollständigen Finanzplanung zu erläutern. 
So führt das Wort „vollständig“ häufig zu Missverständnissen, denn 
damit ist nicht gemeint, dass eine vollständige Erfassung sämtli-
cher monetärer und nicht monetärer Aktivitäten des Investors in 
der Zukunft stattfindet. Eine vollständige Planung im Rahmen der 
Wirtschaftlichkeitsrechnungen ist unrealistisch bis unmöglich, da 
sich Planungsrechnungen gerade dadurch auszeichnen, dass sie mit 
Unsicherheiten behaftet sind. Der Begriff „vollständig“ ist hier an-
ders gemeint. Während bei den klassischen Instrumenten der Wirt-
schaftlichkeitsrechnungen die Annahmen der Finanzierung implizit 
(= inbegriffen, mit einbezogen) berücksichtigt werden, ist es bei der 
Methode der vollständigen Finanzplanung so, dass sie vollständig 
beschrieben werden. Das heißt, die Finanzierungsannahmen werden 
expliziert (= erklärt, erörtert). „Expliziere die Implikationen!“ – das ist 
der Leitsatz des vollständigen Finanzplans. Demnach müsste diese 
Rechentechnik explizierte Finanzplanung (kurz: ExFi) heißen.5 Da 

*  Oberamtsrat Markus Küßner ist stellvertretender Referatsleiter im Ministerium 
für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung des Landes Schles-
wig-Holstein und Lehrbeauftragter für Öffentliche Betriebswirtschaftslehre an 
der Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung in Altenholz und an der 
Verwaltungsakademie in Bordesholm.

1  Die vollständige Finanzplanung ist eine Planungstechnik, die in der Literatur 
auch als Kontoentwicklungsplanung bezeichnet wird. In der englischsprachigen 
Literatur wird VoFi mit Visualization of Financial Implications übersetzt.

2  Der vollständige Finanzplan ist im Grunde genommen gar nichts Neues. Bereits 
im Jahr 1962 als eine weitere Methode der Wirtschaftlichkeitsrechnungen in 
den Grundzügen von Matthias Heister in dem Buch „Rentabilitätsanalyse von 
Investitionen“ entwickelt, hat ihn Heinz Lothar Grob seit 1988 mit dem Buch 
„Wirtschaftlichkeitsrechnung mit vollständigen Finanzplänen (VoFIs) – Eine 
Fallstudiengeschichte für Anfänger“ weiterentwickelt.

3  Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden ausschließlich die 
männliche Schreibweise verwendet, mit der Frauen im selben Umfang gemeint 
sind wie Männer.

4  Mehr dazu in: Klümper, Bernd/Möllers, Heribert/Zimmermann, Ewald, 2014, 
Kommunale Kosten- und Wirtschaftlichkeitsrechnung, 18. Auflage, Witten.

5  Vgl. Grob, Heinz Lothar, 1988, Wirtschaftlichkeitsrechnungen mit vollständigen 
Finanzplänen (VoFIs) – Eine Fallstudiengeschichte für Anfänger, Münster.

sich ExFi aber nicht so gut anhört wie VoFi, bleiben Investitionsthe-
oretiker und Praktiker offenbar lieber beim Begriff des vollständigen 
Finanzplans, obwohl der Begriff der „Finanzplanorientierten Inves-
titionsrechnung“ wohl zutreffender wäre.

3. Beschreibung

Der vollständige Finanzplan ist eine Weiterentwicklung der klassi-
schen dynamischen Methoden6, da beispielsweise die Finanzierung 
der Anschaffungsauszahlung und ihre finanziellen Auswirkungen in 
einer Tabelle beschrieben werden und so eine mitlaufende Kontrolle 
des Liquiditätsstatus des Investitionsprojekts möglich ist. Kontoent-
wicklung, Zins- und Tilgungszahlungen sowie der Saldo werden ex-
plizit sichtbar, was in einer klassischen Wirtschaftlichkeitsrechnung 
(zum Beispiel Kapitalwertmethode) nicht der Fall ist. Daher ist diese 
Technik in der öffentlichen Verwaltung im laufenden Investitions-
controlling7 gerade bei projektbezogener und langfristiger Planung 
unverzichtbar, insbesondere angesichts der öffentlichen Verschuldung 
und einiger aktueller Negativbeispiele kostenträchtiger Großprojekte 
der öffentlichen Verwaltung8. Zudem hat die Sensibilität der Bürger 
und der Medien für diese Thematik deutlich zugenommen, so dass 
sich die Erwartungshaltung an die Anwender der Wirtschaftlich-
keitsrechnungen und an die Entscheidungsträger, also an die Politik, 
verändert hat.

Der vollständige Finanzplan hat seine rechtlichen Grundlagen so-
wohl in § 7 Bundeshaushaltsordnung als auch in § 7 der entsprechen-
den Landeshaushaltsordnungen der Länder und in den dazugehöri-
gen Verwaltungsvorschriften bzw. in den kameralen und doppischen 
Gemeindehaushaltsverordnungen, zum Beispiel in § 12 Gemeinde-
haushaltsverordnung-Doppik Schleswig-Holstein oder § 9 Gemein-
dehaushaltsverordnung-Kameral Schleswig-Holstein.

Die klassischen Verfahren der Wirtschaftlichkeitsrechnungen unter-
stellen als eine wichtige Prämisse einen vollkommenen Kapitalmarkt, 
auf dem Geld nie knapp, Kredite jederzeit verfügbar sind und der 
Sollzins dem Habenzins entspricht, der sich zudem über die Lauf-

6  Man unterscheidet hauptsächlich zwei Gruppen von Wirtschaftlichkeitsrech-
nungen, und zwar die dynamischen und die statischen Verfahren. Statische Ver-
fahren verzichten auf die Berücksichtigung der Unterschiede im zeitlichen Anfall 
der jeweiligen Rechengrößen, wohingegen dynamische Verfahren mit Hilfe der 
Finanzmathematik die Tatsache einbeziehen, dass es einen Unterschied macht, 
ob eine Ein- oder Auszahlung beispielsweise in einem oder in fünf Jahren anfällt.

7  Mehr zum Begriff Controlling in der öffentlichen Verwaltung: Bak, Bernd, 2009, 
Controlling kompakt – eine Einführung in das Controlling öffentlicher Ver-
waltungen, in: Deutsche Verwaltungspraxis, Fachzeitschrift für die öffentliche 
Verwaltung (DVP), 2009, S. 29–34.

8  Die Elbphilharmonie in Hamburg, der Nürburgring in Rheinland-Pfalz und 
der Flughafen Berlin Brandenburg sind beispielhaft zu nennen. Kostenträchtige 
Negativbeispiele gibt es selbstverständlich auch in der Privatwirtschaft, die aller-
dings in der Öffentlichkeit nicht so intensiv diskutiert oder erst gar nicht bekannt 
werden.

Markus Küßner*
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– Der vollständige Finanzplan als Weiterentwicklung der klassischen 
Wirtschaftlichkeitsrechnungen in der öffentlichen Verwaltung –
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